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EiSMibahnfrachireciitliclie Haftamg für ^iksehäden. 

Von Beditaaowatt Dr. Ferdinand Baomgarten, UniTefBiUtadoxeat in Budapest 



I. Die während der letzten zehn Jahre sich öfter wiederholenden 
Arbeitsei nstellung^en der Kiseiibiihnang^estellten haben eine Reihe inter- 
essanter eisenbahnrechtliclier Fragen aufgeworfen ' i, deren l)e friedigende 
Beantwortung bisher nieht irelungen ist. Zwar hat sich die Judikatur 
notgedrungen mit dem Problem der Haftung für Streikschäden beschäftigt, 
doch die ergangenen Entscheidungen widersprechen sieh selbst und 
entbehren jener prinzipiellen Basis und logischen Klarheit, ohne die wir 
deren Autorität keine zwingende Kiatt beimessen können. 

Andrerseits hat es unsere Literatur bisher gar nicht versucht, dieses 
schwierige Problem zu ergründen, und selbst die meisten Kommentare 
unserer Rechtsquellen hüllen sich über diesen Punkt — so wichtig er 
aacli sein mag — in imdiircbdriDgUches Schweigen. 

Ich halte es nin an der Zeit, den Sddeier zu Ififten, nnd ohne mir 
eine Lösung der Frage ancnmassen, will ich wenigstens auf deren 
Grandprinzipien hinweisen — in der Hoffnung, dass durch Widerlegong 
oder Brgftnsung des hier Gesagten doch endlich Klarheit in diesem 
anch praktisch höchst wichtigen Gebiete geschaffen werden kann. 

Die eisenbahnfrachtrechtliche Haftung beruht auf den einschlägigen 
Bestimmungen des Handelsgesetzbuches, des Internationalen Überein- 
kommens und der Verkehrsordnung, die im wesentlichen übereinstimmend 
einerseits die Haftung für die Angestellten, andrerseits die näheren 
Bedingungen der Haftung für a) Verlust und Beschädigung, b) Liefer- 
fristüberschreitang festsetzen*). 



<) Siehe meine Mitteilangen in den Eiaenbahnreolttlicbeii EntBcbeidangen and Ab> 
handlangen Bd. XXIII S. 91. 

*) D» Uer nnr tob d«r eiaenbahnfraclitoeGhtUGhen Haftung die Bed« Bein loll, 
nut die Fnge, welche Folgen die VerriUimvng der Trftnaportpflicbt (§ 6 VerkO.) 

wegen des Eisenbahnstreiks hat, aassor das Gebiet unserer I nti i suchunpen. Ich will 
nur nebenbei bemerken, diiss der Streik in diesem Sinne die Beförderang mit den 

aiiMbafaiirMhü. finuditidaBgen. Seulwh«!! s. S6jilir. B«M«b«A. 1 
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Nun entstehen duTch die gleicbzeitige und planmässige Arbeits- 
einstellung der Eisenbfttanangestellten yerscbiedentliche Schadensursachen, 
da durch die Stockung des Verkehrs sowie durch Nichtbewachung der 
Güter sämtliche oder auch nur einzelne HaftungsgrQnde hervortreten. 
Ist nun die Haftung der Eisenbahn eine unbedingte, oder kann sie sich 
auf den Haftausschliessungsgrund der hdheren Gewalt überhaupt und 
unter welcher Voraussetzung berufen, das ist die Frage, die wir hier 
zu beantworten haben. 

ünstK ü Ausgrangfspunkt bildet die wesentlich strengere Haftung 
der Eisenbalin: während Unternehmer im allgemeinen nur für Hir Ver^ 
schulden haften und für den Zufall nicht verantwortlich sind, so haften 
manche Unternehmer ((lastwirte. T.afrerhaus) und in erster Tiinie die 
Kvispiibnhncn: 1. für ihre Angfesteüten, 2. selbst olint' Yprsscliuldt ii, also 
auch für den Zufall — es sei denn, dass sie einen Haftau.scliliossnn{2:s- 
fTTMind. im besonderen d;»s Einjrreifen einer höheren (iewalt «reitend 
niaclieii können. — Ans diesen in obigen Rechtsquellen entimltenen 
liest ininiunfren ist es ersichtiicli, dass die Entselieidnng nnserer Fraf;»' 
— der Haftung für Streikschäden — eigentlich von der Interpretation 
dieser schon an sich ziemlich unklaren ( i esetzestexte abhängt. 

IL. IJetruchten wir vor allem das Wesen und den Umfang der Haft- 
pflicht für das Eisenbahnpersouai. Verkelii-sordnung 1) lautet in fber- 
einstimmung mit Handelsgesetzbuch und Artikel 29 des Internationalen 
Übereinkommens: ,,Die IHsenbabn haftet fOr ihre Leute und für andere 
Personen, deren sie sich bei der Ausführung der Beförderung bedient"^ 
Die Haftung ist aber nur im allgemeinen ausgesprochen, deren nähere 
Grenzen und Bedingungen sind jedoch nicht präzisiert. Dies wäre um so 
notwendiger gewesen, da ja jedes moderne Recht die Verantwortung 
des Unternehmers för seine Angestellten enthält und da der eigentliche 
Inhalt dieser Regel nicht durch die Festsetzung der Haftung im all- 
gemeinen, sondern nur nach deren Begrenzung einen Inhalt gewinnt 
Vergleichen wir auch hier die Rechtsstellung der Eüsenbahn mit der 
Haftung aus anderen Untemehmen'erträgen und insbesondere aus dem 
Werkvertrag. 

Die Haftung für Angestellte kann überhaupt drei Gradationen an- 
nehmen : 

1. Verantwortlichkeit für die richtige Wahl der Angestellten: 
Haftung für culpa in eligendo. Diesen untersten Urad der Haftpflicht 

regdmuSBigea Transpoitniittoltt (wozu auch das nStige Penonal gehört) aoascblierat 

(Punkt 2 §6), nnd da hier nicht von der strengeren fntchtlicben Haftung die livde ist 
und •) iler \ rlcv rolglich nicht hicranf Besag hat. dürfte der Streik aacb unter 
Funkt 3 § G subbuuitert werden. 
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enthält das österreichische bürgerliche Gesetzbuch (§ 1161); das moderne 
Vertra^recht bat diesen Standpunkt bereits ttberholt. 

2. Die Haftung des Geschäftsherm für seine Gehilfen nach BGB. 
§ 278 (siehe auch ungarischen Entwurf § 1164) «ffir ein Verschulden 
seines gesetzlicben Vertreters und der Personen, deren er sich zur Er- 
fullnng seiner Verbindlichkeit bedient*^. — Die Haftung ist also eine 
strengere, deren Vorbedingung jedoch, dass das Verschulden im Zu- 
sammenhang mit der konkreten Ausführung eines Vertrap^es sei. 

3. Der höchste Grad der Haftung' wäre jono, welche aucli dann 
Platz greift, wenn der Angestellte ein Verseliulden beg:eht, ohne Zu- 
sanimenliang mit der Erfüllnnp einer speziellen Verbindlichkeit, aber 
die Uaftnng für jedes Verschulden des Augestellten schlechthin, welches 
WKt in irgend einer Beziehung mit dem Betrieb resp. seiner Dienste 
steht i>. 

Ist nun im Falle des Eisenba hnsti-eiks die Eisenbab?) für ihie An- 
g'estellten mch dem 2, oder 3. Gradt verantwortlicli? Dies ist eine 
Iiiti rin t tationslrapfe des i? 0 der Vei k( ► . der im Art. 29 \V wurzelt. 
Warum wurde Art. 21) bei den Verhandlungen de.^ \ \\ akzepiierl ? Dies- 
bezüglich enthalten die rrotokolle gar keine Antklüning, und offenbar 
wurde die Präge mit Rücksicht auf einen Ki.seiil>uiinstit ik gar nicht i i- 
wogen oder absichtlich verschwiegen, damit die Einigung un dieser 
Klippe nicht scheitern solle. — Es ist aber eine zweifache Deutung 
möglich: 

a) Das lü. wollte bloss die allgemeine Haftung des Werkvertrags 
nach modernem Recht auch der Eisenbahn expressis' verbis auferlegen, 
da ja doch einige der den Vertrag abschliessenden Staaten (so Osterreich 
BGB. § 1161) selbst diesen Hittelgrad der Haftung des ünternehmcrs 
nicht festsetzen. Diese Beweisführung, welche ich dem Urteil der un- 
garischen Kurie vom 14. März 1907*) entnehme, mag plausibel, und 
da uns jeder konkrete Anhaltspunkt fehlt, auch annehmbar erscheinen. 
Ihre Konsequenz wäre, dass die Eisenbahn für den Streik ihrer An- 
gestellten auf Grund der VerkO. § 9 schlechthin nicht haften würde, 
es sei denn, dass diese Haftung auf Grund der weiterhin zu ent- 
wickelnden Regeln der VerkO. zu begründen wäre. Wenn i; H Vi rko. 
nun für das Verschulden der zur Erfüllung der Verbindlichkeit bei- 
gezogenen Personen die Haftung anforlcgt. >^o wird er für einen Ei.^en- 
bahmstreik eben belanglos, da hier die Angestellten nicht ein Verschulden 

') Also für jede Handlniig, cn welcher die Tatsadie der Anstellung Cfelegenheit 
bietet. SelbetTentlindlich sind jene Ddikte, die aüt der Anatdlong in gar keinem 

Zasanimcnlian^; stclu'ii, auszuscheiden. V^d. Bger, VerbebrBOtdnnng S. .^7. 
Siebe £i8enbE. Bd. XXIII 

1* 
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bei kunkreten Frachtleistimgett begehen, d. h. die V^indÜchkeiten er- 
füllen und hierbei schuldliaft vorgehen, sondern ihr Verschulden ebra 
darin besteht, dass sie die Mitwirkung bei solchen Erffillnngen und 

Dienstleistungen überhaupt hartnäckig verweigern. 

1)1 Eine andere strengere Deutung der VerkO. § 0 erklärt ihre Regel 
mit der bis zum dritten Grade erhöhten Haftung des Kisenbahnrechtes. 
Das Verhalten der streikenden Eisenhahnboamten ist gegenüber der Eisen- 
bahnnnteninhiniiiiji iiu'istens ein Vcrtrapsbrucli, «^c'^t'iiüber dem vorfrachton- 
den Publikum ein l'ntcrlasfjungsiiclikt, und da dasselbe ja in uninittelbarem 
Zusammenhang mit dem Dicn^^t»' ist resp. in der Weigerung der dienst- 
lichen Pflichten besteht, wäre hu rtür die Eisenbalm verantwortlit Ii. Ich 
gestehe, dass ich diese Deutun^r ini Einklänge mit der Strejige des 
EiseiibaliiiK ( litrs erachte, und wenn wir die Delikthaftung aussprechen, 
wir keinen I ntcrsehied zwischen positivem Tun und Unterlassen gelten 
lassen können. Kalls also die verschuldete fahrlässige Unterlassung 
eines einzelnen Dienstaktes (der Angestellte versäumt das Tier zu 
tränken, die Türen des Wagens abzusperren, die Waren bei nötiger Ab- 
ladung in Verwahrung za bringen, die Weiche m stellen etc.) anter 
§ 9 VerkO/ fSllt, so begründet die absichtliche Unterlassung s&mt- 
lieber Diensttätigkeiten ebenfalls die Haftung der Bisenbahn und zwar 
die gesamte Haftung auf Grund des Frachtvertrages*). — Wo es sich 
also um absichtliche und schuldhafte Handinngen (oder Unterlassungen) 
seitens des Personals handelt, würde die Eisenbalm schlechtbin haften, 
auch wenn die massenhafte und planmässige Arbeitseinstellung selbst 
aus dem Standpunkte der Eisenbahn als unabwendbares und unv^ 
schuldetes Ereignis zu betrachten wäre^. Denn nicht auf die Schuld 
der Eisenbahn, die ja als juristische Persönlichkeit nur durch ihre Ver* 
treter schuldhaft wirr! kommt es an, sondern es genügt das Verschulden 
ihrer Angestellten. Nur dann wiUre die Haftpflicht zu verneinen, wenn 
die streikenden Angestellten nicht aus freiem Entschluss oder ohne 
Verschulden vorgegangen wären. So z. B. wenn sie den Streik unter 
unabwendbarem Terr<5risnins Aussenstehender oder unter iniwider- 
stehlichem äusseren Zwang be.sclildsson hatten (wjus wohl selten der 
Fall sein wird), oder falls sie den Dieii.^t nach der regelmässio^en gpset;?- 
liehen Kiindiirnnj^ vt ^la.>^sl■n haben. Nach den eiiisclil;i<iif.;en Keeht.sregeln 
Werden zumeist die l-]isenl)aliid>eaniten als Staatsbeamte lietraclitet, so dass 
sie ilnen DieniSt nur nach administi*ativer Entlassung resp. Arniahme 

') Vgl Ri]ii(1ii;\l:,.i. ünflnnc ftrr Kiscnliahn 1906 S. 22 Aiini. 9. 
-') IJusenthHl spridir. im allK»;naineu von Zessioning dieser Haftpflidit der Bftbn, 
ohne obige Dcuiarkatlouslinic zu zielit-n. 
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ihrer Abdanknng verlassen können, so dass wohl die meisten Eisen- 
bahnstreiks nicht irar als privatrechtliche, sondern anch als strafrechtliche 
Delikte^) aufzufassen sein werden. — Abgesehen von diesen Ausnahme- 
fällen besteht diese Haftpflicht iu gleichem Masse für den Streik des 
ständigen, wie des vorübergehend aufgenommenen Personals, da ja ein jeder 
Angestellte, was auch seinr Beschäftigung: sein majr, cu\ Mitjxlied des 
Gesamtsbctriehes ist. dessen Arbeitseinstelliuifr dvn lieti-ieb zum Stocken 
bringen kann ^j. Ferner erstreckt sich diese Hattun«: niclit bloss auf 
den Fall des Verlusts, der Beschädigung und Liefertiistübersclireitung, 
sondern auf die gesamte Haftung auf Grund des Fracljtvertra^^es, so 
z. B. auch wegen Versäumung der in der VerkO. vorge^icliriebeuen Ver- 
ständigungen, was auch durch den Streik öfters vorzukommen pflegt. 

Für dicije strengere Interpretation der Haftpflicht für das Persünal 
hat sich — allerdings oline jede nähere Motivierung imd nur per 
tangentem — das schweizer Bundesgericht am 14. Juli 1904') aus- 
gesprochen, und auch die Entscheidung des Mailänder Obergerichtshofes 
vom 22. April 1902 Iftsfit sich zur ünterstStznng dieses Standpunktes 
anführen. Der Ssteraeiehische oberste Gerichtshof (28. April 1905) ver- 
neint die Haftung mit der Begründung, dass dieselbe nnr für Ver- 
sclinldimg bei der Ausführung der Beförderung besteht Abgesehen 
davon, dass die Haftung für das Verschulden der Leute schlechtbin aus- 
gesprochen ist^, beruht diese Begründung evident auf einem Trugschluss, 
da ja die Nichtausffihrung einer vorgeschriebenen Beförderung (z. B. 
fahrüssiges Liegenlassen der zur Beförderung angenommenen Waren) 
ein t^ischer F^l des Verschuldens ist, und wenn dies im Einzelfalle 
als solches gilt, so wird woU die planm&ssige Unterlassung sämtlicher 
Diensttätigkeiten kaum anders beurteilt werden können. — Das er- 
wähnte Urteil der ungarischen Kurie spricht sich ebenfalls gegen die 
Haftung aus, doch wenigstens auf logisch einwandfreier Grundlage, 
indem es im § 9 Va*kO. nur eine Wiederholung der oben als Mittelgrad 
bezeichneten Verantwortung aus dem Werkvertrag sieht. 

Einen weiteren AnhaltspunJct für die strengere Interpretation bietet 



') Vgl. Dviltachei Stralg^etzbuch §§ 315, 316 nnd insbesondere das nieder- 
ländische Gesetz v(>m Jahre lf>04 lutifffs FA-^lXm.mng der §§ 284 und 47(1 (Us Sttil! 

*) Vgl. KunduAgel, Uaftang der Eisenbahn 1906 S. lU. Ander«: JUciniug £gcr 
a. A. Ü. 8. 37. 

Sldie EiMiibB. Bd. IX S. 85. — Aitcb Art.5 dw whwdzer Trsnsportgeietses 
Tom Jahre 1898 i^rieht dit Haftang fllr daa Tendtaldea dar Angestellten in diesem 

Sinne aus. 

*) Verl. Unsonthal a.a.O. 119: jednch besteht die Haftuii!,' auch in gleichem 
Masse für das vorübergehend aofgenommone i^ersonal. Siebe Eger a. a. (). S. 37. 
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ji'docli — wenigstens aus dem PtMiulimnkte des dcutschiji FiachtiTclits — 
die Eütetehungri:?eschiclite des 4; 481 des neuen deutschen Handelsgcset2- 
buches. Derselbe wurde neben 278 des B(JB. in dem Hewusstsein 
auff^enommcn. dnss der gleicldautendc Art. 400 des alten HGB. durch 
denselben nicht viillii: irsetzt sei ('Denkschrift 1 261. II 259), also dem 
ij 278 B(il'>. gegenüber ein höheres Ma.ss der Haftung dithalte, welches 
elK ii m iiÜL^t. die Haftunjj für Streik zu begründen, wo dir Verschuldung 
niclit in unniiit. Ibarer Ausfüluung der Verptlichtuug (BGB. § 278) zu 
Tage ^vti'cK^n ist. 

Falls diese Ijeweistührun;:: iiberzengend wirkt, wäre die Haftung 
.sclüiii auf (ii'und ij 1) VerkO. auszusprechen und eine weitere T^nter- 
sucliung der Eisiubahnhaftung iibertlüssig. Da jedoch diese Interpre- 
tation des § Ü keineswegs unbestritten zu erachten ist, wollen wir des 
näheren auf die diesbezQu^ichen Disposidoneo der VerkO. eingehen, da 
ja sonst die Nichtanwendbarkeit des § 9 nicht die Haftentlastung 
scblechthin zur Folge Iiaben kann. 

in. Wenn wir nun in diesem Sinne die Bestimmungen der VerkO. 
betrachten, haben wir vor allem zwischen Verlust und Beschädigung 
einerseits, und Lieferfristfiberschreitnng andrerseits zu unterscheiden, 
da nach § 75 und § 86 VerkO. in beiden Fällen die Haftausschliessungs- 
griinde anders umschrieben werden. Allerdings soll nach der Ansicht 
mancher Schriftsteller die richtige Deutung beider Bestimmungen dieselbe 
sein, doch darauf w(dlen wir vorläufig nicht des Weiteren eingehen. 

Im Falle des Verlustes und der Beschädigung kami bei Eisenbahn- 
streiks ausschliesslich von dem Haftausschi iessungsgrund der höheren 
( Jewalt die Rede sein, so dass zu ent.scheiden ist, ob ein Kisenbahnstreik 
al8 höhere Gewalt betrachtet werden 'kann oder nicht. — Und 
in diesem Punkte begegnen wir denselben Unklarheiten und Seliwierig- 
keiten, wie bei der Dentnnir des 9 VerkO. ; letzteier st t/.t eine Haftung 
fest, (dme deren (Jrenzlinien ausziisteekeu, >; 75 hin<^ei;i-n nemu, eiru'U 
ilaltausschlies.-^uugsGrrnnd (vis major; und überlässt es der Inttüpretution, 
lidrait in diese h t i e Furiiiel zu brinjjen. Die .Judikatur und die 
Literatur luiben dies auch getan — jedih h ohne eine einheitliche Lösung 
zu tind( n. Nicht nur in den einy.i hu u Gebieten des Internationalen 
Ibeivinkomniens herrscht Verschiedenheit und Ungewissheit (so ist in 
l'^rankreieh die force majeur einfach mit dem Zufall gleichbedeutend, 
wodurch die strengere ELsenbahuhaftung auf das gleiche Niveau mit 
der jedes Unternehmers sinkt), auch in Deutschland selbst konnte man 
zu keiner Einigung gelangen. Ohne diese vielfach verzweigte Polemik 
kritisch behandeln zu können, wollen wir von dem Gegensatz der ob- 
jektiven und subjektiven Theorie ausgehen, und vor allem müssen 
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wir konstatieren, dass die planmässige und raasscMhafte Arbeitseinstellung 
der Eiscnbalmanfrcstolltcii als Haft:uisschlipssuii<i:sirnmd gelten kann, je 
nachdem wir die eine oder aiidfrc Tlieorit' annehmen. 80 — um 
vor allem die (iegensätzu hcrvnrznlicbt'M - - wird der EisenbHhnstreik 
auf Grund der rein subjektiven Lehre Goldschraidts als vis major 
gelten können, während die objektive Lehre Exners eine derartige 
Deutung mciiier Ansicht nach ausscbliesst. Exuer srlicidtt nämlich 
sämtliche Ereignisse nicht äusserer Provenienz aus dem Begrifi' 
der vis major uns und virsteht unter derselben nur jene Tatbestände, 
die luima facie vermöge der Art und Weise ilires Auftretens die normalen 
Zufälle augenscheinlich übersteigen. Nach dieser Auflassung ist es 
ganz klar, dass der Streik der Eisenbahuangestellten wohl kaum unter 
den Begriff der höheren Gewalt füllt. Erstens, weil er nicht äusserer, 
sondern innerer Provenienz ist und so durch die Begriffsbestimmung' 
Einers ausgeschlossen erscheint, zweitens, weil jene Liquidität des 
Sachverhaltes, die Exner vor Augen hält, wohl nie in einem solchen 
Falle vorliegen kann, da ja nur durch eine komplizierte BeweisfKhmng 
dargetan werden kann, ob die Eisenbahn an der Entstehung des Streiks 
Schuld trägt oder nicht 

Doch auch die herrschende Lehre, die an dem Begriff der Unab- 
wend barkeit nach der Definition Goldschmidts festhält, lässt eine Aus- 
scheidung des Eisenbahnstreiks aus dem Gebiete der höheren ( Jcwalt zu. 
Anch Eger, der den Begriff der höheren Gewalt als durch Theorie und 
Praxis übereinstimmend anerkannt betrachtet (VerkO. S. 487 tf.), unter- 
srheidut zwischen innerem und äusserem Zufall, indem er die Eisen- 
bahn für ersteren, sowie insbesondere „für Funktionen ihrer Betrieb.s- 
mittil und die Handlnnccn ihrer Dienstorgane fl.entc)" unbedingt 
haltbar erklärt, isur dann kunjiten die Handlungen der Anpcsttdlten 
als ein von aussen eingreifendes Ereignis betrachtet werden, wenn 
dieses ihr Eingreifen mit dem Dienst übcrliaupt in keinem Zn.sammen- 
hanjj;' stünde, so räuberischer f'berfall seitens Eisenbahnan<iestelltei- etc. 
Der Eisenbahnstreik hingegeji stellt in derartig unniittelbarem Zusannuen- 
hang mit dem Eisenbahndienst, dass er nur in der „Ausübung des 
Dienstes" und zwar durch Ni( htaiLsübung desselben begangen 
werden kann. Auch auf Basis der Eger scheu Ausfülirnngen die 
jedoch konkret den Eisenbahnstreik nicht erörtern — komme ich also 
zu einem mit den obigen analogen Endergebnis. — Ohne den überaus 
reichen literarischen Ausführungen anderer zu folgen, will ich nur auf 
das jüngst erschienene Werk Rundnagels hinweisen, der ebenfalls 
die unbedingte Haftung fflr ein inneres Ereignis hervorhebt und — 
mit Hinweis auf Exner — selbst den Ausstand des Personals als solches 
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bt'traelitrt. falls nur nicht die Arbeiter zu diesem Schritte durch gewalt- 
same Rinwirkuiifr Dritter genötig-t werden (r. a. 0. S. 101 Anm. 24). 
Wer den Ablauf der jüngsten Eisenbahnstreiks betrachtet, mag ja auf 
einen gewissen Einfluss fremder Agitatoren stossen, von einem äusseren 
Zwang wird wohl kaum die Kede sein können. 

Auch ffie deutsche Rechtssprechung, die ursprünglich (insbesondere 
Reichsoberhandelsgericht) ansschliesslich die Abwendbarkeit durch 
äusserste Sorgfalt untersuchte, greift neuerdings das Merkmal des 
äusseren Ereignisses auf (Bntsch. vom 32. Okt. 1892) und scheidet so- 
mit alles, was mit dein inneren Betrieb znsammenhfingt, ans dem Begriff 
der vis major aus. Selbst der Ausspruch des RG. (EisenbB. Bd. I 
S. 253), dass die Geistesstörung eines Bediensteten die Einrede der vis 
major begrfindet, steht hiermit nicht im Widersprach. Aus welchem 
Grunde immer, sei es Krankheit, Tod etc. die Angestellten dienstunfähig 
geworden sind, liegt bei allen diesen Beispielen ein absichtliches Unter^ 
lassen ausser Frage; wo jedoch eine Schuld (innerer Entschluss) der 
Angestellten vorliegt, wird von einem äusseren Ereignis kaum die Bede 
sein können. 

Der rein subjektive Standpunkt führt im Falle des Eisenhahnstreiks 
auch zu weiterrn Unzulänglichkeiten. Den Streik schlechthin als 
Haftausschliessiinp.sgTund zu betrachten, widersprielit selbst der Theorie 
der Abwendbarkeit, du ja die Eisenbahn jedenfalls dartun müsste, dass 
der .streik derartifr auftritt, dass er überhaupt die Ausführung der 
Transporte (durch Ersatzinannschaft) unniörrlich machte, dass ferner die 
Eisenbahn den Streik nicht verschuldet (z. B. durch ungerechtfertigte 
Aussperrungen] und die Folgen desselben selbst mit der äussersten Sorg- 
falt nicht abwehren konnte. 

Ein partieller (»der vorübergehender Streik könnte also keinesweg^s als 
vis major betrachtet werden, sundern nur wenn er derartige Dimensionen 
genommen, dass seine schädlichen Folgen selbst mit der gi'össten Sorg- 
falt nicht abgewendet werden konnten. Die Eisenbahn mfisste also 
nachweisen, dass der Streik nicht infolge ihres Verschuldens entstanden, 
und sie alles menschenmögliche getan, am den Streik gütlich beizulegen, 
den Ausbruch desselben zu verhindern und nachher die n&tige Ersatz* 
mannschaft zu beschaffen etc. — Diese Haftentlastong mlisste aber auf 
die ganze Vorgeschichte des Streiks zurAckgreifen und würde eine der- 
artige Untersuchung der wirtschaftlichen und sozialen Umstände voraus- 
setzen, die Aber jene Grenzen hinauswächst, die im Rahmen eines 
Zivilprozesses möglich und zweckentsprechend erscheinen. Der Zivil- 
richter verffligt ja gar nicht über die nötigen Hilfsmittel (wirtschaftliche 
Untersuchungen, Verhör der Eisenbahnleiter, Enqueten etc.), um diese 
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Vorfrage (Verschulden bezüglich des Streiks und Dimensionen desselben) 
gründlich zu lösen, nnd er würde vor der Alternative stehen, die Schuld- 
frag^e anf Oruiid äiissL'rliclier rmpressioneii mx} Mrscheiniing-sformen zu 
lösen oder den Streik a i)riori als Haftentlastiin^.sgriind zu betracliten. 
Dieses Pesnltat der rein subjektiven Theorie zeigt also, dass der 
.Beweisnotbestand" im Falle des Eisenbalmstreiks auf diesem Wege keine 
bel'riedip'ende Liisunp: tindet und ohne entsprechend durchjit't'iilirte Haftent- 
lastung von einem Haftausschliessuugsgrunde niclit die Rede sein kann. 

IV. Die Haftung für Versäumung der Lieferfrist berulit auf § 86 
VerkO. (Art. 39 lü ): hiernach ist die Eisenbahn verantwortlich, „es 
sei denn, dass die Verspätung von einem Ereignisse herrührt, welches 
sie weder herbeigeführt hat, noch abzuwenden vermochte". — Nach der 
keineswegs sehr glücklich gewählten Textierung dieses § haben wir es 
mit einer Haftung zu tun, die strenger als Art 897 des alten HGB. 
(vgl. Eger, VerkO. S, &47), jedoch milder als die Haftung laut § 7d 
(Ausschluss durch vis miyor) zu betrachten ist Bs ist wohl kaum zweifel- 
halt) dass es nnzweckm&ssig war, diese weitere Abart der Verantwort- 
lichkeit in das Eisenbalmrecht einzuführen, wir mfissen jedoch dieser 
Tateache Rechnung tragen. Stnlge Schriftsteller inteipretieren diese 
Umschreibung als übereinstimmend mit der Haftung ffir Verlust Jene, 
die die höhere Gewalt in rein subjektivem Sinne auffassen, gelangen 
notgedrungen zu diesem Resultate, da ja die Definition, die sie bezQglich 
d6r vis major aufstellen, die Umschreibung des § 86 deckt. Andere er- 
achten beide Arten der Haftung für gleichbedeutend, indem sie sich 
auf da.s neue deutsche Handelsgesetzbuch (Denkschrift II S. 273) berufen 
(so insbesondere Bundnagel a. a. 0. mit Berufung auf Lehmann- 
Ring S. 395 und Düringer - Hachenburg S. 683). Dieses aus dem 
deutschen "Prachtrechte genommene Arg:ument mag jedoch für die anf dem 
Internationalen rbereinkommen fassende VerkO. nicht ausschlaggebend 
sein. Su zieht auch i]ger i^VerkU. 8. 548) scharf die Grenzen zwischen 
Haftung für Verlust inul (Urjenicen für Verspätung, wa.s mit Rücksicht 
auf den Eisenbahnstreik von besonderer Wichtigkeit erscheint. Würden 
wir § 86 VerkO. gleichi)e(!eutend mit § 75 erachten, ergibt .sich die Haftnng 
für den Streik aus dem suIj iÜ Ausgeführten. Wo nicht, Hesse sicli die 
Haftung auf Grund des 9 VerkO. (siehe II.) begründen. Bei Aus- 
scheidung dieser zwei Möglichkeiten würde die Verautwortlichkeit der 
Eisenbahn für einen unverschuldeten und durch die Massenhaftigkeit 
und Gleichzeitigkeit unabwendbaren Streik verneint werden. Auch 
Eger lehrt, dass bei Vers&umung der Lieferfrist die Eisenbahn Hberiert 
werden kOnne, gleichviel, ob innerer oder äusserer Zufall Torliegt, also 
auch wenn es sich um Handlungen ihrer Leute handelt (a. a. 0. S. 548). 
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Killt \v(it(ir \'(trlKtliTi^rung der Haftung wäre die tatsächliche 
Übeisdirt itiiiii' der Lit leririst '), die ja eventuell unterbrochen oder ver- 
längert werden kann, und jrerade im l'alli' eines Kisenbabnstreik.s wird 
dies öfters in Betracht kuniuieii. Isills die durch th'ii Streik entstandenen 
Traiisporthiudernisse nur zeit\veiliy:e und niciit dauernde sind, so muss 
der Absender verständigt werden, damit er sein Kücktrittsrecht mit 
Entschädigung der Eisenbahn — falls derselben kein Yerschalden zur 
Last fallt ^ — aasOben kann (§ 65 VerkO.)- Anch kann die Lieferfrist- 
überschreitung infolge des Streiks nnter Abs. 6 $ 63 VerkO. subsumiert 
werden (v^l. Eger, VerkO. S. 366), laut welchem dar Lauf der Liefer- 
frist für die Dauer einer ohne Verschulden der Eisenbahn ein- 
getretenen Betriebsstening ruht. Mithin fiele ohne Unterscheidung von 
vis major, von innerem und äusserem Zufall jede unverschuldete Liefen* 
fristäberschreitung während des Streikes unter diesen Absatz, wie auch 
der österreichische oberste Gerichtshof entschieden hat (28. April 1905; 
EisenbE. Bd. XXI S. 

Sciüiessiich können die durch den Streik betroifeuen I'is enlialm- 
verwaltungen mit Genehmigung der Aufsiclitsbehörden laut Abs. 3 63 
VerkO. Zuschlagsfristcn festsetzen, wodurch die durch den Streik ent- 
standene Verspätung wettgemacht wird. Durch den Streik entstehen 
nämlich ohne Zweifel _fiussergewö}mliehe Verkclirsverhältnisse*. wobei 
die Zuschlagsfristen ;iiich vorbelialtlieh der iiat liträgiiclien Genehmigung 
publiziert weideu können. Eine strittige Frii<j:e ist es, ob diese Zu- 
schlagslristen auch auf die bereits vor der Pnlilikation zur Betordeiuiifi 
angenonimenen oder auf dem Transport befindlichen Waieii Anwendung 
finden udcr ob ihnen keine rückwirkende Kraft zukomnit. Im Gegensatz 
zu Eger (VerkO. S. 363} haben sich das scljweizer Bundesgericht 
(14. Juli 1900) und die Budapester Talel (28. September 1905) für die 



') Eine intercssiink'. doch »ehr stiittijte Frage ist. oh die Eisenhahn für eine er- 
wiesene schaldhaftc Verspätung der Ware auch dann zur Verantwortung genügen 
werden kann, wenn die Lieferfrist niebt ttbenchritten i«t. Rnndnagel (a. a. O, 40), 
Rosen thal (a. a. <>. 235) ond andere verneinen die Verantwortlichkeit und berufen sich 
auf vi( 1* KntscheidtiTK'*'n; anch die V« i stäinliL^'iinLr Imit Ahs 2 § (>S VrrkO. berülirt nicht 
die Festsetzungen bezüglich der Lieferfristen, nur die Abweichung von der Keihcnfolge 
der Aufnahme bei Beförderung der QUter bildet eine Aosnahme. — Anderer Meinung 
Reindl, Zeitnng des Vereins Deutscher Elsenlialinvarwaltnngen 1696 S. 245 and einige 
EnUcheidnngen , insbesondere ACi. München (EisenbE. Hd. XIX .s. 210) und Königl. 
ungarisrl«. Kmi. suh 7.M UH V.MW, KisnibE. lid. XXIIl 8 HW: K^rer (VerkO. .s. 420) 
macht (He Eisenbuhn lür die Avisierung verantwortlich, selbst, wenn durch das Ver- 
säumnis die Lieferfrist nicht Uberschritten wurde. 

') Art 18 lü. erstreckt sich auf jene Transportmhinderongen, die infolge höherer 
(tewalt nnd Zafall entstanden sind (vgl. Eger a. a. 0. 8. 388). 
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Rückwirkung' erklärt. Besonders bei Streiktallcn inüssten sonst die 
Zuschlagsfristt 11 . da die Beendisiintr der Bestriebsstöriinpren meist un- 
gewiss sein w ii d. iiidit p^enau testgesetzt oder öfters wiederholt werden, 
während nach lU ciidi-iiiiiLr des Streiks das Aiismass der Zuschlagsfrist 
genau berechnet werden kann. Kalls rtlsn die Aufsichtslieliörde nnrh 
die Riickwirkune" expressis vcrlds liciit lnniLit . dürfte wohl der iiichter 
kaum in die La>;i' kommen, ^cn diesen AussprucJi der küiupett^nteu Ver- 
waltungsbehörde zu t'iit.seheidcn. 

V. Nachdem wir nun die Bedingungen der Verantwortliclikeit für 
Strciklalle behandelt haben, iiaben wir noch auf Gnmd der VerkO. die 
Höhe des Schadenersatzes zu eriU'tern, der — falls die Haftung be- 
steht — zu leisten wäre. Diesbezüglich ist auf § 88 YerkO. (Art. 41 
10.) zu verweisen, laut welchem der volle Schaden zu ersetzen ist 
Falls wir die Eisenbahn für den Streik als Verschulden ihrer Leute 
überhaupt verantwortüch machen, ist es zweifellos, dass wir dieses 
Verschulden — den planmässigen, massenhaften Streik — als Vorsatz 
und grobe Fahrlässisrkeit zu betrachten haben, wobei dieses Verhalten 
des Personals mit demjenigen der Eisenbahn gleichbedeutend erachtet 
werden muss (so auch Eger, VerkO. S. 558, 559), da die Eisenbahn als 
juristische Persönlichkeit nur durch ihre Oigane handelt. Ebenso wflrde 
auf die Streikhaftung auch i; 90 Abs. 2 Punkt 1 und 5; 91 Abs. 6 YerkO. 
in Anwendung kommen, d. h. der An.spruch würde nicht durch An- 
nahme des Gutes erlöschen und niclit binnen einem Jahre vt rjlilireii. 

VI. Das Resultat, zu welchem wir auf Grund der Kxege.se der 
geltenden Rechtsregeln gfelangten, mag ja ziemlich zweifelhaft und un- 
befriedigend sein. Wenn man den Streik als Haftausschliessungsgrund 
gelten lassen will, so ist dndnrch in das Prinzip der strengeren und 
objektiven Verantwortliclikeit der Ei^onliahn eine Bresche geschlagen. 
Wenn wir anthcrseits für die unbeUniglc Haftung Stellung nehmen, so 
sind wir dessen wohl iM wusst. dass der volle Schadenersatij der Eisen- 
bahn eine schwere - unverselnddete — Bürde auflegt und die eisen- 
bahnrechtliche Regel des be.srlii änkten Schadenersatzes durchln it lit. 

Die Verantwortung liiert iir müssen wir den unklaren und unvoll- 
stiindigen Dispositiunen der Verkehr-sordnung resp. des zugrunde liegenden 
Internationalen ( bereinkommens zuschreiben, bei dessen Beratungen — 
wie dies nun den Protokollen ersichtlich — mau gar nicht an die 
Möglichkeit eines Eisenbahnstreiks und dessen Konsequenzen gedacht 
hat. Wenn also de lege lata die Streikhaftung als nicht entsprechend 
gelöst betrachtet werden Icann, so wären hieraus de lege ferenda die 
gemachten Erfahrungen zu verwerten. Insbesondere wäre hierzu die 
nächste Revisionskonferenz des Internationalen Obereinkommens berufen, 
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welche schliesslich ttber stilisUscbe Hodifikationen und geringfügige 
Änderungen hinausgehend auch an die prinzipiellen Fragen des Eisen- 
bahnrechtes herantreten soüte. So w&re meiner Ansicht nach 

1. der Umfang der Haftung ffir das Personal (ID. Art. 29) genau 
zu bestimmen, 

2. der Inhalt der h&hei'en Gewalt gesetzlich festzulegen*), 

3. die Verantwortlichkeit für Lieferfristfiberschreitung Idar zu um- 
schreiben und 

4. die Haftung und Schadenersatzpflicht der Eisenbahn im Falle eines 
Streiices durch spezielle Dispositionen zu regeln. 

') Dass dieser I^egriff uhnr niihcre iresctzlithc l'msclircilinnp zur Aafnahinc in 
ein (imtz ungeeignet ist. hut schon liuldschmidt mit Hechi btlmaptct und der 
XXIL Deutsch« Jtiriitentag zum BeschlVM erhoben. Vgl. Lcycn, Zeitaohrift fttr 
RandelBrecbt Bd. 83, und Rondnagei a. a. 0. 8. 114. 
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Bedarf das Dienstverhältnis der Privateisenbahn-Beamten der 
besonderen gesetzlichen Regelung?') 

Von Dr. Wilhelm Boethke, Kuunergeriditsrftt in Berlin. 



Das Dienstverhältnis der Privatbahn-An^estellten ist für die meisten 
Fülle durch das BCrB. geregelt. Es gehört iu der Regel zu den „dauernden 
nicnstYi'rliiiltTiis.sen, welche die Erwerbstätigkeit des Verpflichteten vollstän- 
dig oder hauytiiücblich in Anspruch uclimeii". Denkbar ist es aucli, dass 
ein Privatbahn-Angestellter nicht in einem solchen dauernden Dienst- 
verhSltnisse steht Dies trifft z. B. zu, wenn er nur zur Aushilfe o^er 
zur Vertretang auf kurze Zeit angenommen ist. Es kann auch An- 
gestellte geben, die zwar dauernd, d. h. fortlaufend, und nicht auf ganz 
kurze Zeit, angestellt sind, deren Erwerbstätigkeit jedoch von ihrem 
Dienstverhältnisse nicht vollständig oder nicht hauptsächlich in Anspruch 
genommen wird, z. B. kann jemand, etwa ein Handwerker, im Nehen- 
amte Schrankenwärter sein. 

Nicht alle Privatbahn- Angestellten sind dem BGB. unterworfen. 
EinTeO gehört, trotzdem die Gewerbeordnung, wie sie selbst in § 6 bestimmt, 
auf den Gewerbebetrieb der Eisenbahnunternehmungen keine Anwendung 
findet, zu den gewerblichen Arbeitern. Es sind dies die Angestellten 
solcher Dienstbetriebe, die nicht wesentliche Bestandteile der Eisenbalin- 
unternehmung sind. Derartige Betriebe sind z. B. Wagenbauanstalten, 
Gasfabriken, die nicht nur zur unmittelbaren Aufrerhtcrhaltnng des 
Betriehes dienen. Snlrhe Angestellte (Arbeiter und sog. Beamte) sind 
nach ijsj lOf) ti'. der ( Jewerbeordnung zn beurteilen. Ähnliches gilt von 
den jjeini Eisenbahuban beschäftigten Aiij;estellten, e,s sei denn, dass 
es sich nur um den Bahnunterhaltungsdienst handelt. Ferner unterstehen 
die Balmbeaniten der Gewerbeordnunir. wenn die Bahn nur Zubehör 
eines anderen gewerbliclieii Unteruehniens, z. B. tviner Ziegelei ist und 
nur zur Forderung der dort hervorgebrachten oder bearbeiteten Erzeug- 
nisse dient. 



') Vgl. W. Boethke, Der DienstTertrag der Beamten der Privatefaenbahnen in 
Preuaen in Eger, EisenbB. XXI S. SC9— 212 und S. 406—412. 



Digitized by Google 



14 W. Boetbke, Kcgetnng des Dienstrerblttnisses der Pk-iyateisaibaliii-Beaintei]. 

Fei-nei- ist auf die Eisenbahnen das H6B. anwendbar, wenn sie 

(H(;B. § 1 Ziff. 5) 

a) Güter befördern oder 

b) zur Befördeniiifr von Personen bestirainte Anstalten sind, d. h. auf 
den (irossbetrieb aufrelepte kaufniiinnische Unternehmungen. 

Eins von beiden trifft bei Eiseiibaiuien wohl immer zu, wenn die 
Risenbahn dem öffentlichen Verkehre dient. Di mürma.'^s sind die 
kautmäniiisclien Anijej^tellten der Kisenbahnen \ nicht die Vfn - 
stands- und Anfsit hrsr;its!nitp:lieder der ETsen!»ahnp:esellschattt ii i als 
H;mdlun<4s*?eiiilfeii aii/iisclit'ii. Tlir Dienstverhältnis ist nach jji; ff. 
lies irriP) 7.n beni teilen, und nur zur Ergänzung sind die Bestimmungen 
des BGB. heranzuziehen (Art. 2 RG. z. HGBV 

Für die Frage, welches Gesetz auf das Dieii.stvt i-haltnis anweiulbar 
i.st, macht nichts aus, ob der Aii^i stellte bei einer Haupt-, Neben- 
oder Kleinbahn') (nebenbahuähiilicher Kleinbahn oder Stra.^.seubahn), ob 
er bei einer Dampf baim oder elektrischen oder mit einem anderen Motor 
betriebenen, ob er bei einer Stand* oder Schwebebahn, bei einer ge- 
wöhnlichen Schienenbahn, bei einer Zahnrad- oder Drahtseilbahn, bei 
einer Tollspurigen oder Scbmalsporbabn tätig ist. Ja sogar Pferde- 
bahnen werden fiberwiegend als Eisenbahn im Sinne des § 6 der Gew.- 
Ordn. und des § 1^ des HOB. angesehen. 

Vor Gründung des Deutschen Reiches fiberwog in den deutschen 
Staaten das Privatbahn^stem. Alsbald nach Errichtung des Deutschen 
Reiches setzten — namentlich in Frenssen — die Yerstaatlichungsbe- 
strebungen ein, und jet^t sind fast alle Hauptbahnen und die meisten 
Nebenbahnen im staatlichen Besitze und Betriebe. Rnde 1906 gab es 
im Deutschen Reiche ca. 57800 km Haupt- und Nebenbahnen, darunter 
ca. 5200 km im Privatbetriebe. An Kleinbahnen gab es im Jahre 190f3 
ca. 12300 km, die fast alle im Privatbetriebe waren. Die Zahl der 
Beamten (nicht Arbeiter) betrug bei den Staatsbahnen ca. 246000, bei 
den Privatl)ahnen ca. 42500 (nämlich Haupt- und Nebenbahnen 6300, 
nebt iilialiniihniiche Kleinbahnen 5.S00, Strassenbnhnon 30900). Hiernus 
ei-gibt sich, dass dti Stand der X^rivateiscababn-Bcaratcn wieder zu er- 
höhter Brdi'iitnn^- «zclan^t ist. 

Das IKil'.., das für die nu ist- ii i'i ivateis( iib;ilin nt anitrii massgebend 
Ist, trägt den Bedürfni^st n iHcm'.s Standes nii ht. aiisrrirlirnd Rechnung, 
und dies kann auch nicht anders sein. Denn die Bestimmungen des 

') V'kI. hob. §47a. Ki.seiibVcrk( >. Eiiifj.-lJtst. (Kleinbahnen sind dem öffonf Iii Ii- n 
Verkehr dü-nfinl«' E!'--<'nb;ilnien. die weder zu den HanjttliuhiH'n noch za den Nfbcn- 
bahuen im Sinne tit-r Ki^enbubu-Kuu und Iktriibs-Mrdnung gebüreu). 
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BGB. sind allgenieiner Natur. Der Gedanke des Ge^tzgebers war 
der, dass fiberall, wo mit ROcksicht aof die soziale Bedeotang 
eines Standes und andere Besonderheiten ein BedQrfnis naeh be- 
sonderer gesetzlicher Regelung hervortrete , der Dienstrertrag 
einem Sondergesetze zu unterstellen sei. Dies hat der Begierongs- 
kommissar Geh. Oberregierungsrat Struckmann bei Beratung des BGB. 
im Reichstage ausdrücklich erklärt (vgl. stenographische Berichte über 
die 2. nnd 3. Beratung des Entwurfes eines BGB. S. 80). 

Eine besondere Regelung des Dienstvertrages hat stattgefunden 
nach Reichsrecht - 

für die Handlungsgehilfen und -lehiiinge, sowie 

für die Handlungsagenten durch das HGB. 59 ff., 

für die gewerblichen Arbeiter aller Art durch die Reichs- 

jTP Werbeordnung §§ 105 ft\ 
für die Seeschiffsmannschaft durch die Seemannsordnung vom 
2. Jtmi 1905, 

für die Uinnenschif fsniujinschfift dnrrb flas Binneusclüflahrts- 

^^('si>tz vom lo. Juni 1 Si»ö liO. Mai 1898, 
fül' die Flossmaunschaft durch das Flüssereigesetz vom 15. Juni 

1895. 

Landesgesetzlich geregelt sind insbesondore die Verhilltnisse 
der Bergleute (Art. 67 EG. z. BGIi.j und ikü (iesiudcs (Art. 95 a. a. 0.) 

Privatrechtliche Vorschriften über das Dienstverhältnis ergeben sich 
femer für Arzte aus der durch >; SO der Gewerbeordnung v(»rheli;ilU'nen 
Gebührenordnung, sowie aus den (lesetzeii über die iirztlichen Standes- 
vertrctuugen, für Rechtsanwälte aus der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 und aus der Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 
7. Juni 1879, für Patentanwälte aus dem Beichsgesetze vom 21. Mai 
1900. 

Hieraus ist ersichtlich, dass die meisten Dienstverpflichteten, nament- 
lich solche, die in einem dauernden Dienstverhältnisse stehen, einem 
Sondeiigesetze unterstellt sind. Es gibt allerdings auch abgesehen von 
den Eisenbahnbearoten noch grosse Gruppen von Angestellten, für die 
das BGB. in erster Linie massgebend ist Dahin gehören z. B. die 
Angestellten der Iiand> und Forstwirtschaft, der Fischerei, der 
Gärtnerei, der Künstler, namentlich der künstlerisch arbcitCFidcn 
Architekten, und die Erzieher und Erzieherinnen wie überhaupt 
die höheren Hausangestellten. Weshalb diese Gruppen bisher einer 
Sondergesetzgebung nicht unterstellt sind, braucht hier nicht untersucht 
zu sein. Einer »Sondei^esetzgebung bedurfte es jedenfalls nicht bei den 
Gruppen, für die das BGB, ausreichende Bestimmungen enthält 
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Wenn nun die Frage erörtert wird, ob ffir die Privateisenbahn-Beamten 
eine besondere gesetzliche Regelung atb Piatee iat, so sind zniüUshst die- 
jenigen Beamten aoszoscheiden, für die das HGB. nnd die GewO. Bestim- 
mungen trifft^ sowie die Arbeiter. Es bleiben also die Betriebsbeamten flbrig, 
d.h. solche Beamte, die den inneren und äusseren Betriebsdienst versehen. 
Im inneren Betriebsdienste sind z. 6. die ITelegraphisten beschäftigt, im 
äusseren Betriebsdienste die mit der Zugbefördemng betrauten Beamten. 
Die Qienze zwischen Betriebsbearaten und kaufmännischen Angestellten 
kann zweifelhaft sein. Wen« Beamte in beiden Dienstzweigen be- 
schäftigt sind, 80 kommt es darauf an, ob sie überwiegend in dem einen 
oder anderen Zweige beschäftigt werden. Die Betriebsbeamten über- 
wiegen die kaufmännischen Angestellten an Zahl um ein Bedeutendes. 

Die soziale Bedeutung des Standes der Privateisenbahn-Beamten, 
insbesondere der Betriebsbeamten, ist bcständij? im Wachsen bcjrritfon 
und rpf'htfertigft schon an sich eine besondere Berücksichtigun<4'. Aber 
auch die Besonderheiten des Dieiuite^ öiud derart, dass eine Sonder- 
gesetzgebung prerechtferti^^t ist. 

Dem iStaiide der Eisenbahnbetriebs-Beamten sind sehr wichtige 
Interessen anvertraut. Von ihrer Tüchtigkeit und PÜichttreue hängt 
Leben und (iesnndheit virler Menschen ab. Fast alle Menschen sind 
genötigt, sich dcu Eisenhahiieii zu bedienen, sie haben aber keinen un- 
mittelbaren Einflu,ss auf diejenigen Persönlichkeiten, denen sie sich und 
ihre Güter bei Benutzung der Eisenbahnen anvertrauen, Sie müssen 
deshalb besondere Garantien dafOr haben, dass sie durch mangelnde Ge- 
wissenhaftigkeit und Pünktlichkeit der Betriebsbeamten nicht geschädigt 
werden. 

Demgemftss ist es nötig, dass den EisenbsJmbeamten kraft ihres 
Dienstverhältnisses diejenige Dienstfrendigkeit verliehen wird, die nötig 
ist, damit sie den Dienst ordnnngsmässig versehen können. Namentlicb 
ist nötig, dass sie von materiellen Sorgen möglichst wenig heimgesncht 
werden, und dass ihnen durch Förderung der ideellen Seite ihres Be- 
rufes möglichst Freudigkeit bei ihrer Tätigkeit verliehen wird. Anderer- 
seits ist es nötig, dass der Bisenbahnverwältung die erforderlichen 
Rechte gewährt werden, damit sie ungeeignete Kräfte vom Betriebs- 
dienste fern halten kann. Bei den Staatseisenbalmen sind diese Ziele, 
wie man mit Stolz sagen kann, im wesentlichen erreicht, weil die Ge- 
setze über das Staatsdif ti ?- Verhältnis eine ausreichende Regelung ermög- 
lichen. Vonden im Betriebe derölfentlichrechtlichen Körperschaften, nament- 
lich der Kommunalverbände stehenden Eisenbahnen kann man ähnliches 
sagen, soweit die Betriebsbeamten als Tt t te n t Ii c Ii e B e a in t e angestellt 
sind. (Vgl. Preussisches Kommunal beamtejigesetz vom 30. Juui 1899.) 
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Dagegen war es weder den öftrntlielircrlitlic Ih ii Ktirpcrsc haften noch 
den privaten Eisenhalmverwaltuiiux'ii bislicr ührrall niii;:lic h, das Dienst- 
verhältnis der durcli Dieiistveiiia«i' angestellten Betriebsbeamten aus- 
reichend zu regeln. Es lässt sich nicht leugnen, dass in den Kreisen 
der Privateisenbahn -Beamten vielfach fiber ihre Lage MissstiniiDung 
besteht, die nicht nur in der geringen Besoldung, sondern auch in der 
Unsicherheit ihrer Stellung begrOndet ist Die TerltiUtnisinflssig schlechte 
Lage der Beamten bringt es dann wieder mit sich, dass untüchtige 
Elemente den Privatbahnen zuströmen und dass sich ihnen auch 
solche Beamte zuwenden, die im Staatsdienste oder in anderen 
Berufen aus irgend einem Grunde gescheitert sind. Das allgemeine 
Wohl erfordert es, dass diese Missstände, soweit es möglich ist, durch 
die Gesetzgebung beseitigt werden. 

Es ist nicht zu verkennen, dass die Gesetzgebung teilweise schon 
bemüht gewesen ist, den Missständen zu steuern. So geben in Preussen 
die Aufsicht.sbefugnisse der staatlichen Behörrloii liprs itx gewisse Hand- 
haben, um bei Kleinbahnen die An.stellung unfähiger und unzuverlässiger 
Betrieb-sbeamten zu verhindern (Kleinl)alm<,n'setz iji? 4'. 22, 24). Tn 
den Ycrleihungsprivilegien sonstiger Privatbahiirii finden sich älniliche 
Bestimmungen. Indessen reichen diese Bestininningcn. ahgesThen davon, 
da.<s sie vorzugsweise aut öffentlichrechtlichem Gebiet« liegen, niciit 
aus, um Missstände im übrigen zu verhüten. 

Nimmt man hiernach an, dass eine Sondergesetzpcliunp für die 
Privateisenhahn -Beamten nötig ist. so ist znnärlist gcsrt/liclt fest- 
zulegen, auf welche Beamte sieh da^s (Jesctz erstrecken soll. Es ist 
bereits dargelegt, dass ein Hedüii'nis für eine Sdiiderge.setzgebung nur 
bei Betriebs beamten von Privatbahnen vorhanden ist, da.ss zu 
diesen Beamten auch die Pri vatheamten der öffentlichreehtlichen Ivorpo- 
rationen, aber nicht des Staates, gehören. Das Gesetz muss Vorsorge 
treffen, dass in Streitfällen schnell und sachgemäss entschieden wird, 
welche Personen zu den Beamten hn Sinne des Gesetzes gehören« Die 
Entscheidung kann der eisenbahntechnischen Aufsichtsbehörde Übertragen 
werden, in höchster Instanz hätte die Zentralbehörde des Bundesstaates 
oder noch besser das Reichseisenbahnamt zu entscheiden. Das Reichs^ 
eisenbahnamt hat zwar bisher nur mit den Eisenbahnen im Sinne der 
BeichsverüBssung (Haupt- und Nebenbahnen) zu tun, es stände aber nichts 
im Wege, ihm auchBefugnisse inbezugauf andere Eisenbahnen zu übertragen. 
Es muss auch für zulässig erklärt werden, die Eigenschaft des Beamten 
bereits vor Entstehung eines Streites mit bindender Wirkung festzulegen. 

Wenn Personen, ohne Betriebsbeamte zu sein, im Betriebe, z. B. 
nebenamtlich,, stellvertretongsweise oder zur Aushilfe, beschäftigt werden, 

StMmtetaMohtl. Zataehvidiuigm, Swuterbeft s. «Bjttlir. Bvattbea. 2 
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sind sie, soweit es die Art der Dienstleistung erfordert, dem Gesetze 
zu untersteUen. 

Das DienstverMItnis beginnt mit dem Vertrags schluss. Ob ein 
solcher stattgefunden hat, ist oft streitig. Dies beruht dajrauf, dass manch- 
mal die Befugnisse der anstellenden Beamten nicht feststehen oder yon dem 
Stellenanwärter nicht genügend erkannt werden. Es bleibt ferner häufig 
streitig, ob eine mündliche Besprechung zum Yertragsschluss geführt hat oder 
ob der Briefwechsel eine endgültige Anstellung beurkundet Oft ent^ 
steht auch Unklarheit darfiber, wer der Vertragsgegner des Beamten 
ist» z. B. wenn er bei einer yon einem Kreise betriebenen Bahn ange- 
stellt ist (Eisenbahiiverwaltung, Kreiskorporation, Betriebsdirektor?), 
Es wird beispielsweise eine Klagfe j^egen den Betriebsdirektor erhoben, 
die wepen mangelnder Passivlf ^litiiti.iTinn abgewiesen werden muss. Des- 
halb ist es zweckmässig, das Erfordernis schriftlichen Vi i trags- 
schlussesin das Tiesetz aufzunehmen. Ferner müssen für den I nhalt des 
Vertrages gewisse Nonnalerfordernisse aufgestellt werden. Zu diesen ge- 
hört die Angabt' des verpflichteten Bahnnnternehniers mit seiner vollen 
P^irma. Brstiiinmingen über das (iehalr und d;is Anfritfkpii im Oehalt. 
über die Dauer des Dienstverhältnisses, die Kündigiuis usw. Ist ein 
Bonniter auf Ornnd eines unvorschriftsniassi^»^('ti Vortrajzcs tatsüclilicli 
aiigt'stellt, so hat er das Recht, die Ausstellung einer vorschrittsuj;i.shig('n 
Vertragsurkunde zu verlangen, über deren Inhalt im Streitfalle die 
Eisenbahn - Aufsichtsbehinde entsrbi idet Diese hat sich im Zweifel 
nach (Ich anderen bei der lMscnl)alin und iianu ntlich für die bctrett'ende 
lieanitenklasst; üblichen Vertragen zu richten. ' 

Den wesentlichsten Inhalt des Vertrages bildet die Art und Höhe 
der Vergütung. In dieser Beziehung ist eine Einwirkung der -Gesetz- 
gebung nur in beschränktem Masse möglich. Die Art des Eisenbahn- 
dienstes erfordert aber auch hier, dass die Aufsichtsbehörde auf die 
Privatbahnverwaltung zugunsten des Beamten einwirkt in den Fällen, 
in denen die Vergütung in einem erheblichen Missverhältnis zu der aus- 
bedungenen Leistung steht. Eine solche Bestimmung würde in § 11 
des Preussischen Koromunalbeamtengesetzes vom 30. Juni 1809 ein Vor- 
bild finden. Wenn jetzt schon zuweilen die Aufsichtsbehörde in diesem 
Sinne wirkt, so fehlt dazu im allgemeinen die gesetzliche Grundlage. 

Dass die Art der Dienstleistung im Vertrage zu regeln ist. dürfte 
selbstverständlich sein. Das Gesetz muss Bestimmungen über die Arbeitszeit 
und die Ruhepau.sen enthalten, so da.ss den Beamten in di -^ er Hinsicht 
auch ein Privatrecht erwächst. Die Aufsichtsbehörden l»al)en zwar oft 
l;* tMnmungen hierüber erlassen, die.se konnten aber wegen ihrer öffent- 
lich rechtlichen Natur keine unmittelbare Wirkung auf die Beamten ausüben. 
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Ausserordentlich wichti{i tiir die Mramten ist die I >a ut^r des Dienst- 
verhältnisses. Nach (U m BGB. i.st es zuiiiicLst bei vielen Beamtenklassen 
zweifelhaft, welche Kündigungsfrist für sie beim Mangel einer Verein- 
barung besteht. Namentlich ist es oft zweifelhaft, ob der Beamte ge- 
mäss § 622 zur Leistung von Diensten höherer Art angestellt ist und 
ob demgomäss sein Dienstverhältnis nur zum Schlosse eines Kalender- 
vierteltpthres und unter fiinhsltung einer Kündigungsfrist von 6 Wochen 
aufgelöst werden kann. Die Beamten klagen oft fiber willkürliche An- 
wendung des KQndigungsrechtes und Sber zu kurze Kfindigungsfristen. 
Bs müssen ihnen wenigstens die Rechte der Handlungsgehilfen eingeräumt 
werden, zumal da ihre gleichwertigen Berufsgenossen, die kaufmännisch 
besdi&ftigt sind, diese Rechte geniessen. Demgemäss muss § 622 BGB. 
auf alle Betriebsheamten für anwendbar erklärt und es muss darüber 
hinaus bestimmt werden, dass eine geringere als einmonatliche Kündi- 
gungsfrist — wenn möglich nur zum Schlüsse eines Kalenderviertel- 
jahres — nicht vereinbart werden darf. (Hiindelssc^^etzbuch §§ 66, 67.) 
Es könnte auch in Frage kommen, ob nicht als regelmässige Kündigangs- 
termine nur die Anfangszeitpunkte der beiden Jährlichen Fahrplan- 
perioden festzusetzen sind. 

Weitergehende Heclite der Beamten bezffl. der Dauer des Dienst- 
verhältnisses gesetzlich einzuniuiiien , dürfte niclit an^'^ängig sein, wie- 
wohl dies nicht ganz ansseilialb des Bereiches der iMöglichkeit liegt. 
So besteht bei den Kit i.shalinen des Kreises Wittmund die Bestimmung, 
dass die Verwaltung niclit kündigen darf, wenn der Beamte nach dem 
Ennessen der Betriebsdirektion seinen Verpflichtungen voll und ganz 
nachkommt. Es fragt sieh jedoch, ob eine solche Bestimmung die Eisen- 
bahnen nicht unbillig m ihrer Bewegungsfreiheit beschränken würde. 
In Erwägung könnte vielleicht gezogen werden, ob eine solche Bestim- 
mung nicht für Beamte von längerer Dienstdauer einzuführen wäre, 
damit die Besmten nicht nach lang^hriger treuer Pfitchterfailung an 
der Schwelle des Alters brotlos gemacht werden kOnnen. Krasse i%lle 
dieser Art sind in der Tat vorgekommen. 

Das Prüfungswesen ist näher zu regeln, und es muss vorgeschrieben 
werden, dass den geprüften Beamten ein Prfifungszeugnis ausgehändigt 
wird. In einer üblen Ijage befinden sich die Beamten, die im Dienste 
oder sonst verunglücken oder krank werden. Da Unglücksfalle und 
Erkrankungen im BisenbaJmdienste besonders leicht vorkommen, so 
entspricht eine besondere Fürsorge der Billigkeit. Allerdings sind 
die Betriebßbeamten gesetzlich gegen Krankheit versichert, aber nur 
dann, wenn sie nicht mehr als 2000 M. .Tahresgehalt beziehen. Auch 
der Unfallversicherung unterliegen die meisten Betriebsheamten, 

2» 
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nämlich die, wclrli«' ;50(H) M. Jalireseinkfnimuii luid wenigii lu/iehen. 
Indessen sowolil die Kranken-, als aueii die riü'alUiirsurge decken nicht 
die Einnahmeausfälle der Beamten. Eine Bestimmung wie die des § 63 
des HaoddUtgesetzbncbes wäre daher am Platze. 

Was die Alters- und Invaliditätsfürsorge betrlift, so anterliegt 
ein Teil der Eisenbabnbeaniten dem Invalidenversicherungsgesetse. 
Ausserdem bestehen Pensionskassen, denen die meisten Privatbahnen 
angesclüossen sind. Eine besondere gesetzliche Regelung des Verhält- 
nisses dieser Kassen zn den Beamten wäre erwünscht, sofern die Eisen- 
bahnbeamten nicht von dem zur Zeit in Vorbereitung befindlichen Ge- 
setze ttber die Versicherung der Privatbeamten betroffen worden. 

Dass bei den Eisenbahnbeamten eine Versicherung gegen Arbeits- 
losigkeit und eine Fürsorge fflr Witwen und Waisen Verhältnis- 
miissig leicht durchzuführen wäre, soll hier nur gestreift werden. 

Schliesslich sollten die Rechte, di<' diu Beamten schon jetzt aus § 616 
BOB. zustehen, als unveräusserliche gewährt werden, da §616 kein zwinir! Il- 
des Recht enthält. Die preussische S;t;i:ifsvenv;ilrung hat ihren durch 
Dienstvertrag angenommenen Angestellten die Fortzahlung ihrer Bezüge 
hei VrrhinderuTi'T der Dienstleistung bereits aiisdnickiirli gewährleistet 
(Vgl. iM'lass des Freuss. Ministers der öff". Arb. vom (>. .jaimar 1904 MBl. i. V. 
46, Krlassdes Preuss. Jiistizministpr.^ vion 1.') ()kt(d>er H'04 JMBl. 271). 

Sollen hiernach die lieehte der Beanneii erweitert werden, su be- 
dürfen auch die Rechte der Verwaltung der A u.sdehuiuig. 

Wird das Dienstverhältnis di r Beamten zu einem möglichst dauern- 
den gestallet, so iiiiis-sen die veitrag.smässigen Diszi |»lina rbefugn i sse 
der Verwaltung erweitert werden. Für den Eisenbahndienst ist dies 
um so mehr erlurderlich, als ungeeignete und nachlässige Betriebsbeamte 
besonders gi'osses Unheil aiu'ichten können. Die Disziplinarbefugnisse 
emrecken sich zunächst auf das Recht sofortiger Entlassung. Dieses 
Icann ausgeübt werden, wenn wichtige Gründe vorliegen. Diese wichtigen 
Gründe müssten in einzelnen Bezielanigen besonders festgestellt werden. 
Namentlich wäre Trunicenheit im Dienste als Entlassangsgmnd zu be- 
zeichnen, femer vorsätzliche Nichtbeachtung von Anordnungen Vorge- 
setzter. Die sofortige Entlassung sollte nie vom Vorgesetzten im Affekte 
verfügt werden, die endgültige Entlassung müsste daher von einer Ver- 
fügung der Hauptverwaltung abhängen. Ferner können, was bisher 
nicht der Fall ist, gewisse Ehrenstrafen, z. B, Warnung, Verweis, nicht 
aber Freiheitsentziehung, zugelassen werden, auch massige (Jeldstrafen, 
deren Einziehung besondeis zu regeln ist, sind zu gestatten. Das Anf- 
rechnungsverbot des § 394 des Bi>B. könnte in mässigem Umfange be- 
seitigt werden. 
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Vorzubeugeu ist solchen Verabredungeu der Beamten, die auf ge- 
meinsame Arbeitsniederlegung oder Arbeitsnnterbrechung oder 
auf sog. Obstruktion zielen, denn das Stillstehen des Betriebes Icann 
grosse Gefahren für die Allgemeinheit herbeiführen. Bemerkt sei, dass 
§ 152 der Gewerbeordnung auf Eisenbahnbeamte nicht anwendbar ist. 

Entscheidet man sich dafür in dieser oder ähnlicher Weise das 
Dienstverhältnis der Privateisenbahn -Beamten zu regeln, so kann das 
nnr durch ein Reichsgesetz geschehen. Das Eisenbahnwesen gehOrt 
zu den Gegenstanden, die nach Art 4 der Reichsverfassnng der Gesetz- 
gebung des deutschen Reiches unterliegen. Das schliesst zwar nicht 
aus, dass die Landesgesetzgebung eingreilt, soweit eine reichsgesetzlicbe 
Regelung noch niciit erfolgt ist. Indessen beziehen sich die gemachten 
Vorschläge zumeist auf den Dienstvertrag der Beamten und überhaupt 
auf die privatreehtliclie Seite des Dienstverhältnisses. Insoweit würde 
das zu erlassende Gesetz mit den Bestimmungen des BGB. (iji^ 611 tf.) 
in Widersprucl» stehen. Deshalb würde die Landesgesetzgebung nicht 
zuständig sein. Soweit die Bestimmungen des BOB. nicht betroffen 
werden, wiirde allerdings ein Laii(U'S<;esetz iiiö^ilich sein. Namentlich 
würde die Keiclisgewerbeordiuiiijii iiii ht eiitm SL iistchen, denn unter diese 
fallen die Eisenbahnen und iliic Aiij^Lstilltcii nidit. und zwar sind in 
dici^em Sinne unter Ei.senbahneii nicht nur die Haupt- und Nebejibuhnen, 
sondern auch die sog. Kleinbahnen und Privatanst hlussbalnn-rj zu ver- 
stehen. (Vgl. Eger, Freuss. Ges. über die Kleinbahnen vom 28. Juni 
1892 2. Aufl. 34.) 

Auch Zweclvmässigkeitsgründe sprechen für die Regelung durch 
Reiclisgesetz, weil die grösseren Privatbahnunternehmer iUi-e Tätigkeit 
nicht nur in einzelnen Bundesstaaten, sondern im ganzen Reiche aus- 
üben, und deshalb bei landesgesetzlicher Regelung ihre Beamten ver- 
schiedenen Gesetzen unterstehen würden, femer weil viele Eisenbahn- 
linien mehrere Bundesstaaten beröhren. 

Der Erlass eines besonderen Reichsgesetzes über das Dienstver- 
hältnis der Privateisenbahn- Beamten wurde sehr segensreich wirlcen. 
Irgendwelche umstiirzlerischen Bestrebungen sind zwar bei den Privat- 
eisenbahn-Beamten bisher noch nicht hervorgetreten. Die Leitung ihrer 
Organisation, des Verbandes deutsclier Privateisenbahn-Beamten, hat in 
dieser Hinsicht einen guten Eintluss auf die Beamten au.sgeübt. In- 
dessen sind die Verhältnisse oft stärker als die Personen, iiiöge deslialb 
der Gesetzgeber rechtzeitig eingreifen, damit dem Deutsrhen H iehe 
dauernd ein tüchtiger und zufriedener Privateisenbahn -Beamteustand 
gesichert bleibe. 
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Die Eisenbalmtransportgofähnlung. 

Ein Rfickblick. 
Von W. Ooerni»nii, Amtagerlcbtsrat In StrMtborg l E. 



Als wt'iii*^e Jalire nach Erürtiiiinf]: der iTstcn deutschen Eisenbahn 
in pRiisscii da.s Eisenbahngfesetz vom erlassen wurde, glaubfe man 
dem Schutzbediirfnisse des PuMikuins den neuen Gefahren jregeuuber 
daduirh prenü^t zu haben, dass man dem RlKtiibahnuiitcriiehmer die 
Handhabung der Baiinpolizei nach ciiirni vum Handelsuiinister zu er- 
lassenden Reglement übertrug und iliii vei*pflichtete, j,die Bahn nebst 
den Traiisiturtanstalten fortwährend in einem soklien Zustande zu er- 
halten, dass die Beförderung luit Sicherheit erfolgen könne". Üie auf- 
fallende Erscheinung, dass ein polizeilicher Schutz als genügend er- 
achtet wurde, obwohl man sich fiber den Obfang und die Bedeutung 
der neuen Gefahren im Iclaren war, erklärt dch darans, dass vor Er- 
lass eines Strafgesetzes eine längere Erfahrung abgewartet werden sollte. 
Das Reglement des Ministers, der Vorlärnfer der heutigen Bau- und 
Betriebsordnung, enthält bereits das Verbot des Anbringens von Fahr- 
hindeniissen, Fälschung von Signalen, Verstellung der Weichen, über- 
haupt der Vornahme aller den Betrieb störenden Handlungen, gleichwohl 
konnte es eine Aufgabe nicht erfüllen, deren Erfüllung im polizeilichen 
Wege nicht zu erreichen ist: die Erzwingung der Beachtung mit dem- 
jenigen Nachdrucke, der nur den mit öffentlichen Strafen des allgemeinen 
Strafrechts gestützten Gesetzen Innewohnt. Diese Erfahrung fühlte in 
Preussen schon nach 2 Jahren zu einer Veroidiiung wegen Bestrafung 
der Beschädiger der Eisenbahnanlagen, deren Inhalt in das preussische 
Strafgesetzbuch vom 14. April 18Ö1 (GS. S.»101) und von diesem in 
unser Strafgesetzbucli 315, 316 überginp- 

Die Anlehnung und Entwickelujif? dieses .Strafrechts aus den Er- 
sclieiiuiii'reii . welcbo bei dem uenen Verkelirsmitttl nach und nach zu 
Tage traten, haben eine i'^iiizelaiitziililnng der zu bekämpfenden (iefahren 
zur Folge gehabt. Diese sollen allerUiugä nur üoweit liier in Betracht 
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kommeD, als sie »den Transport anf einer Eisenbahn in Gefahr setzen", 
mögen i^e im fibrigen andere Strafgesetze verletzen oder nicht Im 
Raiunen dieser »Etsenbahntranspurtgeföhrdnng'^ zerfallen die Strafbe- 
stimmnngen in zwei Klassen, die gegen jedermann sowie die nur gegen 
BabnangesteUte Anwendung findenden. Die Frage der Yorsatzlicblceit 
oder der Fahrlässigkeit der Tat ist ebenso wie diejenige ilirer Folgen 
nur für die Stiafausmessnng von Bedeutung. Im übrigen sind die Aus- 
drttcke in beitoi- Paragraph^ übereinstimmend oder gleich auszulegra. 

Der bei Erlass des Reielisstrafgesetzbuchs noch sichere Begriff der 
Eisenbahn liat durcli die Ausdehnung des Kleinbahnwesens seine 8i( In i- 
heit vorloren gehabt. Die Ausgestaltung der einschlägigen Vorscluithm 
führte zur Sonderstellung der noch nicht dem öffentlichen Verkehr über- 
gebenen Bahnen, der Privatauschlusslinien, der Dampf-, Pferde- und 
elektrischen Strassenbahnen , der Arbeits-, Gruben- und Wald) -ahnen, 
der Zalinrad- und Dralitseilbahnen. Rs bedurfte einer ^f^anzeii Üeihe 
von Reich.snericliiseiitselieidnngen, um auch diesen Halmen gegeinilier dem 
allgemeine!! Kisenbahiilietiritle des praktiselieii Lehens die rechtliche 
Anerkennung,'- zu versclialt'en St-Dist die Seillier;ihahnen werden all- 
gemein den Eisenbahnen zugezHlilt -). der Kampf betr. der IM'erdt liahnen 
kann heute nicht mehr als ein geschiclitliches Interesse beanspruchen-''). 
Nunmehr ist die Ruhe in der Ansle<rnng des KisenbalinbegTiffs zurück- 
gekehrt, die Portschritte der Teelmik haben keine neuen Verkelirsinittel 
geschatt'en, die den Anüpruch aul Bezeichnung als „Eisenbahnen" erhebe« 
könnten. 

Dttö „In Gefahr setzen*^ wird Gefährdung bezeichnet, der damit 
zu verbindende Begriff ist der meist umstrittene des ganzen JSisenbahn- 
strafrechtä geblieben. Eine Reihe von Beichsgericbtsentscheidungen 
geht davon aus, dass der Begriff ein rein tatsächlicher, nicht ein recht- 
licher ist, ein Immerhin für die Praxis bedeutungsvoller Grundsatz, da 
die Nachprüfung des Vorliegens einer Gefährdung damit dem obersten 
Gerichte entzogen ist. Die erwähnten sowie einige andere Entschei- 
dungen des Reichsgerichts^) haben dann als Grnnderfordemis der Gefähr- 
dung die über die Mögliclüceit ihinausgehende Wahrscheinlichlceit einer 
SchadensvemrsachuDg aufgestellt, ein Erfordernis, das in den Motiven 
zu den betreffenden Bestimmungen des preussischen Strafgesetzbuches 
seine Stütze findet, auch aus der Abschnittsüberschrift des Reichsstraf- 

') Vgl. iu (lies. Zt-itJithr. Dd. XI S. 273 ff.; Stenglein, Strafrechtslexrkon I S. 688 f. 
») Reichsgericht 2. r>czeinber 1901 (Entsch. i. Straf». Bd. 35 S. 12). 
•) Dftleke Bd. XI 8. l«5ff. oben. 

*) Yom ;i Frbruar 1884 / 25. Oktober 1888 (Kf rlitspr. VI 99, X694). 
•) Tom II. Uün im (£iit8ch. i Straf«. 10 ö. 173). 
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gesetzbuches Gemeingefährliche Verbrechen und Vergehen'^) hemn»- 
gelesen werden kann. Eine allgmneine Abgrenzung von BUjglichkeit 
nnd Wahrscheinlichlceit ist untunlich; für die Wahrscheinlichkeit eine 
Abstufung nach der GrOsse der Gefahr vornehmen zu wollen, widerspräche 
dem Gesetze, das eine solche nicht kennt*). So vielgestaltig die fir- 
scheinnnpfen des Betriebs, so vielgestaltig sind auch die Gefahren, immer 
neue Ei*sclieinnngen bringen stets neue Gefahren. Die Erfahrung lelirt 
Jedoch, wie bei bistinimten Fällen und Uruppen gleichartiger Yorkomm- 
nisse das Rocht zu hndeii sei. 

Di»' Rfiirtt'ihui!.'' (Ut einzelnen Handhingeii im Zusaniineiiliaii<^e mit den 
bf gleitenden Umstünden iässt es erklärlich erscheinen, dass eine eirizelne 
Tat je Tiacli ihrer Verschiedenheit eine verschiedene ATiffassung, inut zwar 
bald als stnilbare, bald als erlaubte erfährt. Das Auidrehen einer Bremse 
an einem stillstehenden Wagen ist im allgemeinen nicht sLi'afbar; es 
kann zur Ti aiis])oitgefiihrdung werden, wenn der Wagen auf geneigter 
Ebene udei auf einem hochgelegenen Bahnhofe an freier Stelle steht, 
von der er diiich hen-schenden Wind leicht auf die Durchgaugsglcise 
getrieben werden kann'*). Das ureigentliche Ereignisgebiet der Eisen- 
bahntransportgefSlirdnng sind die Balinfibergänge, ihre Ursachen die 
Verkehrshindernisse, die eine Entgleisung wahrscheinlich machen, bei 
denen m. a. W. anzunehmen ist, dass eine solche eher euitritt als nicht 
eintritt Da die Ingefahrsetzung den Eisenbahntransport treffen muss, 
genügt es nicht, wenn nur die über den Übergang verkehrenden Menschen, 
Tiere, Fuhrwerke osw. getahrdet werden^), ein Selbstmörder auf den 
Schienen veranlasst keine Eisenbahntransportgeföhrdung. Gleiches gilt, 
wenn ein einzelnes kleineres Tier auf einem Übergange überfahren ge- 
lassen wird, wie denn auch die Bahnen tatsächlich zu den bedeutendsten 
Erlegern von Wild gehören, ohne dass jemals versucht worden wäre, gegen 
die Jagdberechtigten wegen Duldung des Übertritts des Wildes auf das 
Bahngebiet vorzugehen. Bei Zusammenstössen mit Fuhrwerken, land- 
wirtj>cliaftlichen und anderen grösseren Gerätschaften, sowie Herden 
haben die Bahnverwaltungen von jelier den Standpunkt vertreten, dass 
eine Trans])OTtf:t'falirdnng vorliegt, einen Standpunkt, den die Gerichte 
durchwep- frebilli^r liatieii. Grössere Schwierigkeiten bereitete die Fest- 
stellung, wann ein nlf Ikt Schaden wahrsclie inlieh geworden, wenn eine 
rjefährdung anziuieliineii war. Dass- dazu nicht das Vorrücken mit 
eiuem Tross auf die Schienen .selbst verlaugt wii'd, vielmehr das Ein- 

*) Tgl. die BnlBdi. sn 6. 

-) ]{eichsiu'ericht Ifi. .Tuni 1898 (Entsch. i. Strafs. M 8, 198). 

») Reicbsj^oriclit 3. Februar 1H8 J i;< dnspr VI W). 

*) lieichsgericht 2b. April 1Ü04 {in dies. Zeilschr. Bd. XXI S. 71>. 
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dringen in denjenigen Raum geuimt. dtr zum ungehinderten Voibt!ilahren 
der Züge notwendig ist, liegt uiu der Hand*), streng genommen ist 
nur die Umgremcung des lichten Kaiimes der Fabrlinie frei zu halten, 
mit Rücksicht aber auf den Luftzug, der unmittelbar daneben sich Auf* 
haltende in Gefahr bringt, wird ein weiterer Raum durch die Weg- 
sefafanken freigehalten. Darane ergabt sich, dass auch inoeriialb der 
Schranken immerhin ein Baum von Gegenständen eingenommen werden 
kann, ohne dass dadurch eine Transportgefährdung begründet wird. 
Eine gewisse Bedeutung hat diese Unterscheidung in der Praxis erlangt, 
es ist wiederholt vorgekommen, dass Kutscher Pferde, welche die 
Schranken durchbrochen haben, noch innerhalb dieses Baumes zum Stehen 
bringen konnten, sei es, dass die Tiere sich selbst bei don Durchbruch 
schwer verletzt haben, sei es, dass der Wagen in der Schranke h&ngen 
blieb. Bei der pnossen Fahlgeschwindigkeit der Eisenbahnzflge und 
der Schwierigkeit, dieselben anzuhalten, liegt eine Gefährdung nicht 
nur dann vor, wenn ein Zug in der Nähe des Übergangs sieht- oder 
hörbar wird, sondern wenn sein Kommen in den nächsten Minuten zu 
erwarten ist. Welche Zeitspanne freizulassen ist, richtet sich nach der 
Art des Fuhrwerks bzw. der zu führenden Tiere. Bei den vielfachen 
Verkehrshemmungen, welclicn derartige Tross-e unt<»rliegen , ninss mit 
V erzöge nino-e II g'preehnet werden, zumal die Befördeniiirr über Bahn- 
übergänge ertalinmgiigemäss stets langsamer vor sich geht als auf ganz 
freier Strasse*). 

Seltener sind die Gefährdungsfälle bei Benutzung der an die 
Balm anstüssenden Grundstücke. Das l{ei( lis^ericht hat sich einmal mit 
dem Falle zu belassen gehabt'), dass Pferde von der nicht gegen den 
Bahnkörper abgeschlossenen, anschliessenden Weide auf denselben ge- 
rieten und hierbei überfahren sind. Die schweren Körper der Tiere 
brachten eine Entgleisung. Gefährdung durch Bauten in die Fahrbahn 
hinein, grenzüberschreitende Lagerungen von Holz oder ähnliches kommen 
bei der häufigen Streckenbegehung durch Bahnangestellte kaum vor. 
Gleiches gilt von Gefährdungen des Bahnkörpers durch Ausschachtung 
an der Grenze. Die Srfalimng zeigt, dass Gesetz und Kontrolle den 
notwendigen Schutz gewährleisten. 

Eine Gefährdung durch falsche Zeichen oder Signale kann im all« 
gemeinen noch nicht als vorliegend angesehen werden, wenn auf freier 
Strecke unbefugt das Haltezeichen gegeben wird. Dass solches fahr- 
lässig geschehen kann, zeigt ein Fall, in dem ein unmittelbar an der 

<) lieicbsgericht 28. Dezember lUOI (Aktenzeichen I) 427/00). 
^ Reie1»g«richt 5. April 1804 (i. dies. Zehvchr. Bd. XI R. 89). 
^ Am 4. Hirs 1896 (ebenda Bd. XV 3. 194). 
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Schränk»' halteiidei* Wfigcn duixli .siini' dimkelrot leuclitendt' l.atiiiie 
( l^auipiouj eine Verweclislung mit dum Haltzeichen liervorgerufen hat. 
Auf ein unerwartetes Halten muss der Lokomotivführer stets gefasst 
sein, da ibn Jederzeit während der Falirt die Notbremge dam veran- 
lassen kann. Zur strafbaren Gefälirdung sind im allgemeinen nor 
Fahrtsignale geeignet, die unrichtig abgegeben werden. Kaum von 
anderen Personen als den Bahnangestellten abgegeben, sind sie eine 
Haupterscheinungsform des Sonderbeamtenvergehens der Pflichtvemach- 
Ifissigong der Eisenbahnangestellten. 

Müe eigene Bedeutung hat der G^fährdnngsbegriff beim Strassen- 
bahnbetriebe erlangt Die einer Strassenbahngesellschaft erteilte Ge- 
nehmigung zur Einbettung der Gleise in eine ött'entliche Strasse entzieht 
dem Raum zwisclicii und neben den Gleisen noch nicht die Eigenschaft 
eines öftentliciien Verkehrsweges. Das Fahren auf diesem Strassenteile 
kann mithin allein nicht schon als Eisenbahntraiisportgeföhrdung an- 
gesehen werden'), ebensowenig das Halten auf demselben oder so 
unnnttelbar neben ihm, dass das Fuhrwerk in die Fahrbahn hineinragt. 
Die Transportgefälirdung tritt erst mit dvm T^otriobe der Strassen bahnen 
ein. ein selir .starker Vr-i ki'lii- ;mf Hfniptliiiieii in (jirfissstädten kann das 
Faliren auf den filt iscn i<dvv uvhvu dt-nsrlbt-n innerhalb der vStni^sen- 
bahnfahrbalin als ( it falininii^ iiu tiinm des >J 816 StfJB. erscheinen 
lassen. Eine solclie lic^-^t stets vor, wenn die- Fuhrwerke unmittelbar 
vor hei aiikomniendcii Wafri ti der Strasscnbaliii die (ileise nicht freigeben, 
mögen sie aiil denselben fahren (ukr sie kreuzen. Im letzteren Falle 
wird stets ein At)staii(l verlangt, der auch liei einer iirn i vvaih t eintre- 
tenden Falirtverlaug.saiiiuiig ein rechtzeitiges Aiksweiclieji ermöglicht*). 
Ein Gericht'^) hat eine Eisenbaluitransportgefährdung darin gefunden, 
da^s der auf dem Gleis fahrende Kutscher trotz T^äutens des MotorführeilB 
nicht auswich, sondern plötzlich auf den Schienen anhielt, so dass ein 
Zttsammenstoss mit dem unmittelbar nachfolgenden Triebwagen unver- 
meidlich wurde.. In gleicher Weise hat das Reichsgericht entschieden, 
als ein Kutscher unmittelbar vor einem Strassenbahnwagen so rasch an 
das Oleis beranfnhr, dass der Triebwagen plötzlich zum Halten gebracht 
w«rden musste. Zur Gefährdung ist nicht, notwendig, dass der Betrieb der 
Strassenbahn im ganzen gestOrt werde/ es genttgt jede Handlung, die 
zur Folge hat, dass der Verkehr nicht so stattfinden kann, wie er regle- 



«) Reichsgericht 28. Öeptembei- liw»H (.l\V. UKW ö. ÜUü;. 
<) Reichsgericht 27. Oktober 1901 (JW. 1906 S. 16). 
Landg^ericht HannoTer 90. Jajraur 1904. 
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mcjitisinässig stattlindcu sull. Dazu freliüit aber die piützliche Ver- 
anlassung des Haltens an ungevvülmlicher Stelle 

Vorsatz und Fahrlässigkeit als Ursachen der Eisenbahnti-ansport- 
geföbrdimg müssen sowohl die Yomahme« der gefährdenden Handlung 
wie auch die Ingefahrsetznng eines besthnmten Eisenbahntransports um- 
fassen*); ein Ausfluss des Grundsatzes des § 60 StGB., dass strafer- 
schwerende oder überhaupt die Strafe begründende Tatumstände, die 
dem T&ter nicht bekannt waren, diesem nicht zum Verschulden ange- 
rechnet weiden können. Dass beide Begriffe — > Vorsatz und Fabrlässig- 
Ireit — ein Verschulden enthalten, ist nicht emstlich bestritten, wenn eS 
auch bei ersterem nicht unzweideutig zum Ausdruck gebracht ist Eger*) 
hebt treffend hervor, dass die Bestrafung nach § 315 StGB, ausgeschlossen 
ist, wenn jemand einen Transport zur Entgleisung bringt durch Falirt- 
hindcrnisse, um das süssere Unglück des Absturzes zu verhindern. Die 
Strafrechtliche Praxis stellt als Grundvoraussetzungen der strafrecht- 
lichen Fahrlässigkeit auf: 

1. Die Nichtanwendung der nach Sachlage vernünftigerweise vom 
Handelnden zu fordernden Sorg"falt^) und 

2. die Vorausschbarkeit des Erlol^'^es durch d«»n Täter «ach Massgabe 
seiner Beanlagung bei Anwendung der ])fli( litiniissi<^en Sorprfalt ^). 
Ein Fortschritt des einheitlichen bürprerliciien Hechts ist die Cileich- 

lieit des Fahrlässigkeitsbegriffs in diesem mit demjenigen des »Sti afrechts. 
Eine unilaiigreiclie Spruchpraxii^ zum \'erkehrsrecht aut oftentlichen 
Wegen hat die Vorsichts- und Auf.si( htsptiiclit jeweils der (irosse der 
Verkt'iiisgefahren angcpasst"). Je ^^rüsser die dem Wagcnverkelir sich 
bietenden (iefaliren, um so grösser die Sorgfaltsptlicht des Wagenführers! 
Die freie Benutz) larkeit der ötl entlichen Stnussen ist einerseits an die 
Polizeiverordnung gebunden, welche den Verkehr auf denselben und das 
Verhältnis des Fahr- zum Strassenbahnbetriebe regelt, andererseits an 
die Beschränkungen, welche sich aus der Beachtung von Leben und 
Eigentum anderer ergeben. Daraus ergibt sich für don Fahrenden die 
Pflicht, sich mit den Polizeivorschriften bekannt zu machen, ihre Nicht- 
kenntnis schützt bei ihrer Verletzung vor Strafe nicht und enthält eine 
Fahrlässigkeit ebenso, wie bei Kenntnis und Nichtbeachtung. Am meisten 
wird wohl von Kutschern gegen die Vorschrift gefehlt, dass sie den 



') Reichsgericht 11. Uftrz 1897 (in dies. Zeitschr. Bd. XTV S. 147). 

*) Reichsgericht 17. Scptembor 1895 (Stengleins Strafreohtolezikoi) I S. 04^8). 

') Eiflenbabnrecbt Bd. U S. 168. 

«} Itei<Aigaridit SS, Hlfcn 1897. 

lUidiBgerioht U. MBn 1889. 
•) Raitow-Kantsel, Beltrige x.£rli«t d.D. BMht« Bl M 8. 886 ff. 
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Strasseiibahnwa^en auszuweiclien und die Fahrbahn so frei zu geben 
haben, dass der Verkehr ungehindert stattfinden kann. Eine falirlSssige 
Eisenbahntransixtrtget'ähi'dung ist darin za erblicken, dass ein Kutscher 
seine, wenn auch ruhigen und an die Strassenbabn gewöhnten Pferde 
in deren unmittelbaren Nähe unbeaufsichtigt stehen lä8st, da er damit 
rechnen muss« dass die standig wechselnden Verkehrserscheinungen leicht 
auf die Pferde einwirken und diese zu einer Bewegung nach der Fahr- 
bahn zu veranlassen^). Das plotzUdie Hineinfahren in die Fahrbahn 
kann ebenso wie das nicht rechtzeitige Kreuzen derselben als falirlässlge 
Gefährdung strafbar sein, zur VermeiduDg solcher inuss der Fuhrmann 
seine Aufmerksamkeit nicht nur auf seine Pferde, sondern auch auf 
seine Umgebung, insbesondere den Strassenbahnbetrieb, richten. Dieser 
l^flicht hat er auf verkehrsreichen Strassen ihm h nicht dadurch genügt, 
dass er sich lediglich auf sein Gehör verlässt, da ihm in dem allgemeinen 
StrassejilüT-m sowohl das Fahrgeräusch der Strassenbahnwagen wie die 
Wiiniuii^sklirigelzeichen der Triebwap-enfülircr entfreiien können^). Wegen 
Verlftzmii^- des- i; ^16 StGB, ist ein Kutsclicr licstraft, der obwoJd er 
die lisrlie K(d^e der Strassenbahnwagen kaiiiire und neben der Fahr- 
baliu geiüi^eiid Platz hatte, doch auf dem ( ileis lulir. Da er sich sagen 
rausste. dass seine Haudhingsweise leicht einen Zusammenstoss zur Folge 
haben konnte, erselieint sowohl die Ptiichtwidrigkejt seines Handelns 
als auch die Vor;inssehl);iiki it des Erfolges für ihn genügend dargetan, 
d. h. die Voraussetzungen seiner Fahrlässigkeit''). Der Umstaiul, dass 
ein Bahntibergang nicht bewacht und nicht mit Schranken bei Annäherung 
eines Zuges abgeschlossen ist, enthält kein Verschulden der Bahn, du eine 
solche Betriebseinrichtung gesetzlich vorgesehen ist, erhobt mithin die Auf- 
merksamkeitspflicht des Kutschers. Dieser handelt fahrlässig, wenn er 
mit verbundenen Ohren rfickwärts auf dem Wagen sitzend lUe Heran- 
kunft des Zuges bei seiner Annäherung an die Gleise nicht beachtet^). 
Der betrunkene Kutscher, der seine Pferde unbeachtet weitetigehen und 
auf den Bahndamm einbiegen lässt, ist wegen Transportgefahrdung 
bestraft, weil er z. Z. als er den Pferden freien Lauf gab, noch zu- 
rechnungsfähig war'^). Der Pferdebesitzer, der ohne voriierige Errich- 
tung eines Abschlusszaunes gegen den Bahnküi'per seine Tiere neben 
demselben hat weiden lassen und dabei nicht verhinih rt hat, dass sie 
unter einen Zug gerieten, kann sich zu seiner Entschuldigung nicht 

') Kekhsgcricht 2() Februw iyu.'> un dies. Zeitschr. Hd. XXll .s. 2i6). 

*) Keicbsgcricht 20. Febraar 1902 (Du Recht 1902 S. 217). 

*) ReicliBgericht 84. September 1901 (in dies, ^tachr. Bd. XIX 8. 203). 

*) Oberlandesgorirht Breslau 27. Sept. 1904 (Preuss. EisenbVirordnlil. 1905 H. 2). 

*} Refchsgericht 23. Januar 1905 (Ztg. d. Vereins D. ElsenbVerw. 1906 S. 1178). 
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darauf berufen, dass ihm die Balm imcli nicht den ilim ziipcsairten Er- 
satz liir die Bciiiifznnprsprscliweriui^- geleistet hat. Dieses rein zivil- 
reclitliclie Vei'liiiltnis berührt die sti';itVe( litliclie llaftltarkeit iiieht'l Dass 
das Dnrehbrecheii einer ^escidossenen »St hi-ftuke eine Faiirliissigkeit ent- 
hält, bedarf wohl keiner Begrrmdnn*r oine solche ist aber noch kürz- 
lich als vorliegend augenonimen, wenn der Kutscher bei einem mit einer 
Schranke niclit versehenen Übergänge 8i<h nicht die vollständige (ie- 
wissheit v«*mdiattt, dass .sein CJefährt dem ZnsammentretVen mit eifiem 
henumahenden Zuge nicht ausgesetzt wird'^). War jedoch die Schranke 
geötfnet und konnte der Wagenführer infolge einer Biegung den Zug 
erst zu spät wahrnehmen, so liegt eine fahrlässige Bisenbahntransport- 
gefährdung nicht vor*). 

Seit dem eingehenden nnd überzeugenden Urteile des Reichsgerichts 
vom 30. Oktober 1884 (Entsch. i. Strafs. Bd. IIS. 206) sind die Meinungs- 
verschiedenheiten geschwunden, welche die Gefährdung ,,des Transports' 
im Absatz 1 und „eines Transports" hervorgerufen haben. Der Ver- 
gleich mit den §§ 317, 318 StGB, muss zur Gleichstellnng von Trans- 
portgefalirdung mit Betriebsgefährdimg führen, es wäre ja auch undenkbar, 
eine solche Gefährdung solle nur dann vorliegen, wenn der GefiUirdende 
genau vorher den zu erwartenden Zug kannte. Der Transportbegriff 
umfasst dreierlei: 

1. den Befördernngsgegenstand, Personen oder Sachen. Ihre Beschä- 
digung muss durch eine gegen die Bahn gerichtete Handlung mittel- 
bar geschehen sein, eine unmittelbare genügt nicht. Ersterer Fall liegt 
vor, wenn der Kutscher mit seinem Wagen die Plattfoum dos Strassen- 
bahn Wagens derart beschädigt, d;iss dadiireb der Fahrgast ntit lerselhen 
Schaden nimmt, letzterer, wenn flie W;i<^en(leichsel nicht den äti'assen- 
bahnwagen, sondern nur den Latusast auf deniselhe?i trifft. 

2. Die P»ef(irdernn<:sinitt( 1 , wenn sie in Betrieb gesteilt sind und 
.stehen. In Betracht kommen ausser den Eisenbahnwagen die Lowrys, 
P.aliinneisterwagen, Anhänge wagen bei Strassen wagen, soweit sie zur 
Foi'tbewegung durch mechanische Kraft sich eignen. 

ii. Die Zugmittel: Lokomotiven, ( h ktrische Triebwagen und ähnliche. 

Die Unterscheidung ist jedoch keine scharfe, derselbe Gegenstand 
kann bald der einen, bald der anderen Art angehören; Lokomotiven, 
die nicht angeheizt sind, Wagen, die wegen Ausbesserungsbedürftigkeit 
unbenutzt mitlaufen, Scbneepflüge sind als Beförderungsgegenst&nde an- 

V) Reichsgerieht 4 März 1808 iti dies. Zeitfichr. Bd. XV S. 124). 
*) Reichsgericht 5. April l.sy4 ^in dies. Zcitschr. Bd. XI S. 89). 
^) Reichsgericht :J. Februnr 1908 (.TW. 1908 S. 384). 
«) Reiclisgericht ^ April 1904 (Bl. f. Rechtmnwendiing 1904 Nr. 16). 
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zuselieii, bezuglich des auf Schienen lautenden Tiastkiaus hat dieses 
das Reichsgericht besonders aiLsgespi ix hen ' Dass die Beförderuiifrs- 
mittel zufjleicli Zugmittel sind, zeiß:t neuerdüigs aueli der Vorortsbetrieb 
mancher Hauptbahnen, in weiterem Umfange derjenige der Kleinbahnen, 
ausscliliesslich aber der Seilbahnbetrieb. 

Einige SchwieriglEeiten bereitete in der Praxis die Frage, wann 
ein Transport im Sinne der 315 ff. StGB, anzunehmen ist, eine Frage, 
die gewisse Ähnlichkeit mit derjenigen des Betriebes im Haftpflicht- 
rechte aufweist Wie der ^Betrieb*, so ist aach der »Transport*^ ausser 
bei fahrenden Bisen- bzw. Strassenbahnziigen, bei Rangierbewegungen 
derselben sowie bei allen dem Betriebe dienenden Bewegungen einzelner 
Wagen anzunehmen. Bezüglich der Probefahrten der Strassenbahnen 
hat das Beichsgericht solches besonders ausgesprochen*), ebenso bezüg- 
lich -einer Bangierlokomotive"), einzelner beim Rangieren zeitweilig aus 
dem Zuge ausfresctzter Gütmvagen einer in Dienst gestellten, wenn 
auch vorübergehend in Ruhe befindlichen Lokomotive^). Weitei^ Ent- 
scheidungen führt nocli Stenglein an, der einen Transport bei jedem 
auf den vSchienen laufenden Material annimmt, das sich im Dienst be- 
findet, also von dem Augenblicke an, in dem die Lokomotive dem 
Schuppen abfährt, in dem ein Wagen seinen Aufstelhmfrsort für die 
Zeit des Nichtgebrauchs verlässt. bis zur Ausserdienststellunfi'. Ein 
solcher Transport kommt allerdin^'^s nur sfnveit in Betracht, als er zu- 
gleich eine Betriobsgefalirduim' entliält'), eine s«*lehe liegt nicht vor, 
wenn ein Fuhrwerk vor einem stehenden Strassenbahnwagen das Gleis 
locuzend diesem beschädigt, ohne eine Gefahr für den Betrieb zu be- 
gründen 

Da die auf den Befürdenings- und Zii<rmitteln befindlichen Per.sunea 
zum Eisenbahntransporte <>('lii)r( n. hat das Reichsgericht in verschiedenen 
Fällen von Menschenverletzungen, z. B. eines auf dem Trittbrett stehen- 
den Schaffners"^, eine strafbare Transportgefährdung angenommen. Dieser 
SchlusR ist insoweit richtig, als die verletzte Person einen SUnfluss auf 
den Transport auszuüben hatte, mag derselbe auch nur in einer Ober- 



') Am 18. Sc'ptcmbor 1887 ^fclntsch. i. Strafs. Hd. 16 ft. t>6j. 

*) Am 13. Juni 1904 (Bl. f. Rechtsanwendung 1905 Nr. 1). 

*) Rdebsgericht 8. Fehniar 1892 (EntBoh. i. Stnfs. Bd. 22 8. 348). 

*) Koichsgciicht 31 TaTiuar 1884 (Rechtspr. d. R(;. Hd. G S. 74). 

') Heichs{;cricht 24. Februar 1881 ( ßntfidl. i. Str»fs. Bd. 3 .S. 410). 

*) In dies. Zeitsrhr Bd. XV 8. 269. 

') Keicbsgeridit 14. Nov. 1898 (üoltdammers Zcitschr. f. Strafrecbt Bd. 44 S.448). 
•) Beicbsgericfat 21. April 1898 (in dies. Zeitaehr. Bil. XV 8. 160). 
•) fieicliKgericht 31. Janaar 1884 (EniBeb. d. BG. Bd. 6 S. 74). 
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wachiin;^ der Yerkuliisurtlimiig bestHnden haben. Dass die Verletzung- 
v.on Fahrgästen, wie solche gelegentlich durch Schiessen au 1 Zuge statt- 
findet, hier flicht ui Beti-acht kommt, ist bereits erwähnt. • 

Die übrigen Begrifsmerkmale der aUfl^meinen Eisenbahntruisport- 
s;eföhrdnng, „ Eisenbahnanlagen „Bef&rdemngsmittel'^ nswl haben der 
Auslegung keine nennenswerten Schwierigkeiten -bereitetv sie können 
daher hier übergangen werden. Um so gr<tesere Ifeinungsveisehieden- • 
heiten ergab aber das im § 316 Abs. 2 StGB, begrenzte Beamtenver- 
gehen der BSsenbahntransportgei&hrdung durch PfliehtvemachULssigong. 
Dass der Im Strflfrechte einzig dastehende Begriff sahireiche oberst- 
instanzUche Entscheidungen hervorrufen werde , war vorauszusehen'. 
Der Erfolg war eine umfangreiche Rechtsprechung, welche jetzt langst 
zn einer fast vollständigen Klärung des Begriffs geführt hat. Zur Ver- 
meidung von Wiederholungen möchte ich hier auf meinen Aufsatz 
(„Strafbare Pflichtvernachlässigung") in der Zeitung des Vereins Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen 1898 S. 487—491 verweisen; er ergibt die Reich- • 
haltigkeit dieser Rechtsprechung. Die Pflichtvernachlässigung unter- 
sclieidet sich von der Fahrlässigkeit dadtirch, da.ss niciit die Voraus- 
sehbarkeit der Gefahrdung ertnnlert wird'), eine beiden gemeinsame 
Voraussetzung ist das Verschulden-). Die Grösse der mit dem Eisen- 
bahnbetriebe verltmidenen Gefahren stellt an alle, im I>etriebe beschäftigte 
Personen den Anspruch der peiuliciist sorgfaltigen Ptiichterfüllnng, die 
jiitht schon mit der l^eobaclitung der Dienstvorschriften betätigt ist'). 
Der Bahnbeamte hat bei der Dienstuusübung in erster l>inie ;mf die Sicher- 
heit und dann erst auf die Pünktlichkeit und .Schnelligkeit des lietrielies 
Bedaclit zu haben, das kann ihn selbst zur Nichtbefolgung der Verord- 
nungen und Dienstbefehle bringen^). Allerdings ist das nur die Aus- 
nahme; die unmittelbare Verletzung einer allgemeinen Anordnung muss 
im Zweifel als strafbare Pflichtvernachlassigung angesehen werden. 
Für die S^fbarkeit einer Pfllchtvemachlässigung ist es unerheblich, 
ob die Pflicht in den Dienstbestimmungen besonders vorgeschrieben ist 
oder nicht; der Beamte Icann sich nicht darauf berufen, dass ein anderer 
Beamter ihm, der sich von der Freiheit eines Gleises zu überzeugen 
hatte, bevor er einen Zug auf dasselbe abliess, die Gleisfreiheit ver-* 
sicherte^). 



') Reichsgericht n. Pozomber 1H81 (in dies. /. itsrhr. Rd. II S 84). 

Ucirhsrtt rifht 3. Januar 1895 (in dies. Zeiths- In . Bd. XII S. 121). 
') Reichsgericht 12. Dezeiöbeii 1902 (I>as Recht m:\ H. 47). 
«) Beichsgertcht 16. Dezember 189d (in dies. Zeitscbr. Bd. XII 8. 819). 
•) Rdelisgericlit 2B. Juni 1902 (.1W. 1902 S. 581). 18. Febraar 1908 und 11. Mftn 
1904 (in dies. Zeitsehr. Bd. XX S. 247 und 352). 
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In den letzten Jahren hat sich die Rechtsprechung mehr der Pflicht^ 
veraachUUsigimg der Motorfflhrer der elektrischen Strassenbahnen zuzu- 
wenden gehabt Wenn auch die Verkehrssicherheit nicht ein Anhalten 
in allen Fällen erfordert, wenn Personen sich den Strassenbahnwagen 
oder diese sich ihnen nähern, — einordnangsrnSssigerStarassenbahnbetrieb 
wäre dann unmöglich — da der Motorfflbrer von den Menschen erwarten 

' kann« dass sie auch ihrerseits die ihn^ obliegende Yerkehrssongfalt 
aufwenden und rechtzeitig ausweichen*), so hat er doch stets den Zug 
so in der Gewalt zu behalten, dass er bei nnvermeidlicfaeBi Zosaromen- 
stosse auf eine kurze Strecke halten kann. Welche Massnahmen er im 
Falle emster droliender (Jefahr zu ergreifen hat, richtet sich nach den 
Tatumständen, das Unterlassen des vorgeschriebenen Klingeins kann 
nidit als Pfiichtverletzang angesehen werden, wenn es durch das nach 
Sachlage wirksamer erscheinende Bremsen unniöjjlich gemacht war*). 
Der Rückblick auf die Erfolp-e der Keditsprec huii<r zeigt, dass die- 

• selbe es verstanden hat, anfaii^^^ faxt uiiüberwiiKllicli orscheinende 
Schwierigkeiten in ün- Aiislegun<i dci' Bestimmungen zu lösen, die bei 
der Neuheit und Unbtgrenztheit ihrer Hcgiit^V die widerstreitondsten 
Auslegungen hei nplehrten und Praktikern getuiidcn haben. Die anfangs 
von den Strassenbahiivervvaltuiigen so schwer eniiitmidene Hiirte in der 
Ausdelniuiig der 315. 316 StGB, auf ihre Betriebe muss jetzt dn?Tli 
die Atislegimg der (lerichte als beseitigt angesehen werden, und au< Ii 
die Pjeamten haben sich zufrieden gegeben, nachdem das Gesetz vom 
27. Dezember 1899^) statt der Freiheitsstrafe in leichteren Fällen Geld- 
strafe zugelassen hat. 

») Beiohsgericht 22. Jan. 1908 (.TW. 1903 .S. 103). 27. April 1904 (Elektr. Bahnen 
unr! Betrübe 1906 8.414) and Oberlandesgericht Köln 11. Juli 1906 (£lieiii.-Westf. 
Zeitg. vom 5. Septembor 190.^» 

*) Reichsgericht 22. Ik-zeuibt^r I8HK (Elektr. liahncii und üt^trieJ«; 1906 S. 414). 

') Vflri Oorden in dies. Zeitaehr. Bd. XVI S. IteSIT. 
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Eigenes Verschulden. 

Von Ernst Dronke, Landgericbtsdirektor in Köln. 

Obwohl der Ausdruck „ei^renes Verschnldeti'' in unserer Bechte- 
spniche seit langem fest eingebürgert ist nnd ohne jedes Bedenken sll- 
gemein angewendet wird, so enthält er doch keineswegs, wie man hier« 
nach annehmen sollte, einen klar omrissenen, bestimmt feststehenden 
und allgemein anerkannten Rechtsbegriff von sicherem nnd gegebenem 
Inhalt Im Gegenteil zeigt ein Blick in die Lehrbücher des neuen 
Beiehsrechts, dass man zwar heute der Lehre vom „eigenen Verschulden'' 
eine eigene Darstellung in besonderen Abschnitten widmet, wälirend 
man früher nur einiger einschlägigen Sätze bei der Dai'stellang der 
Schadensersatzpflicht kurz Erwähnung tat und von einer besonderen 
Lehre keine Rede war; mit dem eingehenderen Vortrag /eigen sich aber 
sofort die Abweichungen nnd Meinungsverschii-Jt-iiIirirrTi ja, vollständig 
entgegengesetzte Auffassungen, und man sieht, dass dci lU griff „eigenes 
Verschulden" nach seinem rechtlichen Wesen und Inhalt bisher über- 
han])t nf)rh nicht erkannt war. Mit ([cm Vf('</mn einer eingehenderen 
Darstellung entsteht erst eine wirkliche Lelii'e vom eigenen A'erschulden, 
ei^st jetzt gelangt man zu Versuchen einer genauen Bestinnnung dieses 
Rechtsbegriffs, ohne ilass sich die Rechtslehre, weder die wissenschal t- 
liclie noch die anwcndt iule. i)is lu nte auf eine befriedigende und brauch- 
bare BegritlsbestiniHiung geeinigt hat. 

Schon an Vorarbeiten tVlilt l's. niu' Einztdztige hat im wesentlichen 
die bisherige Rechtsentwiekehing gclict'urt. die drr Zusuninient'ügung zu 
einem einheitliclieii und abgerundeten (jcsauitbilde noch harren. Zwar 
gebraucht schon Pomponius^) mit den Worten „culpa sua- wörtlich 
den heutigen Au&druck, um die Verneinung eines (ersatzfähigen) Schadens 
zu begründen; aber bis auf Windscheid und Dernburg ist das ge- 

*) L. 203 Dig. 60, 17: ,QQod qnis'ex coli» soa dMnnam sentit, non intelle^tiir 
damiinm aentire*. 

StowibKbaroditl. BBtaehetdttBgen. Sonteriicrt x. ttjftlir. BMtolMiii. <i 
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meine Recht nicht über eine Abwägung des Masses des beideiseitigen 
Verschuldens, des Schädigers und des Verletzten binausgekommen. In 
demselben Gleise bewegt idch die verständige, nach gewohnter Art 
kasuistische Regelung des ALR. (§§ 18 ff. I 6). Das französische Recht 
legte, namentlich in seiner deutschen Entwickelung, das Schwergewicht 
auf die Fraj^c «Ii s iirsäclilicheii Zusammenlianges und untor.-^nclitc dem- 
nach, wessen Vt rs( hiildcii die eigentlicli wirkende und damit die rechte 
lieh allein erhebliche Ursache des eingetretenen Schadens war. Das 
RHaftpflG. vom 7. Juni 1871 führte da^s -eigene Verschulden" in die 
n(\setzf'ssprache ein und zeitigte eine Fülle lehrreicher Erkenntnisse 
und für die Erkenntnis wertvoller Einzolfüllc: eine ziisammcnfassrndr 
einheitliche Bps"riffsbestimmun*r hindtM-tc iiulfsseii schon die Verschieden- 
heit der Lnndcsiechte, innerliall» deren dies reichsrechtliche Sondergesetz 
mit mehr oder weniger bewus.stei- Aiilehiiini«; an ihre Clrundanschauungcn 
znr Anwendiuig kam. Das BGB. endlicii bedient sich des Ausdrucks 
„eigenes Verschulden" nur an einer Stelle, im § 278: „Der iSchnldner 
hat ein Verschulden seiius gesetzlichen Vertreters und der Persctnen, 
Uereu er sich zur Ertiillung seiner Verbindlichkeit bedient, in gleiciieni 
Umfange zu vertreten, wie eigenes Verschulden''. Der Sinn des Aus- 
drucks ist hier zweifellos das pei*sünliche Verschulden des Vertretenen 
im Gegensatz zu dem seiner Vertreter, also wenigstens zunächst ein 
anderer als bei Pomponins und im HaftpflG. Ob nicht aber die 
Redaktionskommission des zweiten Entwurfs -j, als sie zur Bezeich- 
nung des persönlichen Verschuldens diesen gangbaren und eingebfir^ 
gerten Ausdruck wählte, von einem feinen Sprach- und Rechtsgefühl 
geleitet war und ohne gesetzgeberische Absicht durch die anders- 
artige Verwendung des Ausdrucks eine bestimmte Färbung seines 
Rechtsinhalts in ein neues Licht gerückt hat, das zur Aufhellung 
förderlichst beitragen kann? Ich glaube wohl. 

Der neue Anstoss, den die Lehre vom eigenen Verschulden durch 
das BGB. erhalten hat, ist allerdings nicht vom s? 278 ausgegangen, 
sondern vom i; 254: „Hat bei der Entstehung des Schadens ein Ver- 
schulden des Beschädigten mitgewirkt". Das ^Versciiulden des Be- 
schädigten" des 254 ist tatsächlich und rechtlirh das n;i?uliche, wie 
das „eigene Verschulden" des ij 1 HaftplKü., für die Auslegung und 
Anwendung des Begriltes werden daher die beiden Vorscliriften wechsel- 

») Vgl. ferner § 6 UrostCi. vom 28. Oktober 1H71; das prcuss. EtscnbG. vom 
3. NoTember 1838 hatte toii »eigener Schuld' des Beieblidigten geBproehen. 

') Im §224 Entw. I war du- IJe/.ciclinutiff noch nicht cnthiilt4.'n ; auch auf ehieni 
Besdilnsso dor «weiten KommisMon selbst beruht sie, soweit die Protokolle ersehen 
lassen, nicht. 
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üiPitij;' mit Krfol^ lu'raii^czojrtMi , iiinl zwar iinabhaiig:i}f davon, dass (Ins 
ReicljsgerieUt von Aiifaii« an und in ständiger Rechtsprechung den 
254 BOB. auch im übrigen in HaftpfliHitsarhen anwendet. Diese 
letztere Fra^c mag daher hier aut si( Ii bci uhen. Auch wenn man der 
Anwendung der Scliadenverteilung im Bereiche des HaftplK». nicht zu- 
stimmt^), kann und muss man die (ileichheit des Begriffes ^eigenes 
Verschulden" anerkennen; und sogar von der ganz strengen Auffassung 
aus, da.ss zur Au.^leguiif^ und namentlich zur Abgrenzung dessen, was 
nach der sonderrechtlichcn Kegelung des HaftpflG. von 1871 als „eigenes 
Verschulden" anzusehen ist, die Vorschriften und Grundsätze des jüngeren 
allgemeinen Rechtes des BGB. jedenfalls nicht als solche massgebend 
herangezogen werden können, selbst dann wird man doch die innere 
Richtigkeit und die wissenschaftliche Beweiskraft der Betrachtungsweise, - 
der Grandlagen fQr die Begriffsbestimmung und der Auslegungsergebnisse 
bei dem ^eigenen Verschulden*^ nach BGB. auch für das «eigene Ver- > 
schulden" nach HaftpflG. gelten lassen mfissen. 

Bei der nunmehr einsetzenden systematischen ErgrUndung und Er- 
läuterung des Bechtsstoffes des BGB. zeigte sich alsbald eine Schwierig- 
keit. Jedes Verschnlden enthält notwendig die (Übertretung eines 
Pflichtgebots, jedes reditliche Verschulden also die Verletzung einer 
Rechtsvorschrift. Em Verbot, sich selbst zu schädigen, kennt aber die 
Rechtsordnung im allgemeinen nicht, es besteht keine gesetzliche oder 
sonstige Rechtspflicht, seine eigenen Güter und Interessen unversehrt zu 
erhalten. Wo steckt also dt^s Verschulden im Rechtssinne, wenn die 
Yerletznn«- oder Schädigung einer Person auf deren eigene«; Verlialteu 
zuriiekzutiiliren i.^t, wenn bei der Entstehung eines Seliadeiis ein Ver- 
schulden des Beschädigten selbst mitgewiikt bat r* Kann man daher über- 
haupt von einem „eigenen Verschnlden " iui eigentlichen und wahren 
Sinne reden? Nein. s;mt die l>e( htslehre, und zwar soweit ich sehe, 
einstimmig*). J)er l>e^ritt dieses Verschuldens ist nicht im streng 
juristischen Siiuic als Eingriff" in eine fremde T\e( litssphäre zu nehmen'', 
sagt Staudinger-Kuhlenbeck (Bern. 2c zu 204 1 Weitaus die Mehrz.ahl 
der Ausleger liilft sich damit, dass der Ausdruck „Verschulden" nicht 

•) So allerdings die überwiegende Mehrzahl der Schriftsteller, ni. E. mit l'nrecht; 
zuzugeben ist nur, d»äs diö reicbsgerichtliche Rechtsprechang in der Tat «ine Ab- 
ftnd^ng des HaftpflO. darstellt, und «wftr eine (g^ndlegimde nnd recht weittragende. 

*) Wenigstens, soweit m- iVw I i l: ilfihmpt aufwirft. Eine Bejahung der 
Frage habe ich jedenfalls nirgends gefuinitn. Audi mit dt iii S itze. 'l;tss si lih < lifliin 
jede rechtlich bedeutsame Handlung eines Mi-nsclicu ein Kingreifen in die iiechtsspliiire 
eines andern enthalte, kann ein eigenes . Verschulden'*' in denflineQ der Seltetsehftdigung 
siebt bcgrflndet werden. 

a* 
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den sonst ihm inncw uluieiidLii, feststehenden Begriffsinhalt habe, sondern 
in eiiieiü „luieig entliehen", , nicht technischen", in ciuein ,.weitcren 
verkehi'smä.ssigen'* Sinne zu verstehen, da.ss ein „imveniünftiges Ver- 
halten" des Beschädigten gemeint oder gar, dass Verschulden" hier 
mit „Verursachung" einfach gleichbedeutend sei. Eine Sonderstellung 
mimut nur Zitelmann ein (Das Becht des BGB. I 152 f., 166 ff.), in- 
dem zwar auch er „eine Erweiterung des Begriffes Uber seinen ur- 
sprünglichen Anwendungskreis hinaus" annimmt, aber dieSelbstschftdigung 
als ein „Yerscbulden gegen sich selbsf auffasst, indem ein derartiges, 
den Handelnden selbst schädigendes Verhalten zwar eine Bechtspflicht 
zum Andershandeln, die nicht besteht, auch nicht verletze, aber immer- 
hin aus anderen Gründen vom Bechte „gemissbilligt* werde; diese Miss- 
■ billigung geht aber stets vom eigenen Interessenstandpunkt des Ge- 
schadigten aus, 80 dass auch bei Annalime eines „Verschuldens gegen sich 
selbst" der Begriff „Virschulden" mindestens nur in einem übertragenen 
(„ausgeweiteten" sagt Zitelmann selbst) Sinne angewendet wäre. 

Wie stimmt es nnn damit zusammen, dass, wie gleichfalls allgemein 
gelehrt wird, auch bei diesem iinrig-ontlichen, verkehrsmässigen , aus- 
geweiteten Verschulden die beiden liergebrachten Schuld fonnen Plates 
greifeil sollen? (Jegen wen richtet sich der Vorsatz bei „unvernünftigem 
Verhalten" (ines Reschädigten, inwiefern verletzt dcrjcnifie. für den 
ki'inc Rcchtspriicht zum Andershandrln liestHit, die im Verkehr er- 
lordrrlii lic Sorprfalt und liandrU dt-sliall» lalirlässig (4^ 276 B(;B.)? Wie 
viel näher lie^t es doch, anziuu linieii, dass das natürliche Rechtsempfinden, 
der ungezwnnp:ene Sprachgebrauch, dass das Gesetz sdbst. wenn sie 
von „Verschuldrii" spreclien, einem p'anz nnz\veidpnTi<it ii und ullfijcniein 
bekannten und verstandenen Rechtslic^n ifl. dass sie dann auch ein wahrcA 
und wiiklic ln'S Versihuldun meinen und nicht ein uneigintliches oder 
ein künstlich erweitertes oder gar etwas ganz anderes wie ein Ver- 
schulden! In der Tat, so ist es auch, und der durch das „eigene Ver- 
schulden" des Beschädigten in seinem Bechte Verletzte, derjenige, dem 
gegenüber Vorsatz oder Fahrlässigkeit des Beschädigten vorliegen 
müssen, damit von dessen „eigenem Verschulden* die Bede sein kann, 
ist kein anderer, als der ursprüngliche Schädiger selbst, der haftpflichtige 
Urheber des eingetretenen Schadens, der Schuldner der Ersatzverbind- 
lichkeit. , Eigenes Verschulden ist Gläubigerverschnlden und 
nichts anderes. 

Diese Erkenntnis zu vermitteln und aus dem gesetzten Bechte 
schlüssi<i: zu begründen, ist eine bedeutsame Wirkung des § 254 Abs. 2 
BGB. Hier sind klijip und klar dem Schadensgläubiger seinem Schuldner 
gegenüber bestimmte Pflichten als Rechtspflichten ausdrücklich auferlegt: 
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die Pflicht, den t iiLsteliciideii Schaden iiacli .Mi»jilirhkeit abzuwenden oder 
zu iiiiiult in, und die Pflicht, den Sclmldner aul diu Gefalir eines unge- 
wühulich hohen Schadens aufinericsau) zu machen. Dass es sich hier um 
wirkliche Rechtspflichteu handelt, ergeben Wortlaut und Entstehungs- 
geschichte der Voischrift, es ist vom RGr., wenn andi zunächst zQgenid 
(JW. 1903 Beil. 67), dann aber bestimmt anerkannt (RGZ. 55, 329 flf.), 
in der Rechtslebre wird es nirgends bezweifelt Das Bedeutsame und 
für die Erkenntnis Weittragende der Voischrift liegt aber nicht darin, 
dass dem ScbadensgÜlnbiger gerade jene beiden Verpflichtungen, sondern 
dass ihm überhaupt Rech*ts pflichten gegenfiber seinem Schuldner auf- 
erlegt sind, deren Verletzung er im Verhältnis zu seinem Schuldner 
selbst zu Tertreten hat. Das ist neu, zwar nicht der Sache, aber der 
Form nach. Unerkannt und unausgesprochen liegt der Gedanke ja dem 
Grundsätze der anspmchvemichtenden Wirkung des „eigenen Ver- 
schuldens* von Anfang an zugrunde, mehr und mehr trat er hervor in 
der neuen Rechtsprechung und dem Schrifttum, namentlich zum HaltpflG.; 
dem BGB. aber war es vorbehalten, die bisher nach Billigkeit und 
Cblichkeit, nach der Verkehrssitte und nach Treu und Glanben an- 
genommenen und bemessenen Anfordening^en an den SchadensfrLäubiger 
durch Aufnahme in das pfosetztc TJcchr und durch x^ndrrihuii^^ von 
Rechtsnachteilen für Zuwiderliaudluiifjeu in allt r Vnrm und unantVclitbar 
zu rechtlichen Vprbindlielikcitcji. zu einer Leistungssclmid des Gläubigers 
zu erklären. Damit tritt aber das Verhältnis zwischen Schadens2'länbif3fer 
und Ersatzsehuldner iiiclit bloss hinsichtlich der beiden im 264 Abs. 2 
BGB. t'inzt'ln benannten Gläubigervcrbindlichkeitt n. sundern im ganzen 
in eiiu m.'ue, in die richtige Beleuchtung. Aueh der Entsi hädiginig.s- 
schiildner steht seinem (jläubiij;er nicht srliutz- und lechtlos als ein 
fciucm schrankenlosen Forderungsrechte Unterworfener gegenüber. Jedes 
Schuldverhältnis ist ein Rechts- und kein Gewalt Verhältnis, die Stellung 
des Schuldners nicht minder wie die des Gläubigers ist eine Rechts- 
stellung, die vom Rechte geordnet und nötigenfalls dieser Ordnung ent- 
sprechend geschützt wird, die also die Keime zu Ansprüchen und Be- 
fugnissen des Schuldners gegenüber dem Gläubiger in sich birgt. In 
diesem Sinne ist jedes Schnldverhältnis ein wechselseitiges Rechts- 
verhältnis, auch wenn die Berechtigungen der Hauptsache nach nur auf 
der einen, der Gläubigerseite, liegen und beim Schuldner häufig kaum 
oder gar nicht hervortreten. Ohne weiteres klar ist dies bei den veiv 
traglicben Schuldverhältnissen, auch aus sogenannten einseitigen Ver- 

0 Der Kttne balber duf idi hier wohl »nf meine AiufOhratigeii in dra EisenbE. 
Bd. XXII «8 ff. mweisea. 
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trägen, oichtis ftoderes gilt ftlwr aiidi bei den SctraldverhSItoissen, die 
ohne Vertrag aus bestimmten Zuständen entspringen, die nur auf 
positiver Gesetzesvorschrift beruhen und endlich ancb bei denen, die 
eine unerlaubte Handlung zum Grunde haben. Auch der Vergehens- 
schuldner hat Schutzrechte, z. B. darf auch gegen ihn der Ersatzanspruch 
(z. B. auf Wiederherstellung eines Zustandes) nicht lediglich zu dem 
Zwecke, nunmehr ihm selbst Schaden zuzufügen, geltend gemacht werden 
(§ 226 BGB ), auch seine Emtzpflicht ist beschränkt durch seinen 
eigenen Notbedarf (§4? 811, 850 ZPO.), auch ihm gegenüber hat der 
Gläubiger die Rechtspflichten des ij 254 Abs. 2 BGB. Stehen aber 
grundsätzlich bei jedi in Schuldverliältnisse beiden Parteien Rechte gegen- 
einander zu, so ist auch stets für jede Partei die Möglichkeit einer 
vorsätzlichen oder faiirlässigen Verletzung der gegnerischen Rechte, 
also eines wahren und echten Vt rschuldens gegeben, nml dies Verschulden 
der einen Partei eines Schuldverhältnisses gegenüber der Gegeiipartei 
ist ilir -eigenes Versclnilden" Hieran klingt es an, wenn im >? 278 
das iMTsüuliclic Verscliuldi'ii des ErfüUungsschiildm-rs der (Jegenpartei 
gegenüber gleichfalls als eigenes Verschulden iR-zeiclinet ist (vgl. oben 
S. 34), sein eigentliches untl ureitienes Gebiet aber liudet der Begrift" bei 
der Beurteilung des Vei lmlteiis des Gläubigers gegenüber dem Schuldner, 
bei dem Gläubigerverschulden. 

Als Ergebnis dieser Betrachtung und zugleich als Leitsatz für die 
weitere Erörterung und die praktische Anwendung lääüt sich mithin der 
Satz aufstellen: Eigenes Verschulden im Sinne des BGB. und des UaftpflG. 
trifft denjenigen Schadensgläubiger, der vorsätzlich oder fahrlässig 
Rechte seines Schuldners verletzt Was ist mit diesem Satze 
gewonnen? Viel und wenig. Viel, insoweit jeder Fortechritt in der 
iirkenntnis und systematischen Erfassung und Büiordnung einer Gesetzes- 
Vorschrift schon an sich ein Gewinn ist, nicht zu mindest für 
den rechtsanwendenden Praktiker; viel auch, weil die gewonnene 
Begriffsbestimmung den scliwankenden Boden d( s nUneigentUchen" und 
^nicht technisdu n"^ Verschuldens verlä.sst und der ganzen Lehre vom 
eigenen Verschulden eine feste Grundlage niul Richtschnur gibt, auch 
die Ergebnisse der bisherigen Verschulden.slelire unmittelbar zu ver- 
werten gestattet. !\It lir aber eijistweilen auch wohl nicht. Denn sofort 
mit der Annahme des aufgestellten Satzes erwächst die neue Aufgabe, 
die vom Gläubiger bei Meldung ei^renen Verschuldens zu achtenden 
und zu wahrenden ychuidnerrechte nun auch genau zu bestinnnen. Wie 
auf allen andocn mensclili( lien Wissensgebieten verschiebt also auch 
hier die foitsehiviteiuie iOrkernitiiis nur die Fragestellung. Die Fia^e 
nach einer zutrelienden und brauchbaren Darstellung der Ychuidnerrechte 
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kann aber hier mir aul^a'woi'ten, niclit |[relüsf werden. Sie hpantwortet 
sich naturgeriiä,s6 vcrsrliicdcii. Jt' uueh der Art drs Srlmldv^'i-Iiälfnisses, 
denn die einzige uiüniirclbar anwendbare pesetzliclic \ ursciiiift des 
§ 242 BGB., dass dci- hier als Schuldüer aiizuseheudu (Jläubiger (so 
besonders auch K( 1 öf), H.'H i seine Glänhig^erschuld so zu erfüllen hat, 
wie Treu niid «ilaubcn mit Kücksiclit auf die Verkdirssittc es erfordern, 
bringt es oline w eiteres mit sich, dass Mass und Umfang Ut i Schuldner- 
rechte und (jlläubigerpfiichten von dem Schuldgrunde des Schuldverhält- 
nifises ganz vesentlich beeinflnsst werden. Die Verkebrssitte legt z. B. 
mit Recht einem Vertragsgläubiger ein viel hOheires Mass Yon Rfieksicht 
auf den Schuldner auf, als dem widerrechtlich GeschiUUgten, nach Tren 
nnd Qlauben kann der ohne Verschulden Ersatzpflichtige grössere Sorg- 
falt bei der Schadensverhütung von dem Verletzten verlangen, als der 
fahrlässige oder gar der vors&tzliche Schfidiger. Eine dankbare Auf- 
gabe wird es sein, die reiche Fflile der ergangenen Entscheidungen, 
vor allem zum HaftpflG., von diesem Gresichtspunkte aus zu ordnen und 
zu siebten, am aus den Fällen, in denen bisher eigenes Verschulden 
angenommen worden ist, zu ersehen, welche Pflichten die Rechtsprecbnng 
dem Sdiadensgläubiger auferlegt, welclies Verhalten sie mit Rechtszwang 
von ihm erwartet. Besonders fruchtbar wird für eine Untersuchung 
der Sclmldnerrechte die Verwertung der deutschrechtlichen Auffassung 
des Sclmldverliältnisses als eines genossenschaftlichen sein (vgl. Kohler, 
Bürgerl. Recht II 137 f.). Notwendig ist aber eine bestimmte Schul- 
meinung für die Annahme eines wechselseitigen Rpchtsverliiiltnisses 
zwischen Schuldner und (JÜiabicer nicht, ebenso wie der lieute auch in 
der Rechtslelire l)elipbtf Tropfen soziabMi ("des vitdleicht zwar dem 
eineii oder anderen die Erkenntnis von dei' liechtsstellung des Schuldners 
und dem Vorhandensein seiner Rechte erleichtert, diese aber doch nicht 
erst schafft. Schon die „sua culpa" des Pomponius riclitet, wenn auch 
nicht bewusst, vermöge der Anwendnn;.'^ des Schuldbegritls ihre Spitze 
g"egen die Gegenpartei des Schuldverhältnisses, gegen den nlme jene culpa 
haftbaren und nur durch .sie entlasteten Ersatzschuldner. Die FVage, 
auf welches Verhalten seines Gläubigers der Schuldner im Einzelfalle 
rechtlich einen Anspruch erheben kann, zu welchen lyiassnahmen der 
dordi Irgend ein vertretbares schädigendes Ereignis Verletzte dem 
an sich Haftpflichtigen gegenfiber verbunden ist, muss bei der einen, 
wie bei der andern Grundrichtung der Kecbtsanschanung den Ausgangs- 
punkt bilden, von dem aus unter Berücksichtigung aller Umstände nach 
freiem, aber begründetem Ermessen die Feststellung zu treffen ist, ob 
ein eigenes Verschulden des Beschädigten gegeben ist oder nicht 

Den Versuch umer genaueren Umreisäung der Uläabigerpflicbten für einen 
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Dreierlei iniulitf icli liit rbci noch liervorheben. Einmal ist, wie 
icli frleiclitulls schuii aa ujidercr Stelle (a. a. O. '211 ti.) betonte, nicht 
Hin- (ibjektiv der Umfang der (iliiiibifrerveibindlichkeit je nach dem 
(jj'uiule iit'iiies Kr.satzanspruclis verschiedtiii, sondern anssei'deiii ancli 
subjektiv das Ma.ss von Sorgfalt, das er der Verkehrssitte nach siint in 
Schuldner gegenüber aufzuwenden hat. Auch bei Annahme einer 
Gläubigerpflicbt bestimmten Inhalts und eines objektiven Zuwiderhandelns 
gegen diese Pfiicht braucht ein Verschulden immer noch nicht vorzuliegen. 
Dies ist vielmehr stets noch besonders zu prftfen und festzustellen, und 
zwar darf regelmässig davon angegangen werden, dass niemand einem 
widerrechtlichen Schädiger gegenüber zu gr()8serer Sorgfalt verpflichtet 
ist, als er sie in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. Von be- 
sonderer Bedeutung ffir die Annahme eines eigenen Vei'schuidens Icann 
der Umstand sein, ob der Beschädigte eine vertragliche, aber auch eine 
gesetzliche oder polizeiliche Vorschrift verletzt hat Nicht nur aus 
Gehorsam und als Untertan, sondern als Verkehrs- und Rechtsgenosse 
und im Interesse seiner Mitbürger einsclüiessUch seines Scliuldners hat 
jedermann die erlassenen Vorschriften zu befolgen. Wer ihnen zuwider- 
handelt, verfehlt sich je nach Lage der Sache auch gegenüber seinem 
Schuldner und entlastet ihn durch eigenes Verschulden. Es erscheint der 
Erwähnung wert, class in diesem Sinn und Zi^amraenhang die Betriebs- 
ordnnn^en und balinitolizeilichen Vorschritten als Schutzgesetze zum 
Scliiitzf des Eiseidialinunternehmei'ä im Sinne des 823 Abs. 2 BUi3. 
augesehen werden können. 

Zweitens erleiditert die hier gegebene Begriffsbestimniung ein 
scharfes Auseinanderhalten der Begriffe Verschulden und Verursachung. 
Damit soll ih r l'iai^f nicht vorgegriffen sein, ob bei der Erwägung der 
die Schadenverteilnno- liestimnienden Umstände (ij 254 Abs. 1 B(iB.) 
nicht auch der Grad lU r (beiderseitigen) Verschuldung in Rücksiehl 
gezogen werden darf. Folgt man dieser weitverbreiteten Meinung, so 
darf doch keine Verraenguug der Schuldfrage mit der des ursächlichen 
Zusammenhanges eintreten, vielmehr muss jede für sich klar gestellt 
und beantwortet werden, und dann erst mag neben den anderen Um- 
standen auch der Tatsache, ob das Verschulden des Schädigers oder das 
eigene Verschulden des Beschädigten das schwerere war, in geeigneter 
Weise Rechnung getragen werden. 

Von ganz besonderem Interesse dfinkt mich endlieh folgende Frage. 
Ganz unverkennbar geht die Rechtsprechung darauf hinaus, den Begriff 



einzelnen Fall vgl. in meiner Abhandlung: .Über die Pfliclit eines Verletsten, sieb 
änstlicher Behandlang sn nntendehcn* in BisenbB. Bd. XXII 90 IT., besonders 97 IT. 
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der wnerlanbt^n Handlung mul tlcuini de.s Vei^scliiildciis im zivilri:cht- 
liclien .Sinne dahin zu urweiteru, diiHS auch die Fälle einer Scliadens- 
liaftung ohne Verschulden darunter initzuverstehen sind. Dann ist aber 
die Folgerunfif tinab weislich, daj^s ein Tatbestand, der aut selten des 
Haftpflichtigen ^VereGhulden" ist, auch beim Beschädigten als Ver- 
scbulden, als „eigenes Versdmlden'^ angesehen werden miiss, nnd diese 
Folgemng hat das BG. denn anch neuerdings (Urt. vom 21. November 
ld07, RGZ. 67, 120) für einen Fdl des § 833 BGB. ganz ansdrficklich 
gesogen. Ist es aber eigenes Verscbnlden des Beschädigten nicht bloss, 
wenn er vorsätzlieh oder fahrlässig ein Schuldnerrecht verletzt, sondern 
anch wenn er ein Tier halt, das bei der Entstehung des Schadens mit* 
wirkt, so ist es nicht folgerichtig nnd auf die Daner nicht halä>ar, fOr 
die anderen FäUe der Schadenshaftung ohne Verschulden, wenn ihr 
Tatbestand auf der Gläubigerseite vorlic-^^t. ein eigenes Verschulden in 
diesem erweit( rton Sinne zu verneinen. ^Jiligenes Verschulden'* im Sinne 
des § 254 BGB. wird alsn Ix ispii Isweisc aucll dann anzunehmen sein, 
wenn der Geschädigte, der den Schaden mitverursacht hat, zwar wegen 
Unzurcchnungsnihifrkeit oder jugendlichen Alters nicht verantwortlich 
ist, wenn aber die I>illigkpit nach den l'mständen eine Schadenverteilung 
erfordert (§ 82!» B(jB.), oder w vnn bei der Verursachung eines Schadens 
widerrechtliches Verhalten eines Angestellten des Reschädicteu mit- 
gewirkt hat (§ 831). Weiter in Frage können kommen die iji; 832. 835, 
836—838 B(irB. Vor allem aber liiut in diesem Sinuc cifrencs Vei- 
schnldcu eines durch einen Dritten gcschädigti-n Eisenbaliuuuteniehuiers 
vor, wenn das schädigende Ereignis sich bei ihm als Betriebsunfall 
darstellt. Eigenes Verschulden des Gläul »irrers ist also, wenn diese 
Rechtseutw ickelung standhält, nicht iiuv die vorsätzliche und luhrlässige 
Verletzung; von Schuldnerrechten, sondern auch jede andere bei seiner 
Schädigung mitwirkende Ursache, die, für sich allein betrachtet, einen 
der zivilrechtlichen Haftungsgrfinde enthalten würde. Was bei Schädigung 
Dritter unerlaubte Handlung (in Jenem erweiterten Sinne) ist, ist bei 
Selbstschadigung eigenes Verschulden. Eigenes Verschulden, wohlgemerkt, 
zunächst nur im Sinne nnd im Anwendungsbereiche des § 254 BGB. 
und des heutigen allgemeinen Rechtes, nicht aber ohne weiteres auch 
nach § 1 HaftpflG. Noch behauptet wenigstens in dieser Hinsicht das 
HaftpflG. seine Sonderstellung, noch lehnt die Bechtslehie (vgl. Eger 
zu § 1 a. a. 0.) einmfitig jede nicht aus dem HaftpflG. selbst hergeleitete 
Erweiterung des Begriifes »eigenes Verschulden" ab. Aber der verein- 
heitlichende Zug der neuesten Rechtsprechung nach !\eichsrecht will, 
wie es scheint, nicht Halt machen vor sondergesetzlichen Rechten, die 
früher in der Zeit der Rechtszersplitterung Berechtigung zu selbständigem 
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Dasein hatten, diese Berechtigung aber den dem ganzen Beichsrecbte 
gemeinsamen allgemeinen Grandsätzen gegenüber verloren lutben. Schon 
erwägt das Eteichsgericbt sogar den bisher abgelehnten Einbruch des 
allgemeinen bürgerlichen Rechts In das Gebiet des preussischen Landes- 
Eisenbahnrechtes in Gestalt einer Anwendung des § 254 BGB. auf den 
§ 2b preuss. BisenbG. vom 3. November 1838 (RGZ. 66, 405). Und so 
glaube ich, dsss auch der hier entwiclrelte Begriff des eigenen Ver- 
schuldi'iis im weitesten Sinne, wenn er im folgerechten Verlauf der bis* 
herigen licchtsentwickelung sicli klar durchgesetzt hat, auch das Gebiet 
des Haftptlichtrechtes erobern wird. Zwar ist dies nur möglich durch 
die tatsäciilich rcchtsändernde und Recht schaffende Macht des höchsten 
Richteramtes, aber ich zweifle nicht, dass das Riuchsgericht den mit 
Erfolg betretenen Weg auch zti Ende geiien wird, meiner Cbf izcugung: 
nach dem Rechtsnnvfindcii und dein iiechtsbedürfnisse der Ailgemeiiiheit 
entsprechend und ^um befitea. 
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Zu den Gegenständen, die in der jurifitischen Literatur der letzten 
Jahrzehnte eine bedeutende Rolle gespielt nnd in immer steigendem 
Masse auch in die Geset^ebung Singang gefanden haben, geh&rt die 
Frage, wie die Haftpflicht des EisenbahnbetriebsuDtetnehmers für Be- 
schädigung von Personen bei Ausfühmng seiner vertragUcIi über- 
Dommenen Verpflichtung zur Beförderung: im Vei-gleicb zu der Haft- 
pflicht eines sonstigen Schuldners, insbesondere eines {^ewOlinlichen 
Betriebsiuiti rnehiners zu normieren sei. Dass die Haftpfliclit des Eisen- 
bahnbetriebsunteinehmers eine gesteigerte sein müsse, rechtfertigte sich 
namentlich aus zwei Umständen: aus der erhöhten Gefährliulikeit einer- 
seits, sowie anderseits aus der für fast jedermann beistehenden Not- 
wendigkeit, derartige Befiaderunjisverträge mit Eisenbalmbetriebsunter- 
nehmern iMiizulielR'ii. während di i- Absrhhiss sonstiger Verträpfe in weit 
hnhercm (Iradc in das freie Belieben gestellt ist. Es kam ferner in 
Betracht, dass durch den Eisenlialinbetrieb auch Personen in hohem 
Grade gefährdet werden, die mit der Eisenhahn in kt int rlei Verti-ags- 
verhältnis stehen, jedoch aus irgend welclien Gründen genötigt sind, 
mit der Bahn, etwa durch Betreten des Bahnkörpers, in Berührung zu 
treten. Derurti[;en Erw aydiigen liat sich die moderne Gesetzgebung 
nicht verschlossen und, nachdem bereits verschärfte Bestimmungen liir 
den Gütertransport durch das preuss. EisenbG. von 1838 nnd das 
ABHGB. getroifen worden waren, auch der körperlichen Integrität den 
wfinschenswerten Schutz im RHaftpflG. dadurch zugebilligt, dass sie 
den Betriebsunternehmer schlechthin fOr haftbar erklart, es sei denn, 
dass er den Nachweis führt, dass eigenes Verschulden des Getöteten 
oder Verletzten oder höhere Gewalt den Unfall herbeigeführt haben. 

Dieser ausgedehnte Schutz erscheint indessen durch die neueste 
Handelsgesetzgebnng wieder bis zu einem gewissen Grade illusorisch 
gemacht. Der Betriebsuntemehmer kann sich zwar nicht von der Not- 
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wendigkeit des Nachweises befreieu, d£u>s eigenes Verschulden oder 
höhere Grewalt vorgelegen habe, er Jcann aber die nach WorHaiit und' 
Zweck des RHaftpflG. sein gauzes Vermögen uneingeschränkt ergreifende 
Haftpflicht dadurch herabmindern, dass er sich mit einer anderen Person 
gemäss dem Gesetz betr. Gesellsdiaften mit beschränkter Haftongr vom • 
20. April 1892 zu einer G. m. b. H. zum Zwecke des Eisenbahnbetriebes 
zusammenschliesst. Dadurch entzieht er einen Teil seines Prlvatver* 
mögens der Haftung; denn fttr die Verbindlichkeiten der Gesellschaft 
haftet nach § 13t des Ges. betr. G. m. b. H. nur das Gesellschaftsver- 
mögen, dessen Betrag gemäss § 51 die Summe von 20(M)0 M. nicht zu 
übersteigen braiirlit. Diese Summe kann im Vergleich zu den Privat- 
niitteln der Mitglieder sehr unbedeutend sein und wird in Haftpflicht- 
lüllen, bei denen es sich gewöhnlich um hoch zu beziffernde Scliatlens- 
beträge handelt, häufig bei weitem nicht ausreichen. Die Entsteh ung 
der Gesellschaft ist nnr von den nicht sehr uraständli( lien und unschwer 
zu erfüllenden Voraussetzunfren df*r i;§ 1—12 des Ges. betr. G. in. l». H. 
a!)liiingig. Es ist .sojrar denkbar, da.ss der fresellsrlmftsvertiajr Icdij^lich 
der Form halber mit ei nein (Miizif^cii Mitgesellschafter ab^'^csr liln.ssen 
wird, und der andere Gis- llsc luittt r dessen Ge.schäftsanteil nach Knt- 
stehuiifi der Gesellsrliatf iiheniinimt. Dies wird von Staub ^) sowie vom 
Reich.s^erieht-) au.sdriH klieh für zulässigerklart: in die.^em Falle wüi*dc 
also dem Geschädigten in Walirlieit eine Einzelpt i.^tui , die nur mit 
einem Teile ihres Verini.gens haftet, gegenüberstehen. Zieht man dies 
in Erwägung, so wiire verständlich, wenn das geltende Reichsrecht 
— das landesrechtliche Erlurderuis der Konzessiouierung, welche einem 
Unternehmen von nicht mehr als 20000 M. Betriebskapital selbstver- 
sttodlieh nicht erteilt werden wflrde» bleibe vorläufig ausser Betracht — 
Bestimmungen getroffen hätte, die derartige Gesellschaftsformen vom 
Eisenbahnbetriebe ausschliessen, und es bedarf daher der Untersuchnng, 
ob es zulässig ist, dass ein Bisenbahnbetriebsuntemehmen sich in der 
Form einer 6. m. b. H. konstituiert. 

Dass nach dem Gesetz betr. G. m. b. H. ein Eisenbahnbetriebsunter- 
nehmen Zweck einer G. m. b. H. sein kann, unterliegt keinem Zweifel, 
denn nach § 1 des Gesetzes können solche Gesellschaften zu jedem 
gesetzlich zulässigen Zwecke errichtet werden. Eine positive gesetzliche 
Vorschrift, die das Eisenbahnbetriebsuntemehmen als Gegenstand einer 
G. m. b. H. ausschliesst, besteht nicht; Staub*) führt es sogar ausdrücklich 

»j Kt;uiim.ui^ir zum Ges. betr. (i. m. b. H. bO Aiim. 2(); zum HUB. § Anm. 12, 
vgl. aaeh nun Gei. betr. G, m. b. H. S. 22 Anm. 12. 
*) in Ooltdamm«ra Archir Bd. 47. S. ir>». 
*} KoramentM- snm Gel. betr. 0. m. b. U. § 1 Anm. 1. 
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als niügikljeii ( it sellsohaftszweck auf Zwf'ifel an der Ziiliissifrkeit einer 
derartigen Fiitcrm'liiiiiiii^ können sieli daliei- nur daraus ergeben, dass 
das RHai'tplili. Bestiuiniuu^cii cutluilt, die es untei-sagen, dass der 
Betriebsunternehraer in iitrendeiner Weise seine ihm gesetzlich auter- 
legt« lliittpflicht einsclinnkt. 

§5i des RHaltpflU. ^) bestimmt: 

„Die in den 1 und 2 bezeichneten ünteriiehnier sind nicht be- 
fugt, die Anwendung der in den §§ l~>8a enthaltenen Bestimmungen 
zn ihrem Vorteile durch Verträge (mittels Beglements oder dnrch be- 
sondere Übereinkunft) im vornns ausznscIiliesBen oder zn bescfar&nken'^. 

Der gesetzgeberische Gmnd dieser Bestimmung war der, dass „bei 
der tatsächlichen Ubermacht der Unternehmer dem Publikum gi^nttber 
die Befürchtung eine erfahmngsgemäss begrfindete war, dass der durch 
dieses Notgesetz leteterem verliehene Schutz illusorisch werden würde, 
wenn den Parteien die Abänderung des Gesetzes im Vertragswege fiber- 
lassen blieb'''). Interpretiert man, von diesem Gedanken ausgehend, 
den § 5, so könnte man zu der Auffassung gelangen, dass durch diese 
Bestimmung Betriebsuntemehmen, die nach Art der G. m. b. H. organisiert 
sind, von vornherein ausgeschlossen seien. Für diese Auffassung würde 
bei Untersuchung der einzelnen Erfordernisse des 5 folgendes sprechen: 

Der Unternehmer beschränkt seine Haftung dadurch, dass er sich 
in der Form einer Gesellschaft „mit beschränkter Haftung" konstituiert. 
Dass diose Beschränkung den in den ij§ 1 -3 a enthaltenen Vorschriften 
zuwiderläuft, ist f^lr'irlifalls ersiclitlieh. Denn wenn der § 1 anordnet, 
dass der Betriebsunternefimer „haftet", so bedeutet dies: er liaftet 
schlechthin, d. h. ohne irgendwelche Besrhränkung. — Die Beschriinkuno- 
ist aueli offenbar, da sie dui*ch den < ip^ellschaftsvertrap erfolgt, eine 
„im voraus" erfolgende. Die Bedeniiiii^ der Worte ^im voraus" ist 
zwar streitig; es ist aber belanglos, uui diese Streitfrage liier einzu- 
gehen, weil es sich dabei im wesentlichen da 1 tun handelt, ob unter „im 
voiaus- zu ver.stehen ist „vor dem Unfall" oder „vor der richterlichen 
Knts( lieiduiig über die Ersatzpflicht" ; eine durch den Gesellschaftsvcr- 
trag erfolgende Beschränkung vollzieht sich aber in jedem Falle vor 
dem Unfall und daher um so mehr vor der richtsrlichen Entscheidung, 
mitbin zweifellos «im voraus'. Dass die Beschränkung dem Betriebs- 
untemduner zum Vorteil gereicht, bedarf keiner Erörterung. Bndlich 

') Eine ähnliche Vorschrift hetr. den (lütortransporf eiifhiilt §471i HOB.: „Die 
nach den Vorschriften des § 432i,j, der §§ 438, 439, 458, 4ö;'j-47ü begründeten Ver- 
pflichtongtia der Eisenbahnen können weder durch die EisunbahovcrkehrsordnuDg, noch 
dareh YertrSge MSgetcblosieii oder beicbrftnkt werdeD*. 

*) Eger, Kommentar mm BHaffepflC). S. 479. 
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gesclnt lit die Besclii aukuu«? auch «durch Vertrag", welclier IJuistaml 
gleu iii.tlls zur Ainvciwlbsirkeit des ij 5 ert'ordtilich ist. Zwar denkt das 
Gesetz hierbei wohl in erster Linie an bestimmte, gerade die iialtpfliclit 
bescIiränkeiKie Vereinbarungen, die zwischen dem Betriebsunternehmer 
und dem Pablikum zustande kommen; die das Wort „Vertrage" inter- 
pretierenden, in Klammer gesetzten Worte „mittels Regleraesta'* weisen 
Messen darauf bin, dass auch alle Beförderungsvertrüge, deren Grund- 
lage eine im voraus erlassene, die Yerpflichtnngeii des Unternehmers 
im allgemeinen und somit auch die Haftpflicht beschrankende lex con- 
tractus, ein Betriebsreglement ist, ala beadnftnkende Verträge mittels 
Reglements und daher als dem §5 onCerfallend anzusehen sind^). Es 
steht nichts im Wege, Vertrage, die auf Gmnd des Statuts einer 
G. m. b. H. zustande kommen, mit den eben charakterisierten auf eine 
Stufe zu stellen. — Diese Erwägungen q^rechen für die Anwfndnng 
des t? 5 auf die G. m. b. H., mithin gegen deren Zulassung zu Eisen«* 
bahnbetriebsunternehraungen. Ks liegen indessen f(dgende Gründe vor, 
die die Anwendbarkeit dieser Vorschrift auf derartige Gesellschaften 
trotzdem ausschliessen : 

Es ist zunächst festzustellen, ob hier tatsik-hlirli eine .Beschränkung" 
der Haftpflicht des TTnternohmoi's vorlie^rt. rntenicliiner ist die Gesell- 
schaft; du diese den Zusatz „mit t»t-sciiriüiktcr fhiftniig' trägt, so könnte 
es nahe liegen, hier eine „Resclii-änkttng" der Hitttiiim des I'iiteniehmcrs 
anzunehmen. Dies wäre indessen irrig, wie ein Blick auf die rechtliche 
Natur der G. m. b. H. zeigen wird. 

Nach ^ 1'S des Gesetzes hetr. G. ni. b. H. hat die Gesellschaft als 
solche selbständig ihre Rechte und Pflichten; sie ist demnach ein vuu 
der Gesamtlieit ihrer Mitglieder getrenntes, selbständiges Kechtssulijekt, 
eine juristische Person. Das \ eruiögen dieser juristischen Pci sun ent- 
steht aus den Stammeinlagen der einzelnen Gesellschafter, sowie aus 
dem für die Gesellschaft durch die Geschäftsführer erworbenen Ver- 
mögen. Kraft positiver Gesetzesvorschrift ist dieses Vermögen als für 
die Verbindlichkeiten der Gesellschaft aUein haftbar erkläH (§ 13i), 
während kein Mitglied der Gesellschaft zu irgend welcher persönlichen 
Haftung verpflichtet ist Das Gesellscliaftsverraögen indessen, also das 
Vermögen desjenigen Rechtssubjekts, welches als „Unternehmer" im 
Sjnne des § 5 HaftpflG. anzusehen ist, haftet ohne jede Beschränkung, 
da kein Bestandteil desselben der Haftung entzogen ist, während die 
einzelnen Gesellschafter nicht nur nicht beschränkt, sondern überhaupt 
nicht haftpflichtig sind. Die der Gesellschaft mit be«chHlnkter Haftung 



0 Eger ft.a.0. S.483r. 
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auferlegte Haftpflicht ist daher keine beschnlnkte, sondern eine imbe- 
sehiäiilcte; der der Gesellschaft im Gesetz bt igt legte Korne Ist also, 
wie Staub bemerkt, »nicht zutreffend'', weil er der tatsächlichen recht- 
lieben Lage nicht entspricht Da die Gesellschaft als ^Unternehmer" im 
Sinne des § 6 HaftpflG. anzusehen ist, so kann hier von einer „Be- 
schränkung" der Haftung des Unternehmers nicht gesprochen werden. 

Wollte man aber selbst mit Rücksicht auf die Benennung der 
Gesellschaft sich das Vorliegen einer Haftungsbeschränkung ent- 
scheiden, so wurde ein fernerer Umstand gegen die Anwendbarkeit des 
§ 5 BHaftpfKi. auf die G. m. b. H. sprechen. Der § 5 erfordert nämlich, 
dass es „der Unternehmer" ist, welcher die ihm gesetzlich obliegende 
Haftung beschränkt. „Unternehmer" wird die Gesellschaft mit dem 
Augenblicke, in welchem sie mit rechtlicher Wirksamkeit in die Er- 
scheinung tritt; dies ist nach Iii des (ies. betr. G. m. b. H. der 
Augenblick der EintrafriiTig der Gesellschaft in f1n'^ Han(lelsrpp:istc>r. 
Von dioscm ZcitjHinkte an kann ein _rnternelnnt'r" im Sinne des Haft- 
priichtgesetzes vorliegen; eine dem 5 HaftpflG. unterfallende Haftungs- 
beschränkniic: miisste also nach diesem Zeitpunkte erfolgen. Nun erfolgt 
die Beücliiankunti" wenn man überhaupt von einer solchen sprechen 
will — jedoch dun Ii den GeselLsch afts vertrag , der nar!i i seu hin 
durch die Eintragung rechtliche Wiik.sanikeit erlangt, denn vor der 
Eintragung besteht die Gesellschaft „als solche" d. h. als Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung nicht. Die Höhe des Stammkapitals ist nun 
nach >j 33 wesentlicher Bestandteil des Gesellschaftsvertrages. Die 
Gesellschaft mit beschränkter Huftimg kommt daher nur unter der 
Voraussetzung der auf die Höhe des im Statut angegebenen Stamm- 
kapitals beschränkten Haftung zustande, ist nur unter dieser Voraus- 
setzung „Unternehmer". Nehmen wir also selbst das Vorhandensein 
eber Haftungsbeschiilnkung an, so vollzieht sieh diese im gleichen 
Zeitpunkt, in dem die Gesellschaft selbst zur Ilntstehung kommt. 

Nun ist zwar der Gesellschaft m. b. H. schon vor der Eintragung, 
also schon vor dem Zeitpunkt, in welchem die Beschränkung der Haftung 
in Wirksamkeit tritt, ein gewisses rechtliches Bestehen nicht abzu- 
sfirechen'). Trotzdem kann man sie in diesem GrQndungsstadium als 
Unternehmer nicht ansehen, dergestalt, dass eine sodann durch das Statut 
erfolgende Haftungsbeschränkung als Beschränkung der Haftung des Unter- 
nehmers angesehen werden könnte. Zwar kann die Gesellschaft zu dieser 
Zeit bereits als Gesellschaft des bürgerlichen Hechts in Betracht kommen, 



Ronimenttr zum (ies. betr. 0. m. b. IT. 8. 22 Anm. 11. 
^ Ygl. Staub, Kommentar nun Ges. betr. ß. m. b. H. Anm. 1 za g 11. 
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und es stände begiittlich nichts im Wege, dass eine solche Unternehmer 
im Sinne des HftftpflG. ist. Tatsächlicb ist dies aber hier aus fulgeuden 
Gründen aufschlössen: Eineiseits «rMlt die neu entstehende GeseUsdiaft 
die Eonzession zum Eisenbahnbetriehe nur in der Gestalt, in der sie das 
Unternehmen zn betreiben beabsichtigt, also ab Gesellschaft m. b. H.» 
sie kann also, solangpe sie nur als Gesellschaft des büigerlichen Rechts 
besteht, noch nicht Unternehmer im Sinne des HaftpflG. sein. Anderer- 
seits will die Gesellschaft in diesem Stadium auch noch nicht ,|Unter- 
nehmer*^ sein; denn ihr Zweck geht dahin, das Unternehmen nur als 
beschränkt haftende zu betreiben; ,als solche*^ besteht sie aber bis zur 
Eintragung nicht Es kommt endlich noch in Betracht, dass der Zeit- 
punkt der Eintragung: ins Handelsrepfister der früheste Zeitpunkt ist^ 
in dem die Gesellschaft als Unternehmer in Betracht kommen kann. 
Denn „Unternelimer" im Sinuc des HaftpflG. kann sie erst sein, wenn 
sie den Eisenbahnbetrieb wirklich begonnen hat. Dieser Zeitpunkt wird 
wohl re^rolmässifr erst eine gewisse Zeit hinter dem Entstehen der Gesell- 
schaft liejjfeii. Deniiiaeli wird die Gesellschaft erst zum Unternehmer, nach- 
dem die Beschränkung flfr lluftuii;z rechtsverbindlicli geworden ist. 
während der 5 RHattpÜG. den um pe kehrten Vorg-aiiij- in Betracht 
zieht. Auch aus diesem Grunde ist also der 5 RHattpfiiJ. auf die 
G. m. b. H. niclit anwendbar, die zn Anfang aufgeworfene Fmge ist 
dahin zu beantworten, dass eine (JcscUschaft mit beschrankter Haftung 
Eiseiibahnbetriebsunternehmer im Rinne des HaftpflG. sein kann. 

Es kann luichstens in Krwäf^ung- gezogen werden, ob es als mit 
der Vorschrift des 5 KHaltpllG. vereinbar anzusehen ist, wenn jemand 
ein Eisenbahnuuternehmen zuerst als alleinstehende physische Person be- 
treibt, und sieh alsdann mit einer oder mehreren anderen Personen zs 
einer G. m. b. H. zusammenschliesst. In diesem Falle liegt zur Zeit des 
Entstehens der Geselhichaffc bereits die Person eines Unternehmers Yor; 
man kannte daher annehmen, dass hier eine durch Vertrag erfolgende 
Beschränkung der Haftpflicht des Unternehmers gegenüber dessen vorher 
uneingeschränkter Haftpflicht zustande kommt Trotzdem kann der § 5 
RHaftpflG. auch hier aus folgendem Grunde nicht Platz greifen: 
Spätestens in dem Augenblick, in dem die Gesellschaft zur Entstehung 
gelangt, verliert die Person des früheren Unternehmers als eines soldien 
ihr rechtliches Dasein und die neugegründete Gesellschaft wird Unter- 
nehmer, ohne jedoch als eingeschränkte Fortsetzung der Person des 
früheren Unternehmers angesehen werden zn können. Die Person des 
Unternehmers wechselt also, und die neugegründete Gesellscbatt bedarf 
zum Betriebe einer erneute n. auf sie lautenden Konzession. Die (iesell- 
schaft wiederum beschränkt ihre Haftung nicht, sondern kommt, wie 
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oben erörtert, von vornherein nur unter der Yoraussetzungr ausschliess- 
licher Haftung mit dem Gesellschaftsvermögen znstaude. Es findet auch 
bei dieser Bechtslage keine Beschränkung, sondern nur eine Herab- 
minderung der Haftung im Vergleich zu derjenigen des früheren Unter- 
nehmers statt, ein Umstand, der die Anwendbarkeit des § 6 BHaftpflO. 
nicht zu begründen vermag* 

Aus alledem geht hervor, dass die Gesellschaft m. b. H. in ver- 
mögensrechtlicher Beziehung keine andere rechtliche Stellung einnimmt, 
als jede andere juristische Pei-son. Auch der Aktiengesellschaft^) ist es 
charakteristisch, da.ss für deren Verbindlichkeiten nur das vom Privatver- 
mugen der Mitglieder geti*ennte Vermögen der Korporation einzustehen 
hat; ihr kann ans don gleichen (iründen die gmndsUtzliche Zulassung 
zum Eisenbahnbetriebe nicht aus 5 RHaftpflO. abgesprochen werden. 
AVenn aber auch bei briden Gesellschaftsformen das Privatvemiögen der 
Ges('ll<^rhafter drr ilaftung entzogen ist. sn bictm doch sowohl die 
Aktieiigvsellscliaft wie die (J. m. )>. H. ausreiclicndc (ii'wälir liir die Er- 
. füllnng (ItT iliiH'ii in Haftptiichttiiilen ubliegeiidcn Vcriitlichtuiifirn. Hei 
der Aktieiigesellschatt kommt schon der Umstand in Betrarht dass sie 
sich ihres umständlichen (Jründungsvürganges und der komplizierten 
Organ i.sation halber nur für Personenvereinigungen eignet, die einen 
starken finanziellen Rückhalt haben, dass ferner die ausgedehnte Ver- 
öflentlichung.sptliclit eine umfassende Kontrolle ermöglicht. Da indessen 
sowohl die Aktiengesellschaft als die G. m. b. H. in ihrer Eigenschaft 
als Eisenbahübetriebsunternehmer zur Eintragung und somit zur Er- 
langung der Rechtsllhigkeit nach 195 HQB., 8 G. betr. G. m. b. H. 
der Vorlegung der kraft fibereinstimmenden Landesrechts einzuholenden 
Komfessionsurkunde bedürfen, so hat es die konzessionierende Behörde 
bei beiden Gesellschaftsformen in der Hand, die Erteilung der Konzession 
vom Nachweise genügenden Betriebskapitals abhängig zu machen und 
in der Konzessionsurkunde Bestimmungen zu treffen, wiBlche die dauernde 
Erhaltung des Grundkapitals sichern, so dass dem Publikum volle Gewähr 
für die Erfüllung der Haftpflichtansprüche geboten ist 



') Die Genossenschaften m. b. H. und die rechtsfähigen Vereine scheiden aus der 
Erörterung deshalb weil fin KiRPiibahnnnternehmen wfdrr im Sinne dos § 1 

GenossG. noch des ^22 iMtl't. als wirtschul tlicher Betrieb an^^uselieii ist, denn dieser 
Betriff miiM weiter Terstanden werden als Gewerbebetrieb (Rfl. 20, Staab, WiB. 
8.49), MmUeh dahin, da» die En^ugting oder der rmsata von Ofitero erfordert 
wird (vgl. Bndemann, Blirgerl. Becht H, 193 Ann. 2). 



£i»eBbaliurecbtl. HntdolieidungHQ. ijoudorbot't z. 26 jiibr. Bestehuo. 4 
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Rechte und Pflichten der Eisenbahnbeamteit an den von ihnen 

gemachten Erflndungen. 

VoD Juatiarat Dr. Fuld, Rechtsanwalt in Hains. 



Dil' lebhafte R( nvojjung, welche seit einigen Jahren unter den 
techoisch-mdastriellen Beamten zu dem Zwecke hen-scht, die Gesetz- 
gebang zu einer Änderung in bezug auf die Hechte der Angestellten 
an den von ihnen gemachten Erfindungen zu veranlassen, eine Bewegung, 
welche zu wiodrrholten Malen den Reichstag zu einer Bpschäftigung 
mit der wiclitifitu Angelegenheit veranlasste, ist nnch für die An<jf- 
stellten (Irr Kisenbahnverwaltung nml für diese scll)st von Bedeutung, 
vor alk-iii für den Betrieb der tiskalisclicii Kist"iil»ahnverwaitung, iu 
wt It lu'i- Krrmdnii<.%*ji fort und fort gemaelit werden und auch gemacht 
werden müssen, wenn nicht ein Stillstand in der Entwickelung gegen- 
über anderen Eisenbuhiivi i w altungen eintreten soll. Der Un»stand, dass 
die Angestelltt'u der fiskalischen Eiscnbahuverwaltuiiii: staatliche Beamte 
mit allen Rechten und Pliichten solcher sind, ist für die Frage, wem 
die Ei-findung gehört, die von denselben gemacht werden, olme Be- 
deutung, da die Beantwortung dieser nicht aus den Grundsätzen des 
öffentlichen Beamtenrechts entnommen werden kann, sondern ans den- 
jenigen des Privatrechts bzw. des Patentrechts. Ob der Inhaber des 
einen wirtschaftlichen Organismus darstellenden Unteniehmens ein 
Privatmann oder der Staat oder eine sonstige Korporation des öffent- 
lichen Rechts ist) macht keinen Unterschied. Mit Recht sagt Schanze'): 
I, Angestellte, Beamte eines industriellen Unternehmens, das der Staat 
aus fiskalischem oder gemeinnützigem Zweck betreibt, stehen den An- 
gestellten, den Beamten privater Unternehmer, was die rechtliche Be- 
handlung der Erfindungen anlangt, gleich". Wenn Schanze es als un» 

') SchnnTio. (oit^u htpn für den 29. Dciitsclion .IiiristentAg in den VerhaadlimgcB 
des 21). Deutschen Juristciitages Bd. I 8. 821]°.. insbes. S. 88. 
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nrlitiji- iK'zeicliiu't, dasj» die hemcliende Lehre gesagt Imtu", die Krtimiung' 
jedes iSUatsbeamten und die Ertiiiduiifj; des im Industi-it'lx'triebe eines 
Privatmannes Anficstellteu seien vidli^j: einander j^leich zu behandeln, so 
ist dii'se Rüge insoweit berechtigt, als es srlbstverständlich eine grosse 
Anzahl von Staatsbeamten gibt, welche nicht im Interesse des Staates 
und seines Betrieben arbeiten, sondern vielmehr im Dienste der wissen- 
sehaftlidieii Foraehimg. Von diesen gilt der schöne Aussprach Köhlers, 
den Schanze mit Recht zitiert*): „Der im L&twratorinm aibeitende 
akademische Lehrer arbeitet nicht in einer Staatsindnstrie, sondern er 
arbeitet in freier Tätigkeit zum Fortschritt der Wissenschaft, ihm werden 
die staatlichen Mittel gewährt, damit er einerseits die Jugend bilde, 
anderseits in freier, seiner Geistesrichtung entsprechenden Arbeit die 
wissenschaftlichen Gesetze erkenne und die Mittel lehre, ttber die Natnr 
Herr zu werden. Wenn er bei dieser Tätigkeit mit der Entdeckung 
Erfindungen verknüpft, was bei der nahen Verbindung von Erkenntnis 
und Schöpfung nicht selten der Fall ist. so ist das alles so sehr die 
Tat eines freien, von niemandem abhängigen Geisto.s. dass ein Anrecht 
des Staates auf diese Erfindungen einen Eini^iitl in das Uerht geistiger 
Produktion enthielte. Sollte etwa der Staat auch ein Aniecht erwerben 
auf die Bücher, welche ein Gelehrter auf Grund der ihm gegebenen 
Hilf.'=;mitt('l. etwa anf Gnind eines Reisestipendiums oder der für ihn 
speziell angeseiiart'ten literarischen Hilfsmittel, schroibt'r''' Dieser Hinweis 
Kolllers auf akademische Lehrer, welche nicht in einem staatlichen Be- 
triebe an^ifestellt sind, ist nni deswillen sehr brweiskriittig, weil aus 
ihm die niiijelieuerliche Konsequenz der Anschauung folgt, welche v«ni 
diesem Moment abstiahiert; es verhält sich mit dem Beamten des Staau s, 
der einem Betriebe nicht angehört, ähnlich wie mit dem An<;est(dlten 
eines Unternehmers, der mit dem Betriebe desselben nichts zu tnn hat. 
Niemand wird behaupten wollen, dass der Privatsekretür eines 
Fabrikanten verpflichtet wäre, seinem Dienstberechtigten die von ihm 
gemachte Erfindung abzutreten, und es ist hierbei gleichgültig, ob er 
dieselbe zu Hanse oder in d^ Räumen gemacht hat, welche ihm für 
die Erfüllung seiner dienstlichen Obliegenheiten angewiesen sind. Es 
ist auch ohne rechtliche Bedeutung, ob er die £!rfindung während der 
Dienstzeit oder in dienstfreier Zeit gemacht hat, denn gegenüber der 
Tatsache, dass die erfinderische Tätigkeit mit seiner dienstlichen Tätig- 
keit und mit den von ihm zu erfOllenden dienstlichen Funktionen nicht 
das geringste zu tun hat, kommt diesen Momenten irgendwelche Wichtig- 
keit nicht bei. Man braucht, un^ die Notwendigkeit eines Zusammen- 



') ft. B. 0. 89. 
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bängtes zwischen der crflnderiscben Tätigkeit und den Funktionen, welche 

der Beamte zu erfüllen hat, hervorziilieben, noch nicht einmal den 
Fall der wissenschaftlich - akademischen Lehrtätigkeit herauszugreifen. 
Oenau so wie hei dem Professor der Chemie, der in dem ihm von dem 
Staate zur Verfügung gestellten Laboratorium ein neues Verfahren zur 
Herstellung eines künstlichen Düngers erfindet, liegt die Sache bei dem 
Offizier, welcher ein neues Verfahren zui' Herstellung von rauchlosem 
Pulver oder zur Erhöliuiifr der Tr;ip:kraft der fJoschosse erfindet; die 
Erfindung ist nicht Eigentum der Militiu Verwaltung l)Z\v. des Kontingents- 
herrn. somlcni sie ist und bleibt Ki^ciitinn des betreffenden Offtziei's, 
und nur bezti^iicli derjeiiigeu Uftiziere würde dieser Satz eine Kin- 
scliränkung erleiden miissen, wHche zur Dienstleistiinj^' in die niilitärisclien 
Versuchsanstalten kniuniandiert siml. weil es zu den Obliegenheiten der 
dabin kninmaudierten Offiziere peliint. Erfindungen im Bereiche der 
Wallen- und Munitionstecbnik zu niaclieu. Aber auch bei ihnen muss 
der sachliche Zusammenhang zwisdu-n Erfiudertätigkt it und dienstlichen 
Funktionen vorhanden sein. Daher wird der zu einer artilleristischen 
Versuchsanstalt kommandierte Offizier, welcher ein Verfahren zur Leder- 
konservierung oder eine Feneri&schleiter erfindet, die auch für mili- 
täriscbe Zwecke Bedeutung hat^ als alleiniger Eigentümer der Erfindung 
anzusehen sein. Der Unterschied, auf den Seligsohn ^) aufmerksam 
macht, zwischen Offizieren, die einerseitfi im Frontdienst, anderseits auf 
einem technischen Bureau der Militär- bzw. Marineverwaltung tatig 
sind, kann ffir die Entscheidung der Frage von wesentlichem Wert sein, 
anderseits würde es nicht gerechtfertigt sein, anzunehmen, dass derselbe 
schlechthin und ausnahmslos von massgeblicher Wichtigkeit sein muss. 

Schon hieraus ergibt sich, dass die Grundsätze, zu welchen Theorie 
und Praxis in bezug auf die Erfindungen der Privatangestellten gelangt 
sind, in analoger Weise auf die öffentlichen Beamten des Staates nnzu' 
wenden sind, aber auch nur in analoger Weise, wobei stets der 
Unterschied zwischen dem aus dem Privatrecht sich ergebenden Pflichten- 
kreis der Privatangestellten einerseits und dem aus dem Beamtenrecht 
sich ergef>endem Pflichtenkreis (h^v Beamten anderseits wolil Iteacbtet werden 
muss. Kein Zweifel besteht nun darüber, dass. wenn der I*ri\ at:ri!'_'"'<tellte i 
durch Vertrag: veridliclitet ist. dem Dienstbereeliti^ten die vnn liiin ge- ' 
maditeii Krliuduu^iii zu überlassen, der letztere olme weiteres der 
Eigentümer der Ertindung ist. Dem Spezialveitiaii steht in bezug auf 
die Beamten die 1 )iensti)ragniatik gleich Weuii eine Verwaltung, wozu 
sie nach geltendem Hecht ohne Zweffel befugt i:it, ein für allemal in I 

äeligauhn, raUiiitgcsetz [ii. Aufl.; S. 93 Nr. 24. 
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ihre für die Anstellung ihrer Beamten massgebenden allgemeinen Vor- 
schriften die Bestimmung aufnehmen würde, dass alle von ihren Beamten 
gemachten Erfindungen auf sie übergehen, so wurde demgegenüber eben- 
sowenig etwas einzuwenden sein, wie gegenüber dem speziellen Dienst- 
vertrag zwisclien einem Unternehmer und seinem Angestellten, wodurch 
da« gleiche bestimmt wird. Die Niclitigkeit der einen wie der anderen 
Vereinbarung unter dem Ge«iclitspunkte der Verletzung der guten Sitten 
kann vorhanden sein, tatsächlich sind die Voraussetzungen für diese 
Qualifikation indessen nur sehr selten vorhanden, bezüglich der staat- 
lichen Vorschriften wohl überhaupt nicht, weil es schwerlich irgendeine 
tiskttlisehe Verwaltung pibt. die ein für allemal und ohne Aus- 
iialnt)*' ilurch ihre Dienstvoi'schritten dii' Beamten zu dieser Über- 
tragung des Erfinderrechts verpflichtet. Da die Zahl der Fälle, in 
welchen die (^bi rtrai^ung des Krtinderrechts ausdi'ücklich vorgesehen ist, 
i\n Verhältnis niclit sehr gi'oss ist, so musste die Theorie und Praxis 
iiiv die anderen Fülle die Lösung aus allgenieinLii Rechtügruiidsätzen 
ableiten. Die Literatur, die sich hierauf bezieht, ist eine sehr erhebliche 
und im Laufe dtr jüngsten Zeit wesentlich vennehrt worden. Schanze 
hat in seinem dem Juristentag erstatteten Gutachten dieselbe ausführlich 
angegeben, nach Abschluss dei'selbeu hat sich Osterrieth') in seinem 
„Lehrbudi des gewerblichen Rechtsschutzes* erneut damit beschäftigt. 
Als feststehend können folgende Grundsätze gelten. Zunächst gilt bei 
denjenigen Erfindungen, welche Etablissementserfindungen sind, 
der Betrieb, also der Geschäftsheir, als Erfinder. Eine Etablissements* 
erfindung liegt aber dann vor, wenn die Erfindung auf dem Zusammen* 
wirken von mehreren in dem Etablissement tatigen Personen beruht, 
ohne dass es möglich ist, den Anteil des einen und andern der Be- 
teiligten scharf zu bestimmen. Osterrieth gibt für den Begriff folgende, 
den genetischen Werdegang der Erfindung illustrierende Beschreibung, 
welche treffend die ^lomente hervorhebt, auf welche es ankommt. Er 
sagt: „Die Tatfrage der Person des Erfinders erfordert eine genetische 
Analyse des Erfindungsvorgangs. Das Ki finden ist in der Regel kein 
Akt, der sich in einem blitzartigen Gedankensprung erschöpft. Elr be- 
reitet sich vor durch Stellung der Aufgabe und durch Formulierung 
des Problems, er beginnt sich zu vollziehen durch technische Versuche, also 
durch methodisches Eii)roben der Möglichkeiten, die auf dein durch 
das Problem vorgezeiclmeteu Wege liegen, er erreicht sciiieii Höhe- 
punkt mit dem Kintritt von ( iedaiikennssoziationen, in denen die 
Fliantasic schöpferisch von dem Wege unfreier Ableitung abspringt, 
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er klärt sieb ab durch kritisches und experimentelles Nai^liprüfen des 
schöpferisch Gefundenen, er schliesst ab mit der Erkenntnis, dass das 
Problem gelöst sei. An einem solchen Erfindungsakt nehmen in einem 
grösseren Betriebe oft viele Kräfte teil, so dass ein Einzelner die Er- 
finderschaft nicht für sich in Ansprach nehmen kann. Allerdings bildet 
die assozierende Fhantasieleistnng den Höhepunkt. Allein auch hier 
können mehrere der Art zusammenwirken, dass der Anteil des Einzelnen 
nicht melir abgeschätzt werden kann. Vor allem aber können die Er- 
probung der Erfindung und die Erkenntnis der vollendeten Lösung- 
anderen zufallen, als denen, die den schöpferisclicii (iedanken konzipiert 
haben" *) Wenn in der Rechtsprechung, auch in der des Reichsgerichts, 
hin und wieder mit dein Begriff der Etablissement^jerfindung eine andere 
weitfipfbeiule — Schanze spricht von einem farbloseren Begriff — 
Bedeutung verlninden wird, so ist dies ni<'ht zu billigen, und gerade 
bei der Anwendung des Begriffs auf die Rechte und Pflichten der Kiseii- 
bahnbeaniten der Staatsbetriebe muss besonderer Wert darauf gelegt 
werden, dass man die charakteristischen Tatbestandsmerkmale streng 
festhält. 

Liegt keine Etablissementserfindung vor, so kann die von dem An- 
gestellten gemachte Ertindung niu' daini als Eigentum des Dienst- 
berechtigten angesehen werden, wenn „der Angestellte zufolge seines 
Dienstvertrages verpflichtet ist, auf Erfindungen des Dienstberechtigten 
bedacht zu sein*^ f). 

Theorie und Praxis stehen in Deutschland in ttberwiegendem MaRse 
auf dem Boden der Vertragstfaeorie'), und man assimiliert den still- 
schweigenden Vertrag dem ausdrücklichen insoweit vollständig. Um die 
Frage zu entscheiden, ob unter Verwertung der Konstruktion des still- 
schweigenden Vertrags angenommen werden kann, dass die Erfindungen 
des Angestellten dem Betriebseigentümer geh5rai, muss das Wesen des 
Dienstverhältnisses, das Wesen und der Inhalt der dem Angestellten 
überwiesenen Funktionen in Betracht gezogen werden unter Heranziehung 
der Regeln des An.standcs und der guten Sitten; dass dabei auch die 
Bezüge des Angestellten für seine Dienstleistungen berücksichtigt werden 
müssen, sollte nirlit I)ezweifelt werden; in derPraxi.s, deren schwankender 
und zum Teil widerspruchsvoller (liarakter fast allgemein anerkannt 
wird*), ist alier gerade die.sem Moment nielit inimiT Rrebnung getragen 
worden. Wenn Damme sagt: ^Je höber die tSteilung einc^i Angestellten 

*) Osterrietb, Ldirimch des gewerblieben Beehtaachatms S. 83. 

') Damme, Dm dent^chc PateDtrocbt S. 241. 

») Schanze a a O. S. 121. 

*) Scbanze a. a. U. S. 121 und die daselbst aogetührten Schriftsteller. 
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iiinerliuib eines Unternehmt' ist, um so näher wiixl die Annahme 
liegen, dass er zur Widmung seiner geistigen Fähigkeiten im Dienste 
^ des ünternehmens berufen und verwehtet uf* so wird mm diesem 
Satze an sich wohl beifdUchten können, nur mochte derselbe einer ge- 
wissen Ergänzung durch die Berficksichtigung des Moments des 
materiellen Äquivalents bedOrftig sein. Hohes, materielles Äqui- 
valent ist ja im allgemeinen das Korrelat der h<(heren and hohen 
Stellmtg des Angestellten, aber die Praxis zeigt doch, dass nicht nur 
ansnahmsweise Falle vorkommen, in denon es an diesem Korrelat fehlt 
Anch bei Osterrieth kommt dieses Moment nicht ganz zu seinem Recht. 
Ihr fssst seine Ausflihnmgen dabin zusammen: «Hiernach ist in erster 
Linie massgebend, ob der Ange.stellte zu einer Betätigung verpflichtet 
ist, die das Machen von Erfindungen der gleichen Art in sich schliesst. 
Ferner aber ist auch darauf Rücksicht zu nehmen, ob der Angestellte 
dem Geschäftsherm nur die Arbeitsleistung der Erfindung zu gewähren 
hat oder die ausschliessliche Nutzung, also die Erfindung mit der daran 
haftenden Anwartschaft auf das Patent. Tm ersten Falle erwächst dem 
Geschäftsherm an der Krtiiuliiiif? das n:leiche Ivecht wie an jeder anderen 
technischen Leistung" 'Konstruktion. Bert*cliniin<ri. daf^epfcn darf er t)hne 
Einwilligung des Angesteilten die Krlindung- nicht zum Patent anmelden. 
Fällt dagegen die ausschliessliche gewerbsmässipre Heretellunfr. Inverkelu- 
bringung oder Benutzung der Erfindung in den Kähmen des Beti-iebes, 
dem der Angestellte seine auf das Machen solcher Erfindungen ge- 
richtete Tätigkeit zur \ eriüguiig gestellt hat, so steht der Krlindungsbesitz 
dem Geschäftsherrn zu" Nach Massgabe des geltenden Rechts steht 
hiernach das Erfinderrecht an den Erfindungen im Betriebe der Eisen- 
bahn Verwaltung, welche als Etablissementserfindungen zu bezeichnen 
sind, der Eisenbahnvenraltung ohne weiteres zu. Dass die Zahl dieser 
Erfindungen gerade in dem Betriebe der Bisenbahnverwaltungeu be- 
sonders gross ist, ergibt sich ohne weiteres aus dem Umstände, dass Er- 
findungen, die sich auf die Eisenbahnen und ihre Verbesserung beziehen, 
zum grOssten Teile nur dann gemacht werden können, wenn der Er- 
finder das Material zur Verffigung hat, das ihm nur der Eisenbahn- 
betrieb selbst liefern kann. Dieser Gedanke liegt auch sicherlich der 
im flbrigen nicht unanfechtbaren Entscheidung des Patentamts") vom 
22. Juni 1905 zogrunde, die eine von der preussischen Bisenbahnver^ 

«) a. a. 0. S. 242. 

■) Olterrieth. Lehrimeb S. 84, vgl. aneh West im ,Gewwbl. Bedittscliats* 
Bd. 18 8. 81 und das von ihm erwfthnte Urteil dea BO., das, als dnsigea, die Be- 

deotnng dieses Moments immerhin anerkennt. 

*) Blatt fttr Patent-, Muster- nnd Zeiohenwesen Bd. 11 8. 263. 
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waltuiigf gegen zwei ibrer Angestellten auf Kicbtigkeitserklämng des 
von diesen erwirkten Patents anhängig gemachte Klage betraf. Der 
nichtalltägliche Fall lag folgendennassen. Eine Eisenbahninspektioo ^ 
hatte zwei in ihrem Dienste befindlichen Schlossern den Auftrag erteilt, 
eine in einer Skizze dargestellte ßiniicfatung zur Verriegelung voa 
Eiscnbaiinsclnaiiken anzufertigen und Versuche damit anzustellen. Die 
beiden Srlilosser bcfassten sich mit der Ausführung des Auftrags, kamen 
aber zu dem Ergebnis, dass die angegebene Verriegelung praktiscli un- 
brauchbar sei, da sie von aui^en geöftnct w i rdin könne. Sie entwarfen 
dieserlialb eine andere Verriegelung, welche sie der Inspektion vorlegten, 
und die anrh als praktisch sich erwies. Sie erwirkten dannifliin in 
(Jcmcinsrliutt mit L-iiiriii Dritten ein Patent, das aber auf Klaprc der 
Eisenbalmverwaltniip; iiiitrr dem Gesichtspunkte des 10 ZitiVr 3 des 
T*atent?<'setzps für iiiclitifi- i-rklärt wurde: das Patentamt iialim an. da.ss 
die Ki lindrr (k'ii wcsL-iitlicheii Teil ihrer Firfinduii^' den [iesciireibungen, 
Zficliiuuigcii, Modfllcii usw. ihres Dienstgebers entlehnt hätten*). Das 
Patentamt sprach aus, dass die Uckhigten den bestimmten Auftrag für 
die Kcnsti iiktion der Verriegelung geiiabt hätten, und zwar ohne Kürk- 
sicht darauf, ob die ersuiinene Konstruktion patentamtlich geschlitzt 
werden würde oder nicht. Die Verwertung des Begriffs der Etablisse- 
lueutserfindung konnte in diesem Falle ohne Schwierigkeiten erfolgen. 

Es gehören aber femer der Eisenbahnverwaltung die in ihrem aus- 
drQcldiclien Auftrage ersonnenen Erfindungen, und es kommt hierbei auf 
den Inhalt der dienstlichen Funktionen des erfindenden Beamten nicht 
an. Gibt die Verwaltung einem Maschinenschlosser den Auftrag, eine 
Verbesserung des Verschlusses für die Kupeetüren herzustellen, so ist 
sie ebenso Erfindnngsbesitzer, wie wenn der von ihr mit der Herstellung 
einer automatischen Kuppelnngsvorrichtung oder einer Einrichtung zum 
Rauchverbrennen beauftragte Oberingenieur oder Oberbaurat das so oft 
behandelte Erfindungsproblem endlich glücklich löst. 

Ei'findungsbesitzerin ist die Eisenba Iniverwaltung des weiteren be- 
züglicli aller von ihren hiilien ii teelinischen Bi^amten gemachten, auf 
den Eisenbahnbetrieb sich beziehenden Eiündungen. Denn es kann 
keinem Zweifel unterliegen, dass zu den Punktionen der höheren tech- 
nischen Beamten das Machen von Erfindungen, welche Betriebsvor- 
besserungen darstellen, unter allen Umstanden gehört. Was die Er- 
findungen der tniteron technisclK n Beamten anlangt, so lässt sich in^-^nweit 
eine allgemeine . ein- und tiir alh mal durehgreifeiuU- und anwendbare 
Kegel nicht aufstellen, liier kann nur von Fall zu Fall unter Vei'wertung 

*) West a. a. 0. 81 and seine Kritik der Entscheidung, welche mm Teil be- 
rechtigt ist 
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der im obigiii liirvorgcliobenen Moraente Liit^clikduii WLiden, wol^ui 
allerdings nicht zu verkennen ist^ dasü die mit der Anstellung: als Staats- 
beamter für einen technischen Betrieb verbnndene Wirkung eine Ver- 
matimer dalQr bietet, dam der Beamte seine gesamte geistige und tech- 
nische Kiaft in den Dienst der Eisenbahnverwaltuiig stellt Es würde 
aber auch mit der heutigen Rechtsfibnng durchaus veitiüglich sein, wenn 
man hierbei dem Moment des materiellen Äquivalents eine hervorragende 
Bedeutung beilegen würde. Handelt es sich um einen Beamten, dessen 
Gehalt so gering ist, dass es weder im Verhältnis zu dem Inhalt seiner 
dienstlichen Funktionen, noch auch zu seiner Verantwortlichkeit, noch 
endlich zu seinem Kennen und Können steht, so würde die obige An> 
nähme nicht gerechtfertigt sein, sie würde vielmehr mit dem Anstand 
und den guten Sitten nicht im Einklang stehen, und es muss hierbei als 
gleichgültig erachtet werden, ob der betreflFende Beamte etatsmässig an- 
gesteUt ist oder nicht Das Moment der etatsmässigeo Anstellung kann 
bei der ganzen Frage eine gewisse Rolle spielen, dieselbe ist aber 
längst nicht so bedeutend, wie vielfach angenommen wird. Die Er- 
findungen, welche von den Arbeitern gemacht werden, gleichviel, ob 
dieselben in Werkstätten oder sonstwo besrliäftigt werden, gehören 
diesen allein, die Eiseid);ilinverwaltung könnte darant nur Anspruch er- 
heben, wenn der i ljt igan«; vertraglich vereinbart oder durch diu» Be- 
amtenreclir ein für allemal vor^'-esehen ist. 

Dies der geltende Heelitsznstand. dessen UnvollküHJUienlieit elien.'^o- 
wenig bestritten werden kann, wie der zwisclien ihm und der lienti^^eii 
IJechtstiberzeugung. sowie dem lieutigen sozialpolitischen Denktii be- 
stehende Widerspruch. Es kann nicht bestritten werden, das.s untei- dir 
unbefriedigenden Gestaltung desselben die I^eaniten der Eisenbahuvcr- 
Waltung ebenfalls und nicht am wenigsten leiden, dies um so mehr, da 
es sich bei den von ihnen gemachten Erfindungen nicht selten um ganz 
bedeutsame Verbesserungen und Neuerungen handelt, bedeutsam in tech- 
nischer Hinsicht, bedeutsam aber auch in wirtschaftlich-finanzieller 
fOnsicht Es kommt aber nicht nur die materielle Tragweite der Er- 
findung in Betracht, sondern auch, und dies gilt vor allem von den 
höheren Beamten, der Gesichtspunkt der Erfinderehre. Es ist das Ver- 
dienst Schanzes, auf die Notwendigkeit der Anerkennung des Rechts- 
schutzes der Erfinderehre mit besonderem Nachdruck aufmerksam ge- 
macht zu haben Der staatliche Beamte, welcher In bezug auf die 
Höbe der ihm gewährten materiellen Äquivalente doch stets hüiter dem 



') IndoBtrie-rechtlifibe Abhandlangcn Bd. II (Berlin und Leipsig 1907), IHe Er- 
finderdire und ihr Schnts. 
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in (kr luilustrie tätigen Beamten mehr oder minder, zuineist aber mehr 
zuiücksteht, hat aber ein besonderes Interesse daran, diLSs ihnj zum 
mindesten die Erflnderehre nicht verkümmert werde. Man wird daher 
ancb unter dem Gesichtspankte der Eisenbalinbeaniten für die gesetz- 
geberische LösnDgr dieser Frage nicht nur Wert auf die Sicherung des 
Erfinders in materiell linanzieÜer Hinsicht legen, sondern auch dem per- 
sönlichen Moment der Erfinderehre Rechnung tragen müssen. 

Was den Inhalt der gesetzgeberischen Lösung anlangt, so würde 
es zu weit fuhren, darauf des Ausführlichen an dieser Stelle einzugehen. 
Bekanntlich bat der 28. Deutsche Juristentag folgende Beschlüsse 
gefasst: 

I. Die Erfindung gehört dem Angestellten, welcher die Erfindung 
gemacht hat und nicht dem Geschäftsherm, sofern nicht durch Vertrag 

das Gegenteil bestimmt ist. 

n. Es emi)fiehlt sich nicht, die Vertragsfreiheit des Dlensthemi 
und des AngesteUten bezüglich der Erfindungen des Angestellten zu 
beschränken. 

ni. Die Frag^e, ob der Erfinder einen Anspruch auf Nennung 
seines Namens in der l*atentscliritt hat und in welcher Weise und vor 
welcher Behürde dieser Anspruch zu verwirklichen ist, erscheint noch 
nicht s]truchreif 

Diese Beseliliisse haben nur mm Teil Bei lall bei den Angestellten 
und Beamten freruiulen, da man seiten.s der letzteren die Unterstellung 
der ihr Krtinderrecht sichernden Vorschrift unter den Schutz des 
zwingenden Rechts wünscht, im Anschluss an die Bestimmung in i; 5 
Abs. 3 und 4 des Osterreichischen Patentgesetzes, die lautet: „Arbeiter, 
Angestellte, Staatsbedienstete gelten als die Urheber der von ihnen im 
Dienste gemachten Erfindungen, wenn nicht durch Vertrag oder Dienstr 
Vorschriften etwas anderes bestimmt wurde. 

Vertiags- oder Dienstbestimmungen, durch welche einem m einem 
Gewerbeuntemdimen Angestellten oder Bediensteten der angemessene 
Nutzen aus den von ihm im Dienste gemachten Erfindungen entzogen 
werden soll, haben keine rechtliche Wirkung''. 

Die Auslegung dieser P.estiniiming ist nicht unbestritten; Verfasser 
hat die Ansicht vertreten, die aucli von Kohler gebilligt wird, dass ein 
ausdrückliche!' Vertrag für das österreichische Recht verlangt werde, 
was von Eiphraim bestritten wird^). Es kann dahin gestellt bleiben, 



1) VerhMdlmigeii des 88. Deatschen Jniiateiitaget Bd. ni S. 507, 573. 
-) östorreleh. PatcntbUtt Bd. 7 S. 843 S. 9LS, tmch Sehanse «. a. 0. S. Ul 
Anm. 166. 
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wie es sieb liiermit verhält. Jedenfalls ist die Bestimmung des öster- 
roiefaischen Rechts, abges^en von der nicht zu empfehlenden Aus- 
schliessung der Vertragsfreiheit, an sich der Nachahmung wert, und 
dies kann auch dann nicht bestritten werden, wenn man sich vergegen- 
wärtigt, dass von der MOglichlceit, durch Vertrag diese Bestimmung zu 
hesdtigen, in einem gewissen Umfange Gebrauch gemacht wurde. Die 
Eisenbahnverwaltung, welche insoweit dem Privatunternehmer nicht 
gleich steht, würde jedenfalls tatsächlich nicht in der Lage sein, die 
gesetzliche Anerkennung des Erfinderrechts ihrer Beamten durch Vertrag 
oder Dienstvorschrift regelmässig auszuschliessen, jedenfalls nicht ohne 
den Beamten fttr seine Erfindung entsprechend zu entschädigen. Staat- 
liche Betriebe müssen auch in solchen Fragen mit gewissen Imponderabilien 
in höherem Masse als Privatbetriebe rechnen. 
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Die straf- und ziviirechtiichen Folgen des Betriebes einer Eisen- 
bahn ohne Genehmigung. 

Von l)t, Kart Gordan, MagiatratMssMaor in Berlin. 



Die staatliche Mitwirkung bei der EiiLsteliuiig der Ei.sciibaliii besteht 
einmal in der Verleiliung der Konzession, d. h. des staatlichen Privi- 
legiuDS 2um Betriebe einer B&hn und weiter in der Grenehmigung zur 
Betriebserölfnung, in der das polizeiliche Hoheitsrecht des Staates zum 
Ausdruck kommt, während die Konzession in dem Wegehoheitsrechte 
ihre rechtliche Erklärung ludet. Es kann hieniach ein Unternehmer 
in zwiefacher Hinsicht gegen die staatlichen Vorschriften Verstössen, 
einmal, indem er unter Verletzung des staatlichen Wegehoheitsrechtes 
einen Bahnbetrieb unternimmt, zum andern, indem er die ihm konzessio^ 
liierte Bahn betreibt, oline die staatliche Grenehmigung in polizeilicher 
Hinsicht abzuwarten, oder indem er etwaige Autlagen bei der Geneh- 
migung nicht beachtet und trotz verweigerter (rpneliini}?ung das Unter- 
nehmen beginnt. Eine Verletzung des Wegeholieitsrechts des Staates 
durch Anmassung eines Privilegiums (der Konzession) wird der Natur 
der Sache nach weniger leicht in Betracht kommen. Die Benutzung 
ört'enflidur Wege zum Eisenbahnbau würde wohl alsbald gehindert 
werden, also eine Vollendung des Baues nur dann in Betracht 
kommen können, wenn die Bahnstrecke nur über private GruTulstücke 
ginge, über deren Benutzung der üittciiiclmier durch Privatvertiiifr« 
paktiei t hat. Ein Kecht, den Bau aucli bei anssi lilicsslicher Be- 
nutzung privater (irundstückf zu hiiuliTii. ist allcnliiig.s niclit nur 
auf (irund der mangelnden Ivonzessionierung, sundern nach Landes- 
recht mangels der etwa vorgeschriebenen baupolizeilichen Ge- 
nehmigung gegeben. Als Strafbestimmung würde rcichsrechtlich 
§ 367, 16^) in Betracht kommen. Diese Strafbestimmung hat aber 
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uin deswillen mit der liier erörterten Fnifr«' nie lits zn st liufien, 
weil ancli nach erfolgter Koiizessionieruuj^ die Koiitraventioii niüglitli 
ist, siiwcit laiidesreehtlieh zum Beg:inne des Baues im j?anzen (ij 4 
des Prelis«. EisenbG.) nder eines Teiles (Hn(lil)antt'ii, Feuerstelle) 
eine besondere polizeiliche ULiiehniicuiifr voriicschiieben ist. Eine 
Aimiassung des Privilegiums, ohne eine Eisenbahn zu betreiben, könnte 
vorkommen, wenn der Xichtkonzessionar ötf entliehe Wege zur Anlage 
von Eisenbahnbanten benutzt. Abgesehen von dem landesrechtlich zu- 
lässigen Verlangen der Polizei znr Wegschaffung unter Androhung einer 
Strafe (z. B. Preuss. LVerwG. § 132} ist*) reichsrechtlich die Freiheit 
der öffentlichen Wege durch § 366, 9 StGB, und 10*) geschützt. M6glieh 
wäre der Betrieb einer Eisenbahn mit Genehmigung in polizeilicher 
Hinsicht, aber ohne Eonzession im FaDe der Verwirkung der Eon- 
zession (§ 47 Preuss. BisenbG.) und der Zurficlmahme der Ge- 
nehmigung bei Kleinhahnen (§ 24 Preuss. ElelnbG.), ferner wenn etwa 
dem Brsteber nach § 32 des Preuss. BahneinheitsG. der Zuschlag 
erteilt wird, ohne den Nachweis der Kon/^pssionierung abzuwarten, im 
Falle des Weiterbetriebes der Bahn durch den Erstclier Zumeist wird 
man allerdings annehmen müssen, dass mit dem Erlöschen des Privilegs 
auch die polizeiliche (jenchmigung hinfällig wird. Es wäre nun zwar 
denkbar, die blosse Tatsache dos knnzpssionslosen Betriebes, vielleicht 
aus dem Gesichtspunkte der Verktzuiip: eines Monopolrechtes des Staates 
(nach Art der Lotterie^esetze) unter Strafe zu stellen, es fehlt jedoch 
nact) ReichsrecUt und nach preusäiscbem Kecht an jeder enteprechendeu 
Vorschrift. 

Von einem anderen ( Jesichtspunkte aus zu betrachten ist der Be- 
triel) einer Bahn durch den Konzessiunar ohne Oenehmigun«;- oder trotz 
versairter rienehmiiaunfr. Dieser Fall ist leicht denkbar, weil die Ge- 
jieliiiii^uiig' zur Betriebserötfnuiig der letzte Akt der Entsteliiiug der 
Bahir ist, und die Bahn vor Erteilung der Genehmigung bereits völlig 
betriebsfertig hergestellt sein muss, von einer Hindening ihr^ Entstehung 
also nicht wohl die Rede sein kaxm. Die dflTentlicfae Sicherheit und der 

Mit Geldstrafe bis za 15U Mark oder mit Haft wird bestraft, wer als Baa- 
herr, Baumeister, . . . einen Bm oder eine Ausbesserung, wozu die polueilicbe 6e- 
n^migasg erfordalicb ist, ohne diese ttenebmigimg . . . aasfQlirt oder auifUhren lisst 

Mit Geldstrafe bis zu 60 Mark «der mit Haft wird bestraft: wer auf öffent- 
lichen Wegen. Strassen, Pliltzon oder Wasserstrasseii (ic^'cnsttinde, durch welche der 
freie Verkehr gehindert wird, aufstellt, hinlegt oder liegen lässt. 

') «wer die xat Erhaltung der Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit und ßuhe 
auf den dflTentlicben Wegen, Strassen, Plfttsen oder Waaserstrassen erhusenen PoHsei- 
▼erordnangen MMriritt". (Strafe wie sn 2.) 
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Öffentliche Verkebr ist an der Einbaltiiog der Bestimmungen fiber die 
polizeiliche Prüfung der Bahn ganz erheblidi interessiert. Die polizei- 
liehe Prüfung gibt Sicherheit sowohl gegen die Gefährdung des Balm* 
betriebes and Transportes dnrch nnzweckmässige Einrichtungen, wie 
auch gegen die Gefahren, die dem Publikum aus dem Betriebe drohen 
(Schranken, Beleuchtung der Übeigänge u. a. m.). Gleichwohl ist 
weder nach Reichsrecht, noch nach prenssischem Recht der 
Betrieb der Bahn ohne polizeiliche Genehmigung strafbar. 
Eger') will 315, 316 StGB, anwenden. Unseres Erachtens ist dies 
nicht zutreffend. §315 wäre nur dann anwendbar, wenn die versiinrate 
Einholung der Genehmigung mit der Absicht geschehen würde, einen 
Zustand herbeizuführen, der eine Gefährdung des Transportes im Hefolge 
haben ninss. Man kann aber dann nicht davon sprcrlien, dass dieNicht- 
einholun<z- d"v (J cnclini ipuiif? das Tatl)estandsnierknial des Verbrechens 
bildet, vielniolii 1ir absichtlit h mangelhatte Einrichtung der Bahn, z. B. 
die Nichtbet>sli<iui]!^ v(in Srliiencn nsw. Das absichtliche Unterl.assen 
der Einholung der Geuelimigung kann, niuss aber nicht unter § 316 
Abs. 2 des StGB, fallen. Tn der Unterlassung ist eine Vernachlässigung 
der den Aufsichtspersomn obliegenden Pflichten allerdings zu sehen. 
Eine strafbare Handlung wuidf aber nur dann in Frage stehen, wenn 
infolge einer mangelhaften Eiiiriclitung der Betrieb wirklich in Gefahr 
gesetzt wird. Ereignet sich keine Gefährdung, so ist der § 316 des 
StGB, nicht anwendbar. Selbst die Tatsache der Mangelliaftigkcit der 
Einrichtung ohne Gefährdung des Transportes reicht nicht aus. Auch 
§ 367, 14 StGB.^ findet nur Anwendung, wenn Sichemngsmassregeln 
unterlassen werden, nicht, wenn sie zwar getroffen werden, aber die 
polizeiliche Genehmigung fehlt, g 147 GewO., wonach mit Geldstrafe 
bis zu dOO M. oder mit Haft bestraft wird, wer den selbständigen 
Betrieb eines stehenden Gewerbes, zu dessen Beginn eine besondere 
polizeiliche Genehmigung (Konzession» Approbation, Bestallung) erforder- 
lich ist, ohne die yorschriftsmässige Genehmigung unternimmt, Ist 
w^n § 6 GewO. nicht auf Eisenbahnen anwendbar. 

Was die zivilrechtlichen Polgen des Betriebes einer nichtkonzessio* 
nierten oder nicht p:enehraigten Eisenbahn betrifft, so wttrde, wenn einem 
Unternehmer die Konzession fehlt, zunächst zu fragen sein, inwieweit der 
dennoch betriebenen Eisenbahn die Transportpflicht (§ 463 HGB.) obliegt 

') Eisenb.-Kecht I S. 572. 

^ Hit Geldstrafe bis m IM Mark oder mlfc Hftft wird bestraft: wer BKOten 
oder Aasbcsserungen von Gebtndeo , Brunnen, Brficken, Scblensseu oder anderen BaU' 
wericen vfuiiimmt, ohne die von der Polizei angeordneten oder sonst erforderlicben 

äicberungsmassrugeln za treffen. 
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Es ist uiulcnkbai', von einer ußeiitliclu'cchtlichen Transportptlicht du zu 
sprechen, wo Utr Betrieb der Eisenbahn gegen ein gesetzliches Verbot 
verstösst, denn die Bahn kann nicht zugleich dem Staate gegenüber zur 
Einstellung des Betriebes nnd andererseits zur Anfrechterhaltang des Be- 
triebes verpflichtet sein. Dagegen besteht priTatrechtlicb allerdings ancb 
fOr die nicbtkdkizessionierte Bahn der XontraMemngszwang und die 
Ablehnung der BefGrdening wflrde zor Folge haben, dass die Bahn sich 
dem Antragsteller schadenersataEpflichtig macht Allerdings eigibt sich 
das Eigentomliche, dass der Eisenbabnnnternehmer, wenn er etwa die 
Gefahr des Verbotes des Betriebes vor Augen sieht, nicbt in der Lage 
ist, die Beförderung abzulehnen. Jedoch schwindet das Bedenken, wenn 
man erwägt, dass das Vi riiot des Staates sich nicht auf die Beförderung 
von Gutem, sondpni auf den Betrieb erstreckt, aus diesem Grunde steht 
auch § 453 Abs. 2 Ziffer 2 HGB nicht entgegen. 

Richtig ist zwar, dass der Transport zwang das Korrelat des 
Betriebsrechtes ist und das letztere dem Unternehmer in ^mscrrm 
Falle fehlt. Aber ;nirh dies kann nichts beweisen. Die Transportpriieht 
findet ihre Erklärung in der Tatsaclie «les Betriebes einer Bahn. Wer 
eine dem ößentlichen (iüterverkehr dieneinle P>ahn betreibt, hat die von 
dorn Handelsgesetzbuch daran geknüpfteji Btiichten. Gerade, wie etwa 
ein Beamter, der ohne Genehmigung seiner Beliörde, ein Ilaiullung.s- 
jrehilfp, der ohne Genehmipruua- seines Chefs ein Handclspfewerbe treibt, 
kauliiiann mit allen Rechten und Ptlicht4»n eines ivautuiaiius ist. 

Dass eine konzessionierte, aber pulizeilicii nicht genehmigte Bahn 
der Transportpflicht privatrechtlich unterliegt, kann hiernach noch 
weniger zweifelhaft sein, obgleich auch hier dem Staate gegenttber eine 
Pflicht zur Einstellung des Betriebes, nicht zum Betriebe ge- 
geben ist. 

Schliesst der Absender mit einer nicht Iconzessionierten oder nicht 
genehmigrten Bahn einen Frachtvertrag, so wird ihm, wenn neben der 
polizeilichen Genehmiguug auch die Konzession mangelt, ein Recht, den 
Yertrag wegen Irrtums anzufechten, nicht versagt werden dfirfen. Der 
Irrtum über den Mangel der Konzession ist als ein Irrtum öber eine 
Eigenschaft der Person des Unternehmers zu betrachten, die im Verkehr 
als wesentlich anzusehen ist und den Absender der Regel nach vom 
Vertragsschlusse abgehalten haben würde, wenn er den Mang-el gekannt 
hätte 119 BGB.). Die Konzession als Privilegium drückt dem Unter- 
nehmer das staatliche Signum der Zuverlässigkeit in Hinsicht auf die 
Art des Betriebes und die finanzielle Tveistungsfähigkeit auf. Letzteres 
ist schon in Rücksiclit nnf die Hattptlirlit für Schäden an dem Versand- 
gut (Verlust, Minderung, Versäumung der Lieferfrist) von besonderer 
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Wichtifrk-cir. Damucii stellt dein Kontra hfiitin ein Anffrhtnnjrsrecht 
\veg:eii intuiiis nicht zu, wenn der ßahnunrt riiclniH r zwar im F.i sitze des 
Privelef?iunis ist. dem Bahnbetrioh aber die polizrilidie Cieiichniigung 
mangelt. Hier kann man von eiuenj Irrtum über eine Eiirenscliafr di-r 
Person nielit sprocluii, ebensowenig liegt ein Irrtum über den Inhalt 
der Erklärung vur, nuch ein Irrtum über die Sache. IX'nn letzterer ist 
nnr dann wesentlich, wenn über eine Sache kontrahiert wird. Hier ist 
aber das Unternehmen nicht Gegenstand des Fracht- und Personen* 
befordeningsv^ags. 

Wird die nicht konzessionierte oder nicht genehmigte Bahn kraft 
polizeilichen Zwanges zur Betricbseinstellung veranlasst, so Ist der 
Unternehmer schadensersatzpflichtig und zwar, wenn es ihm nicht nach- 
träglich gelingt, die Genehmigong zu erhalten, aus dem Gesicht^unkte 
der verschuldeten Unmöglichkeit der Erfüllung; wenn die Beförderung 
nur verzögert wird, aus dem Gesichtspunkte der Versäumung der Liefer- 
frist, und zwar wird in der Regel nicht die Begrenzung des § 466 
Abs. 2 HGB. Anwendung finden, weil zumeist mindestens grobe Fahr- 
lässigkeit als vorliegend anzusehen sein wird. Der Absender kann, 
sobald etwa ein Anhalten des Zuges kraft polizeilichen Zwanges 
erfolgt oder die Abfahrt verhindert wird, nach § 423 H(iB. von dem 
Vertrage zurücktreten, und zwar ohne Ersatzpflicht, da ja den Unter- 
nehmer ein Verschulden trifft. 

Zu erörtern ist schliesslich nocli die Frage, inwieweit eine (dine 
Oenelimi^nnji: lietriehene Bahn unter die Bestimmungen des Heiclis- 
haltpliiehtgesetzes fällt. ^^'enn■ilei( Ii wir der mit zutrefieiulen 
Gründen von Eger bekänipftin An.sicht des Reichsgerichts, das-s 
jede, auch nicht dem öffentlichen Verkehr übergebene Bahn unter 
die Bestimmungen des Haftpflichtgesetzes fällt, idclit beitieten, kann man 
doch nicht etwa soweit gehen, das8 man eine Bahn erst dann als dem 
öffentlichen Betriebe tibergeben betrachtet, wenn die BetrIebserOffnnng 
mit staatlicher Genehmiginig erfolgt ist, also mit der „Betriebs- 
fähigkeitserklärnng der Strecke" (so Eger, HaftpflG. S. 51). Dem 
Betrieb fibergeben ist eine Bahn nicht nur, wenn sie vom Staate als 
betriebsfähig sanktioniert ist, sondern wenn sie tatsächlich als öffent- 
liche Eisenbahn betrieben wird; denn die Tendenz des (icsetzes gebt 
dahin, die Öffentlichkeit gegenüber den mit der Tatsache des öffentlichen 
Verkehrs einer Eisenbalm gegebenen (tc fahren (Durchscbneidung öffent- 
licher Wege usw.) zu schützen. Ri< htig ist zwar, dass die t)berla«ning 
der Bahnpolizei, welche stets erst mit der .staatlichen (ienehmignng er- 
folgt, die Auferlegung höherer Verpflichtungen an den Unternehmer 
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reclitfertifrt, so dass uian sif» als .Korrelat der Haftpfliclit- bezeichnen 
nias: (R(;. Entsch vom 4. Mai 1891 Bd. 28 S. 207). Jedoch findet die 
erhöhte Haftjitlic lit n'wht etwa in dei- Tat.>.;uhL der f'bertragimf]^ der 
Bahnpolizei ihn' liiizij^i' Krkläruiifr, vieliiieiir Ist die Tatsiiche des Be- 
triebs einer Bahn und ihre ('hergäbe au den ötiTentlichen Verkehr auch 
ohne staatliche Genehmigung Griind genug, den Unternehmer der 
stren^ereii Haftung zu unterwerfen, wobei noch bedacht werden muKS, 
dass eine abweichende Ansicht den Bedürfnissen des Lebens wenig ge- 
recht werden würde. 



■ 



BlMUbBhareobÜ. tinC<eb«klDVseD. SondertMft x. ttjthr. Bwteliea. 
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Das Pfandrecht des § 440 Abs. 3 HGB. und seine prozessuale 

Geltendmachung. 

Von Dl. F. Görden, Landrichter in Hamburg. 



Während im piaktischen Leben die gewerbliche Tä%keit des 
8pediteT]rs und des Frachtführers nicht streng voneinander nntevschieden 
wird, der Sprachgebrauch sogar den den Umzug der Haasstandssachen 
bewirkenden Frachtführer als Möbelspediteur, den die von ihm 
Übernommenen Transporte mittels Bollfnbre ausfuhrenden, bahnamtlich 
bestellten Frachtführer als Bahn Spediteur bezeichnet, erfordert 
das Rechtsleben eine genaue Differenzierung beider Kategorien von 
Gewerbetreibenden, die, namentliih l)ei dem (lütervcrsandverkehr der 
grossen Transportiinteriielimen , schwierig sein kuiiii. niemals aber lin- 
mijglich werden darf. Dejin je naclidem es sich um Speditions- oder 
Fnichtrülirertjitifrkeit hafidelt, je nachdem alsn im einzelnen Falle die 
rJüft rbeförderunfr als eigene Transportleistung übenidnimen wird') oder 
nur die Besorg uiiji eines riütertransportes in Frage stellt, sind die 
reclitliclu'n Konsciiiifiizcii verstliirdcn und zwar sowohl liiiisiclitlicli der 
Pflichten gegeniilirr di iii Aultraggeln'r. als auch in Ansehung der diesen ( Je- 
wi'i lteti-i'ibeMdeTi vom ( lesetz verliehenen Iveclite Zu diesen Ivecliteü gehört ia 
erster JJnii' das tk-ni Spt dileur und Fi-;irhttTdirer eingeräninte IM'andreclit am 
Traiisi)ortgute, 410 HHB kdiistitiiiert dem erstcren wegen der l'^i acht, 
der Provision, der Auslagiii und Verwendungen, sowie wegen der auf 
das Gut gegebenen Vorschüsse ein Pfandrecht an dem Gute, sof ern er 
sich in dessen Besitz befindet, insbesondere mittelst der Begleitpapiere 
aber dasselbe verffigen kann. Ein gleiches Pfandrecht gewährt § 440 
dem Frachtführer. In höchst singularer Weise wird dies aber dahin 
erweitert, dass es trotz Besitzaufgabe fortbesteht, sofern nur der 
Empfänger noch im Besitze des Gutes sich befindet, und der Fracht- 
fuhrer sein Sicherungsrecht binnen drei Tagen nach der Ablieferaug 
des Gutes gerichtlich geltend macht 

') Vgl. staub, Kommentar z. HüB. Aiim. 9 und lo zu jj 42ö und die dort 
»itierten Entaeh. des KOIIG. Bd. 9 Nr. t7 und Bd. 20 ^(r. 84. 
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Nacli Massgabe der Preuss. KonkO. vuiii 8. Mai IHöö gewährte be- 
reits das alte Handelsgesetzbuch (Art. 409) dem Frachtführer ein solches 
Pfandrecht ans der Er\v;ii>iiiig htMaus, da&s die Stellung des Pracht- 
tührers es häufig mit sich bringe, da.*4s die Zahlung der Frucht erst 
nach Ablieferung und Prüfung des Gutes erfolge, und der FrachtfUhi'er, 
wenn er wegen der Abliefemng allein schon seines Pfandrechtes ver- 
iQstig gehen sollte, in vielen Fällen schutzlos sein würde'). Der 
KoDimissionsentwurf des neuen Handelsgesetzbuches wollte die Vor- 
schrift des alten Rechtes nicht wieder aufnehmen. Die Fortdauer des 
Pfandrechts, so f Ohrte die Begründung aus*), an einem nicht mehr im 
Besitze des Gläubigers befindlichen Gute enthalte eine Besonderheit, für 
die es an einem genfigenden Grunde fehle. Die Frist fSr die nach- 
trägliche Geltendmachung sei ausserdem so kurz bemessen, dass die 
Bestimmung erhebliche praktische Bedeutung nicht besitze. Jedoch schon 
der erste Entwurf eines neuen Handelsgesetzbuches führte das alte Recht 
wieder ein, obwohl er sich nicht der Erw äjrung verschloss, dass dadiurch 
eine Abweichung von der internationalen Regelung des Frachtvertrages 
begründet wurde. Die Denkschrift') rechtfertigt dies mit folgenden 
Worten: .Der Rntwurf behält die Vorschrift des falten) Tlandelsgesetz- 
buetis bei, da sie den Bediirtnissen besser entspricht, als die Bestimmung 
des BfM-ner Vertriigs ' ), < H> etwa das (^nt unterwegs eine Minderung 
erlitten liat, kann in vielen Fallen schon mit Rücksiclit auf die Art 
der verfra( hteten Ware vor der Ablieferung nicht festgestellt werden; 
bei (ietreide nnisste bei.si)ielsweise erst eine Verwiegung erfolgen. Oft- 
mals wird aber dei' I''nipf.üiger Bedenken tragen, die Fracht zu zahlen, 
bevor feststeht, dass von dem Gute nichts verloren gegangen ist, und 
andererseits der Prachtführer zur Herausgabe des Gutes nur bereit 
sein, wenn er wegen seiner i5>achtforderimg gesichert ii>t. Es dient 
dahir dem Interesse beider Beteiligten, wenn das Pfandredit des Fracht- 
föhrers auch nach der Ablieferung noch für kurze Zeit fortbesteht 

Ob diese Begründung, zumal im Hinblick auf die entgegengesetzte 
Ansicht des Kommisslonsentwurfes^ geeignet ist, die Konstituierung eines 
nicht bloss von dem internationalen, sondern auch von dem bürgerlichen 
Hechte vüUig abweichenden Pfandrechts genügend zu rechtfertigen, roa^ 
dahingestellt bleiben, Tatsache ist, dass die Schaffung eines Pfandrechts 
ohne Besitz des Gläubigers an der Pfandsache eine vollständige Ab- 
weichung von den Regeln des Pfandrechts, wie sie das gemeine Recht 

') Vgl. Preuss. Kntw. 1867, Dcckersclie Geb. Obcrhofbuclidruckerüi, zu Art. H16. 
>) S. 246ff. 
*) S. 966. 
*) Art 21. 
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und jetzt das bürgerliche Gesetzbuch auf «gestellt haben, enthält. Du 
» BOB. erfordert fOr die wirlEsame Bestellung: eines Pfandrechts prinzipiell 

die (.^hergäbe der Sache an den Ffandgläobiger zum Pfandbesitz. Dieser 
Besitz fehlt bei dem dem Frachtführer in § 440 HGB. eingeräuiDten 
Pfandrecht. Letzterer erfordert nur Besitz des Schuldners. Es ent- 
hält aber noch die weitere Eigentümlichkeit» dass es ohne einen äusser- 
lich in die Erscheinnng tretenden Akt wieder vernichtet wird. Es ver« 
schwindet nämlich mit Ablanf des dritten Tages nach der Abiieferong 
des JWht^ruts an den Empfönger, wenn der Frachtführer es nirln 
vorher gericlitlicli geltend gemacht hat. Die Befristung hat die Be- 
deutung einer Re.solutivbediugungi d. h. das Recht wird derart be.';eiti}rt. 
dass es als gar niciit entstanden zu gelten hat. Wenn Makower*) meint, 
dai^s das Pfandrecht unter der Voraussetzung des Besitzes am dnU' 
auf .Seiten des Empfängers auf jeden Fall während dreier Tage nach 
der Ablieferung auch ohne gerichtlirbf Geltendmachung fortdauin. 
diese Geltendmachung nur die Fortdauer des Rechts über jenen dni- 
tägigen Zeitraum hinaus bewirke, .so stimmt u. E. diese Au.slegung mit 
dem (Jesetz nicht überein. Dieses maclit den Fortbestand des Fraclit- 
fübrerpfandre( lits kmiiiilativ von der Voraussetzung abhängig, dass 
a) sich der Enipfitngei' des (Juts im Besitze (Itssellien lietiiide, b) der 
Füi (litt uhrer .sein Recht l)iuneii drei Tagen lutcli der Aldieferung des 
(iutes gerichtlich geltend mache. 

Unter dem Besitz des Empfängers hat man den unmittelbaren oder 
mittelbaren Besitz zu verstehen. Letzteres besagt zwar im (iegensalz 
zur Wortfassnng des Art. 409 Abs. 1 des a. HB. der § 440 Abs. 3 des 
n. HGB. nicht ausdrücklich; es folgt aber daraus, dass der § 440 keine 
materielle Änderung des Art. 400 a. HGB. herbeiführen wollte, und dass 
man nur mit Rücksicht auf § 868 BGB. die Worte des Art. 409 Abs. 1: 
,oder bei einem Dritten sich befindet, welcher es für den Bmpf&nger 
besitzt*', als überflüssig gestrieben hat. Wird demnach das Gut im 
Auftrage des EmpfUngers und für ihn beispielsweise in einem T^agcr- 
1iau.se abgeliefert, so kann «b i Fr.irbtführer sein Pfandrecht dem Lager- 
lialtt'r gegenüber verwirklirln n, und letzterer kann es nicht etwa auf 
(•rund des ihm gegen den Empfänger zustehenden Pfandrechts illnso- 
riscb machen. 

Die zweit«' Voraus.setzung ist die gerichtliche ( Jeltendmncbunir des 
l*f;iii(lrerlits l>innen drei Tagen na< Ii der Abliefei iiiii:, Für die Berech- 
ihuil: di« -I 1 Frist sind die Vni-sciii i itt n di r iji: 1^7 Abs l. 193 BGH. 
lUiLs-sgebentl. Der Tag der Ablieferung wird nicht mitgerecliuet. Diese 

'j § 443 Abs 2 HÖH. 
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beginnt daher mit dem auf die Ablieferung folgenden Tage, mag dies 
ein Sonntag oder allgemeiner Feiertag oder ein Werktag sein. Fallt 
aW das Ende der Frist auf einen Sonntag oder allgemeinen Feiertag, 
so endet sie erst mit Ablauf des näcbsten Werktages. Dauert die Ab- 
lieferung mehrere Tage, so entscheidet die Beendigung derselben für 
den Beginn der Frist. 

Fttr die gerichtliche ( reltendinachung des Pfandrechts kommen die 
ordentlichen und ausserordentlichen prozessualen Kechtsbehelt'e In Be- 
tracht. In erster Linie handelt es sich nur um die Klage des Fracht- 
fülirei's gegen den EnipfÜnjfer des Guts. Die Erwirkung eines Zalüungs- 
befehls kommt nach >J 088 ZPO. nicht in Krage. Die Klage muss .sich 
richten aiit lleransfrala' des Fracht^^ruts zum Zwecke der Befriedigung 
für die Krachtfordi rmi«; i§ li*31 B(iP>. i Darüber, dass sie bei dem 
zu.ständigen Uericlitc erhoben st in iiius.s, bestehen keine Meinung.s- 
verschiedeiiheiten. SoK lie sind nur liiiisi( htlich der Frage ;uit>retanrht, 
ob zur W'aliruii^i dei- l-'rist die Klageeinreichung ^•eiiü<^e odei- uh die 
Khige inuerhall» iler Frist deiii Beklagten zugestellt sein müsse. 
Dürinjier-Hachtabnig ( utldmaiin und Mukower ') halten die Ein- 
reichung der Klage bei Gericht tür ausreichend, während Staub*) und 
auch die neueste Ausgabe seines Kommentars nur die Zustellung der 
Klage für wirksam erachten. U. E. kann nur die letztere Auffassung 
richtig sein. Nach den Vorschriften der §§ 258, 269 ZPO. ist nur eine 
zugestellte Klage geeignet zur Verwirklichung materieller Rechte. 
Eine erst zoin Zwecke der Tenninbestimmung bei Gericht eingereichte 
Klage äussert keinerlei Rechtswirkung, wahrt insbesondere nicht gesetz- 
liche Priiklusivfristen. Die entgegengesetzte Ansicht, die sich darauf 
gründet, dass der § 440 HGB. Uber die Art der gerichtlichen Geltend- 
machung des Pfandrechts niclits bestimme, verkennt den Zusammenhang 
zwischen materiellem und Prozessrecht und lässt auser acht, dass ffir 
die gerichtliche (Geltendmachung eines Rechtes nur prozessuale 
Grundsätze massgebend sein können. 

Ist demnach nur die Znstell mi^i der Klage zur Wahrung der drei- 
tägigen Frist geeignet, .so besteht die Gefahr, da.ss wegen der Kürze 
der Frist die Zu.stellung nicht erfolgen kann und dadurch der Verlust 
des l'fnndrerlits eintritt. Diese Gefahr nmss dahin liiliren, sich zur 
Erhaltung des Pfandrechts der ausserordentlichen prozeüäualeu Kechts- 

') Das HGB. vom lÜ. Mai 18»7, Iii b. til4 «Aull. 1907). 
>) Bm hob. vom 10. Hai 1897, Anm. m de sn § 440. 
>) R. a. O. Ib/2p. 

*\ Anm. 21) zn ß 440 E)u iiso Urteil des KG. Tom 30. Jaiiliar 1901 in den 
Blättern f. fiechtspücge im Bamk des KG. 1901 HO. 
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behelfe zu bedieaen. Ak solche kommen der Arrest und die einstweilige 
Verfügung in Betracht. Ilrsterer findet statt zur Sicherung der Zwajig|- 
voUstrecIcung (§ 916 ZPO.). Bei der Qeltendmacbung des Frachtführer- 
Pfandrechts handelt es sich aber nicht um eine solche^ sondern am die 
Realisierung eines sonst versdiwindenden Rechts*). Man wird daher 
den Antrag auf BSrlass einer einstweiligen Verfugung als das liauptvSäch* 
Helle Mittel der gerichtlichen (leltendmachung des Pfandrechts zu be- 
trachten haben. Bei diesem Verfahren kann nur die Einreichung des 
Antrages bei dem nach §§ 937, 942, 943 ZPO. zuständigen Gericht in 
Frage i<ommen, Eine Zustellung an den Antra gsfresrner ist nicht 
Voriins.'^ftziuig des Erlasses einer einstweiligen Verftigiiiig. (leniigt 
aber die blosse F.iiireirhung des Antrages zur Wahrung der Kii.^t, 
ist es unerheblich, ob dem Antrage stattgegeben wird oder iiieht, ob 
erst in der Restliwerdeiiistanz die Verfügung erlassen oder die vom 
ei^sten Richter getrotfene Anordnung wieder aufgelKtlu n wird. Dies er- 
gibt sich schon daraus, das« ein suiniiiarisches Verfahren, wie ein 
solches dem Verfiigniigsverfahren zugnuule liegt, niemals die Verwirkung 
eines Rechtes herbcifülu-cu kann. Wahrt somit die rechtzeitige Ein- 
reichung des Antrages beim zuständigen Gericht die gesetzliche Prä- 
klusivfrist und — soweit der Empfänger des Gutes sich im Besitze des 
Frachtguts befindet — das Pfandrecht, so handelt es sich für den 
£*rachtffihrer doch melir um die Bealisierung seines Rechts als um die 
Erhaltung desselben. Es verlohnt sich daher die Prfifung der Frage, 
welche Tatsachen der Antrag auf Erlass der einstweiligen VerfOgung 
darzulegen hat, am den beabsichtigten Erfolg zu erzielen. Aus den 
prozessualen Begeln fiber das YerfUgungsverfahrett in Verbindung mit 
den materieUrechtlichen Yorschriften Aber den Frachtvertrag ergeben 
sich folgende Erfordernisse: 

a) Der Antragsteller hat das Bestehen einer Frachtforderung und dem- 
zufolge den Abschluss eines Frachtvertrages glaubhaft zu machen. 

b) Er bat glaubhaft darzutun, dass das Frachtgut an den Empfanger 
oder dessen Beauftragten ausgeliefert ist. 

c) Er hat darzulegen, wann diese Auslieferung erffdgt ist, damit die 
H( rhtzeitigiceit der gerichtliciien Geltendmachung geprüft werden 
kann. 

d) Kr iiat schliesslich unter (jlaiibhaftniacluirig zu behaupten, dass die 
zweite der ^csetzlirhen Voraussetzimgeii vorliege, dass daK Gut 
sich ganz oder teilweise im Besitze des Empfängers betinde''). 

') Arrcstantrafif hnitcn fOr znlassig: Makowcr a. a. 0. Bd. II Anm. I b 2 sa 
§440, und für (\m T'f;m<br<iit des \'f rtrachtcrs : Srhjips, Seorecht %(i22 Anm. 6^. 
So auch (las oben zitierte ( rtvil des KU. vom 30. Januar IdOl. 



Digitized by Googl< 



F. Görden, PfiuidreGht des § 440 Abs. 3 UGB. u. seine prosess. Ueltendmiidiang. 71 

Nicht lüiclizuwciscii ist, tlass der Eini>fiinffer des Frarlitp-uts wv- 
gcblicli zur Zahlung der Frut ht aufgelordert wuidnii ist. Eiuu suklie 
Zahlungsaufforderung ist nicht Voraussetzung des Pfandrechts. Nicht 
glaubhaft zu machen ist ferner — und dies wird von den Gerichten 
öfter verkannt — die Gefährdung des zu sichernden Beebts. Denn die 
Gefährdung ergibt sich schon ans der Tatsache, dass der Empfänger 
des Frachtguts die Yerffigongsgewalt ttber das Gut hat, es vei&ussem 
oder verpfänden und hierdurch bei Gntglaubiglceit des neuen Erwerbers 
oder Pfandglaubigers das gesetzliche Pfandrecht des Antragstellers 
illusorisch machen kann. Die einstweilige Verfugong anf Grand des § 440 
Abs. 3 HGB. ist somit den anf Grund der §§ 885, 899, 1179, 1263, 1716 
BGB. ergehenden richterlichen Anordnungen insofern verwandt, als es bei 
ihr einer besonderen Glaubhaftmachnng der Gelahrdnng des zu sichern» 
den Anspruchs nicht ludarf. 

So stellt sich denn das dem Fracht fülirer durch § 440 Abs. 3 HOB. 
konstituierte Pfandrecht am F>achtgute als ein durchaus eigenartiges 
R<ichtsgebilde dar, abweichend von den (jrundsUtzen des bürgerlichen 
Rechts hinsichtlich seiner materiellon Voraussetzungen, eif^rntümlich ge- 
artet bezüprlich seiner prozessualen Realisiening. Es bildet ein he- 
sonderes Privilc;jiuin des Fraclitliilirers, und es liisst erkennen, wclclie 
Bcdeutuns4 der ( iesetzsjeber dem durch den Frachtlührer veniiittelten 
(iüterunisatze beile^it. ein erneiiti-s Dokument dafür, dass wirtsclialtliciie 
Erwänfimgen den Rechlsinstitiitinneii zugrunde liegen und Reelitü- und 
Wirt^chaltslelire in vielen Punkten sich berühren und ergänzen. 

■) Dasselbe gilt natarlidh fttr dM Ffandreebt des Verfrachters. 
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Der Schlitz des Haftpfliditigen gegen Ainbeutung in der Schweiz. 

Vor Bcchtsurwalt Pr. £. Ouyer in Zürich. 



Schon lange ist bekannt, dass die bestehenden Haftpilidit;gesetze 
gewissenlosen Peisonen Gelegenheit bieten, sich aus den Taschen der 
haftpflichtigen Personen olme jegliche Berechtigung Geldleistungen zu 
verschaifen. Insbesondere leiden die Uiifallversiclierungsanstalten damnter, 
iiiicl von diesen am meisten jene, die sich mit der so^,^ Kollektiv-Haft- 
pflichtversicherung befassen, womit nicht gesagt .sei. dass nicht auch auf 
anderem Gebiete der Unfall Versicherung dieses Unlcraut wuchert. Nun 
stehen wir in der Schweiz kurz vor dem Erla.ss eines Bundesgesetzes 
betreffend die striatlirlie Unf;ill- und Krankenvei*sicherung, und es ist 
wohl zu befürchten, dass die niisshrfinrblirhe Ansbcntiin;^ doi' lialt- 
ptlichtigen Partei durch die .Bern Iiti^tt ir \s riter vurkommen, wenn 
uiclit gar iu vermelutem Ma»se versucht werden wird. 

IT. 

Die Schweiz besitzt au Fürsor<2('t:t'.M tzen: 

1. Das Uuiidosgcsctz bctrefl'cnd die Haftpiliriit uus Fabnkbi lricb vom 2ö. .hin« 
1881 (zitiert Fabrikhaftpflichtgeaeti oder FHO.). 

2. Das Bondcsgeiets betreffend die Ansdebnung und die Ergänzung des Bandes- 

gcsotzi'S vom 25. Juni 1H81. vom 2<). Ajtril 1887 (zitiert Novellei. 

3. I>as Huu'Jestfcsi'tz betreffend dir IlaftpHicht der Eisenbahn- und Oumpt'- 
öchil fahrtsuuterueUmungen und der l'ost vom 28. März 19U5 (zitiert 

Em.). 

4. Das Rnudesgesctx betreffend die eleictrisehen Stark- und .Scbwaobstrom- 

iinla^en vom 34. .luni 1902. insbesoncb i' Art. 44 (zitiert ^t iiK-Rtronitrf.setz). 

5. I'as iJnndesge'irrz Itetreffend Versicherung der M ili t a r persunen geiien 
Krankheit und ( ntuilo vom 28. Juni lüOl, ergänzt und abgeändert durch das 
BondcBgesets ?oin 37. Jnni 1906. 

Zu diesen Gesetzen und teilweise an Stelle derselben werden in 
absehbarer Zeit treten: 

6. Ein Bandesgesets betreffend ^ie staatliche Unfall- und Kranken ver- 
sicberuttg. 

7. Kin Bnndcsgesets betreffend die Haftpflicbt der Aatomobilhalter. 
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Alle diese Gesetze unterwerfen ihrer Herrsehaft Betriebe, in denen, 
in ihrer Gesamtheit genommen, viele tausend P^sonen beschäftigt 
werden. Sie zeichnen sich durch eine besondere Gef&brlichkeit aus, und 
es werden in ihnen jedes Jahr viele tausend Menschen an ihrer Ge- 
sundheit geschädigt werden. 

Tir. 

1 Dip fnvälinteii Gesetze und annlo^r <lie Vertrüp:"«' niis dem (ie- 
biete der privaten Unfallversielieruii}4: bezwi ckcii den ganzen oder h\\- 
weiscii Aus^rleicli des Sehadeiis, der dem ( Icscliiidigteii durch Ver- 
mimiduii^ seiner Ai licit.sriiliig'kcit /iitalge eines liaftpflicbtigren Vor- 
jran*res zujfetu^^t vviid Und zwar exi.stiert die Ersatzpflicbt sdwnld l>ei 
bloss vorübergebeuileii »Scbadiyungeu, als auch bei sog. bleibenden Nach- 
teikii. 

Ki'setzt werden Meliniuslagen und sodann bauptsächli(?h der ent- 
gangene Verdienst 

2. Das Mass der Vergütung des entstandenen Schadens ist sehr 
verschieden. 

Es sind grundsätzliche Differenzen zu konstatieren. Während das 
eine Gesetz den ganzen entstandenen Schaden ersetzt haben will, geben 
andere Maximalgrenzen der Ersatzsumme an, so dass in allen Fällen, 
wo der Schaden den Betrag dieser Mazimalsumme übersteigt, kein voll- 
ständiger Ersatz des Schadens stattfindet. Die Feststellung einer Minimal- 
grenze ist selten, doch wird auch eine solche im Militärversicherungs- 
gesetz statuiert. 

Sehen wir uns in diesem Punkte die Gesetze näher an, so wird 
folgendes ersicbtlicli : 

Das EHG. spricht allein die Ptiicht zu Kr.satz des ganzen 
Schadens, also auch des ganzen Verdien.staustalles aus') Das FH(i, 
(und damit die Novelle) kennen eine Maxinialgrenze von Fr. OOOO icsp. 
den lietrajr des sechstachen Jahresvordienstes. Dieser Maximal- 
betrag wird aber anrh ntir selten zu^esprochiMi , weil in dtMi meisten 
Fällen noch eine Ketlukfirin von 10 bis 20 "io wegen Zuiall » ialritt. 
Die von dem Stai kstiMiiiLivsclz beluMTscliten Ge.schädigt<'n erhalten die Ent- 
schädigung entweder nacli EH(;. oder nach FHd' . Je auch dei' Art des 
Hetritbes, in welchem sie den I ntal! iiiitteii haben. Das ^lilitiir ver- 
siehe rungsgcsetz gewährt eine jährliche Entschädigung im Betrage 
von maximal 70 "/o des 300 fachen Tagesverdienstes, der im Minimum 



*) Eine Ansaftbine schafft allein Art. 4 BItG., der befttimmt, da» bei ansserge- 
wShniich bohem Einkommen der Richtor eine EraUlMignng der Entsdiidigaiig nach 
seinem fireicm Ermessoi eintreten lassen kann. 
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auf Fr. 3 and im Maximimi auf Fr. 7,50 festgesetzt wird. Die staat- 
liche Unfallversiclierung wird maximal eine jährliche Rente von 
70 % (Entwurf 60 des Jahiesverdienstes gewähren. Das zukünftige 
Aiitomofoilhaftpflichtgesetz wird voraussichtlich wieder analog dem 
EHG. die Pflicht zum Ersatz des ganzen Schadens statuieren. 

IV. 

Die Art und Weise der Ausbeutung des Haftpflichtigen durch den Be* 

reclitif^fen nun ist sehr veiscliicden. Stets g^elit sie auf die Bescliaffuiifr eines 
möfrlichst, {«rdssen finanziellen Vorteiles, dem die Berechtij i iVliU. 

Für die Regel besteht der ei-strebte Vnifcil in Lohn- odi r l^iit- 
scliiidigungssainmen für vornberpehendc «der dauernde vollständige oder 
teilweise angebliche Arbeitsunfähigkeit. .Seltener sind die Fälle, wo 
lediglich auf FSercitunp: möglichst grosser Auslagen (Arzt- und Heilungs- 
kosten etc.) liingearbi'itet wird. Mrislrii.s lassen sich diese letztt'ren 
Fälle mir in Verbindung uiit dem bti'cbeu nach grossen Geldeutschä- 
digungeu konstatiereu. 

V. 

So zahlreich auch diese Falle der Ausbeutung vorkommen, so ist 
es doch ziemlich schwierig, eine grössere Anzahl von Beispielen zu- 
sammenzubringen. Durch die Literatur und das Entgegenkommen der 
Unfallversicherungsanstalten „Zürich" und „Winterthur'^ sind uns nun 
folgende Fälle bekannt geworden, welche wir unter Angabe der Quelle 
in fortlaufender Numerierung hier resümieren woUen: 

Seer^tan, Tassurance contre les accidents, gibt folgende Beispiele: 

Nr. 1. Ein Veniehcrter fiel von «nem Oerflit anf die Ftuflsokle und klagte 

über SrhmcTzen im linken Bein. Es schienen Symptome von Hüftweh vorhanden 
zu sein, and er genoss so während H Monaten die \'orteilc der Versichernny: E<? 
woUUs nicht besser gehen, er ging an 2 Stöcken, und oft rousatc ibu der Arzt zu 
HAdra besadien. Mm Bchiitt sar Operatioa, aller als man daran war, die Narkoie 
yorsunehfoen, ergriff der Patient, alle Anweeenden bednAend, im Galeivp die Flacibt. 

Nr. 2. Ein anderer fiel, als er eine Last tnn? und klagte dann über Bauch- 
schmerzen. Er wies dtm Arzt mehrmals getrübten l'rin vor. sn dass d?e?!er den 
Zustand des TatienUrn für sehr ernst ansah. Er wurde daraufhin auf die Klinik 
epediert, genan kontrolliert, nnd es ergab sidii dann gani normaler Urin. 

Nr 3. Ein Verädierter wies dem Ant eine kleine FieiBehwnnde tun Finger 
vor. nie Haut war weg. Der Arzt konstatierte Steifheit des Fingers auf Grund 
eines frfihriTn rnfallc-- nnd writt-r als dessen Fok'v cuif starke Wölbung ;iTif der 
Höhe der beiden hinteren (ielenke. Nach (> Tagen war die Wunde geheilt, aber 
der Verletzte weigerte sich an arbeiten. Ein anderer Arst verordnete ibm 8 Tage 
«Ferien*, and am Ende dersdben beklagte alcb der Patient Aber Scbmersen im 
Ilücken der Finger. Er erhielt weitere 14 Tage /Ferien", Am Ende derselben 
konsaitierte er. noch einen weiteren Ant, der ihm noch 3 Wochen .Ferien* ver- 
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schrieb. Dr. Seeritan vorioliaffte ihm dann «inen Monatslohn gegen Sdilnssiiiitttai^ft 

nm den Fall zu erledigen. 

Nr. 4. X liattf sich eine Hautriaswnnde an der Stiriio ziii^rfllgt, indem n* 
i'iui'ii Kisenballcen angestossPT» war. IM*' Wiimii' war in :i 'I'iiL^cti gelifilt . aber X 
klagt« über Kopfschmerzen und wurde daiu^r aul 3 Wochen vuu der Arbeit boirt^it. 

Nach 5 Monaten erfahr Secrölwa, dass X gegen die OeieHsdiiirt einen Ftoxess 

angestrengt hatte, indem er behauptete, eine alte, ttber der linken AogenhOhle Tor^ 

handf'iic Xarlir sei die Folu'f dfs rnfalli'f? gewesen. 

Nr. 5. Ein V* t sii lit rttr hatte eine 2 cm lange Hautwunde am Knie. Kr mar- 
schierte aber nur uu Krücken. Pic ärztliche I ntersuchung konstatierte eine unbe* 
dratende Hantwnnde am Knie und eine starke Abmagerung der Muekeln der 
unteren (iiiedmassen und des linken Hinterbackens. Verschiedene .4rzte konnten 
sich diese Erscheinung nur als eine systematische Inimohilisation der linken unteren 
(»liedrnasson orklärcn. Ein anderer Arzt hielt aber diese Erscheinung als eine 
durch die Wunde bewirkte, im Zunehmen begriffene Nervenentzündung, welche eine 
Verletzung der Endpartien des Rflcbenmark» bewirkt hfttte. 

Das (iericht war unschlüssig, sprach aber doch 200IJ Fr. Entschädigung. 

Nr. 6. X ( rhielt durch einen Stein eine K()pfwniidf' von 5 nn liärjfre Ein 
Schädelbruch war nicht vorhanden. Pic Wunde heilte rasch. X beklagte sich über 
Schwindel and Zittern in den Beinen. Auf Klage hin wurden ihm Fr. 48UÜ zuge- 
sprochen. Zwei Monate i^tor traf X Dr. Secrdtan, lud ihn xu einem Glas 
Bier ein und erzählte dann dem Arzt anfgerftumt seine Znknnftspline, wobei er 
das beste Aussehen zeigte. 

Nr. 7. Y erhielt am Arm durch einen elektrisch geladenen Draht einen Schlag. 
Er bewegte .Arm, Vorderarm und Hand nur mühsam. Er beklagte sich Uber eine 
allgemeine Schwldie im Arme. W&brend 8 Monaten zeigte sich keine Bessemng. 
Er erhielt auf Klage hin Fr. 60N). Kurze Zeit nach der definitiven Erledigung 
arbeitete Y dann bei vo!I( r (M suntihnit in einer Fabrik, und Secritan ist ttberzengt, 
dass er iiIxThaupt völlig geheilt war. 

Nr. 8. Z zog sich eine Fussverstauchung zu , hernach hinkte er , wobei der 
Fuss nodk Immer gedreht war, und zwar lief er auf dem äusseren Rande des 
Fusses. Dieses Hinken, sagt Seer6tan, sei unTerst&ndUch. Wenn eine Faralysis der 
Wadenbeinranskeln vorhanden wäre, mUsste er .mähend* marschieren, nm das Körpor- 
gewicht auf die Fussnhlr verlcf^on zu kimnen. I'm spinen (Jang zn crklärcii, niüsste 
als Folge der Verstauchung nicht nur die i'aralysis der Abziehmuskeln, sondern auch 
eine Steifheit dmr Anzlehmuskeln vorliegen. Seer6tan fand in gemeinsamer ITnter- 
suchoDg mit einem andern Arzt augenscheinliche Beweise fOr die Simulation. Z. klagte 
aber doch, erhielt zwei gflastlga Ärztliche Gutachten, und das Gericht sprach ihm 
Fr. 4200 zu. 

Nr. 9. X hatte sich den Vorderarm in der mittleren Partie durch ein Wagen- 
rad eingeklemmt; seither konnte er die Finger nicht mehr bewegen. Erhielt sie fast 
ansgestreckt und konnte keine Bewegung ansAhren. Eine alditbare Verletzung war 
nicht vorbanden. ImSpitalschriebderbehandelndeArztdie.se vollständige Paralyse 
der Hand einer Entzündung des peripherischen Xervennetzcs orU r l intr traumatischen 
Nerveokraukbeit zu. Ein anderer Arzt, der den Patienten en passant untersuchte, 
zwdftite nicht an dem Vorliegen von Simulation, was X bestritt. In der Narkose mit 
Äther bewegte er die Fing«r und drückte dem Ante kAftig die Hand. Die Ver- 
sichemngsgesellschaft gewährte ihm, am die Kosten des Prozesses zu ersparen, 
«ne kleine Abfindungssumme. 
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Dr. Patry erzählt uns in der „Revue Sutese des Accidents du 
travail'' Bd. II Nr. 1 eine Reihe weiterer Fälle. Wir fahren in der 
Numerierang fort. 

Nr. 10. C. .\ugust. 25 .lahro alt. Italiener. Handlanjj^er, trat ata 2 April znr 
.\rbeit ein. Am 6.' April vorirtztc t«r mvh an rinem Handwagen und erliielt eine 
kleine Wunde auf der iiUckseitc des linken Mitteltingers. Dt. l'atrjr, der ihn am. 
gleicbeo Tage mtonwclit«, selOtxlie die Datier d«r AriraitMuif&Mgkeit enf ca. acht 
Tage. Nach 95 Tagen hatte die Wände ein riet Bchtechteres Auaseben, als am 
ersten Ta^'e. Der Verletate schfltste Abreise vor und erhielt Fr. 360 ab Ab- 
liDdnngssumme. 

Nr. 11. P. AugUüt, 22 Jahre alt, Italicber, Handlanger, eingetreten zur Ar- 
heit im Mai 1900. Am 29. Jnni wurde er dnrcb einen Stein auf der domÜM Seite 
des linken Zeigefingers verletzt. Schfttxnng 10 Tage ArbeitsunfJUiigtreit. Naeh 

Ö7 Tai^i n war er noch nicht geheilt, 

Nr. 12. 1*. Tfufi. 21 .lahre alt, Italiener. Handlanger, fclingt^trrten am 
26. September 1Ü06. dleidien Tages stach er sich mit einem Nagel in das Knie. 
Schätzung 10 Tage Arbeltsonfilhigkeit. 76 Tage nachher war die Wnnde grösser 
und hatte ein viel sdilecbteres AuMehen. 

Nr. 13. I). August, 27 .lahre alt. Italiener. Maurer, eingetreten im .\ugubt 
15KJ6. Am 5. (Jktoln r wurde er durch einen .'^tr iii am rechten Zeigr fin<(cr verletzt. 
Arbcitsuntähigkcit aut Ü Tage geschätzt. Nach tiö lagen Ferien war die Wunde 
trots irztliefaer Behandlung noch nicht vernarhl £a existierte aneserdem eine aoa- 
gesprocliene Steifheit des Fingers. 

Nr. 14. D. Taul. 2öJahrealt. Itjil'h tu r. Maiirt r. Am:? < ^kt..l>. r ÜXKU-ingetret^n. 
I ntall Ulli H (»ktuber; er hatte sich beim Abreisseii eines Gcriist^'s eine Verletzung 
zwischen dem Daumen und dem Zeigefinger der rechten Hand zugezogen. .Schätzung 
der Arbeitsunfldiigkeit auf 10 Tage. Er brachte es aber auf 66 Tage, wihrend 
die Verletzung schon in den ersten 14 Tagen sicli brssertc. 

Nr. 15. M r.üuis. 1!» .Iahte alt. Italiener. HandlaiiL'er Kitifretrcf . n 30. Ok- 
tober UlUn Kl \ t ruiiglückte am gleichen Tage, da ihm ein Stein mit ilas rechte 
Bein gcialku war. Schätzung auf 10 Tage .\rbeitäuufähigkeit. Am driiten Tage 
hatte sich der Charakter der Verletsung total geändert. Der Amt schöpfte Ver- 
dacht und verlangte von dem Verkt/ti n den Eintritt in das Krankenhaus, was 
dieser vorweigert. Entschädigung Kr. 109. — ä titre de cduvalesccnro. 

Nr. 16. Derselbe M. Luuis trat am 28. Nuveniber bei einem andern M< i'-ter 
ein. Am gleichen Tage wiederum fiel ihm neuerdings ein Stein auf den linken 
Vorderarm. Zufolge der Ähnlichkeit der t*nßUle wurde er mit seinem Begehren 
von der l'nf all Versicherungs-Aktiengesellschaft Winterthur abgewiesen. M. flieht 
unbekannt wohin. 

Nr. 17. M. Celestin, 40 Jahre alt, Italiener. Maurer. Eintritt 15, August 
lim. Am Ii. Oktober fiel er and erlitt eine Quetschung der linken Wade. Ar- 
beitsunfthigfceit auf ca. 14 Tage gesch&txt. Am 81. Oktober wies die Wnnde einen 
andern Charakter auf. Der Aufforderung, sich in das Krankrnlnms zu begeben, 
kam er nicht narli und crldilrte, er wolle na« h Italien verreisen. Ahtindung Kr. 300. 

Nr. 18. .M)er er verreiste nicht, sondern trat am 5. November bei einem 
andern Heister ein, wo er am 30. Koverober einen Hammerschlag auf den linken 
Daumen erlitt. Schon am 8. Dezember hatte sich der Charakter der Wunde wieder 
u imdert. Er bestritt jede Einwirkung auf die Wunde und schwur, dass er ein 
braver Arbeiter sei. Seine Begehren wurden abgewiesen. 
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ID% t9L X, 26 J«hr« «It, Italiener, Mtnnir. Eingetreten Un Angntfe 1906. 
Unfall MD äl. Uktoher dareh Steinepiltt», Verletsnng uf der dofsalen Seite des 

kleinen Fingers. Schätzang der Arbeitsunfähigkeit auf ca. 10 Tage. Am 15. No- 
vpmbfr wurde er j;thi ilt rrklürt Am H». November zeigte er eine Wunde. 
Uass diese künstlich st i. gestand t r am 17. .November ein. (rebeilt am 4. Dezemlur. 

Nr. 20. Ä. Franfois, 22 JaUre alt, Italiener. Maurer. Kingetretxju am 
34. Ko?ember 1906. Am 2S. NoTember verletste er sich beim Abladen von Steinen, 
was xwei ebeiMohliche Verletsnngen anf dem linlten HandrQcken Iiervorrief. Ar^ 

beitsunnihigkeit ca. 8 Tage. Am 3. Dezember hatte eine Wunde einen andern CIMf 
riJcter, währLiid dir nndere nicht ,be;irbritct'' worden war. 

Dr. Patry henhachtetc die nicht bearbeitete Wunde besonders. Sic war am 
8. Dezember fast ganz vernarbt, wibftnd die erstere noch idiwftrzer und krater> 
fttrmig war nnd ganz Terbrannte RSader besäst. 

Dr. Morel beschreibt in der .Revue Suisse des Accidents da 
travail*^ Bd. U S. 37 ff. einige Fälle von freiwilliger Aggravation von 
Wunden : 

Nr. 21. Am 30. Oktober 1907 konsultierte ihn ein italleniwdier Uaorer nnd 

wies eine Wunde anf dem T!flrk«ni drs rechten Zeigefingers vor. Dio Daner der 
Arbeitsunfähigkeit wurde auf 8— lU Tage geschätzt. Nach 3 Tagen hatte sich dir 
Wundi) gebessert Am 5. Tage war jedoch eine vollständige Veränderung zu kon- 
statieren. BecAerchen ergaben, daas dersdbe Verletste schon dumal vertelxfe gt^ 
Wesen war und damals statt einer I6tfgigen Arbeitsunfähigkeit eine solche too 

182 'l':i!rri> , genossen* hatte, 

Nr. 22. Hin anderer Arzt , dein Dr Mnrel den vorausgehenden Fall (Nr. 21) 
erzählt hatte, wurde autmerkäairt auf einen Patienten, an dem er die gleichen 
• Mcfkmate der freiwilligen Aggravation entdeckte. Nr. il nnd 22 wozden angeklagt 
and vom Tribunal ooneetionel in Neaenbnrg an )e S Monaten Qeftngnis, resp. 
Busse nnd den Kosten rprnrteilt 

Die ^ZUERICH- .All<reim ine Unfall- und Haftpflicht-Versicherungs- 
Alctiengesellschaft, Züridi, gab mir Kenntnis von folgenden Fällen: 

Nr. 23. Tosini Massimiliano. It.iliener, Maurerhandlanger, behandelte eine 
anbedentenrle Verletzung des linken Mittelhngers mit einem Atzmittel. Er ver- 
zögerte dadurch die Heilung um mehr als 2 Monate (statt 3—4 Tage) und führte 
auch einen bleibenden Nachteil, bestehend in einer Versteifang des Terletalen 
Fingers, herbei. Schaden Fr. 864. — Urteil: 4 Eonste BinspeRang, 5 Jahre 
LandeRverweisung, Kosten, Bntsdiidigang (Urteil des Obergerichtes Solothnm vom 

15. .Inri 1007). 

Nr. 24. Zampagno l'u tru, .loseph. Italiener, Handlanger, erlitt angeblich 
dneBÜswnnde am linken Zeigetinger. Kr ^behandelte' die Wunde schon, che er zum Arzte 
^ng, dem detm schmutziger Zustand sofort auffiel. Heilungsdauer 3 Monate statt 3 
bis 4 Tage. Z. hatte gleich Tosini (Nr. 2H) einen bleibenden .Nachteil bestehend in 
der Versteifung des Fingers bewirkt. .S'rli;tden Fr 2f>fi — Strafe: fi Monate Ein- 
° Sperrung und 5 Jahre Landesverweisung, Kosten und Entschädigung (Urteil des 
Obergerldites Solethum vom lö. Joni 1907). 

Nr. 25h Ginseppe Vigni, Fabrikarbeiter, hatte die Heilung der Wunde am 
Unken Kteinfinger, die etwa 14 Tage beansprucht hätte, um Ober zwei Monate 
hinansgezfigert. Die sngenftbte Wnnde mnsste infolge Verittsang wieder gefilfnet 
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werden. Irteil: 1 Munat Zachthaas, Kostenauflage (Urteil des Bezirksgerichtes 
Bad«n vom & Oktobw 1907). 

llr.26L Fr«iiceBC« Zani« Maurer, Itallflner, 86 Jahre alt, erlitt in Artoii 

eine Wunde an der rechten Hand, die in 14 Tagen geheilt sein konnte, die aber 
anch nach 5 Wochen noch nicht heilen wollte. Im Spitml konnte dann konstatiert 
werden, dass Z. daroh Schürfen und Uaterbinden der Wunde die Heilung ver- 
si^erte. Strafe: 6 Wochen (Gefängnis, Kotten und Entedildigung (Urteil de» Be> 
sirksgerichtes Arbon vom 25. Oktober 1907). 

Nr. 27. Favre Colestino, Handlanger, Italiener, 29 Jalirr alt. Am l'nfall- 
ta^e fielen ilim Zics^fl .nif die Hand tind vpnirsachtcn eine starke Schwellung der- 
selben nebst einigen flücbenhaitcn bchUrfungeu. Tiefe oder schwere Vciletzungeu 
waren nicht Toihanden. Die ArbeicsitnAhigkeit wnrde auf 8^10 Tage gesdi&tat. 
Nach einiger Zelt wies Favre Üeleitino eine demlieh grone, ioebfOnnigo Wnnd« 
vor, die nur durch unerlaubten Eingriff entstanden sein konnte. Die neilnnj:^ trat 
erst nnrh 2 Monaten fin IVim Beklagten fand sirh knnzoTitrirrtp Kf?si«rsäurc vor. 
Strafe: 8 Monate Arbeitshaus, ö Jahre Landesverweisung und Kosten samt Ent- 
Bcbldigung (Urteil des Besirksgericbtes St. Gallen vom 1. Navember 1907). 

Mr. 28, Joni Cleanto, Handlanger, Italiener, 26 Jahre alt, hatte anfangs 
1906 einen Unfall in Davos erlitten, der eine Versteifung des Zeigefingers bewirkte, 
nnd ans diesem (inimU Fr 1175,80 erhalten. Am 15. April 1W7 tr»t pr in 
.St. Uallen in Arbeit und verunglückte am 17. April, indem ihm ein Stein aut die 
rechte Hand iet nnd eine nnbedeatende Qnetichnng des rechten HiUelhandknodiens 
nnd Verletsnng nnd Sehttrfking d«r Fingerrficben herrofrief. Die UntMsoohnng 
zeigte, daes der Zeigefinger steif war. Der Angeklagte erklärte jedoch, noch keinen 
Tonfall erlitten zu halini Im J^pit.il 7cii;t«' sich in \h n «n-stpn Tatren in der Hand- 
schwellung ein feiner brauner l'unkt, worauf dann ein kleiner ^ciiorf entstand, der 
sieh ablöste. Diese so entstandene Wunde war bis Mitte Mai geheilt. Beiss Be- 
klagten fanden sich Hahnerangenmittel nnd allerlei Salben vor. Die HandsehweUnng 
er^vies sirh als künstlich hervorgebracht. Die Versteifung des Zeigefingers war die 
Folge dos fifihrrpn I^nfrillos. an rlrii sicli (kr .Vn^fklagte »>rst spät wieder erinnerte. 
Strafe: 9 Monate Arbeitshaus, lOjainigc KanUmsverweigong rteil des Bezirks- 
gerichtes St, Gallen vom 3. Januar 1906). 

Nr 29. Job. Stark, 84 Jahre alt, Elsieser, Slrberdhandlanger, erlitt beim 
Abladen von Flaschen eine Lappenscbniitwiinde am .Nageiglied des rechten Mittel- 
fingers X:>i~h 3 Wochen wurd*- or nls f^hpilt entlassen. Er nahm dio Arbeit 
wieder auf. arbeitete aber während eines Vierteljahres sehr wenig und wurde 
dann mit Fr. 413,25 abgefunden. 

Es stellte sieb darauf berans, dass Stark sieb dnreb Itsnng nene Wanden bei- , 
geffigt hatte. Auch konnte bewiesen werden, dass er mehrmals ohiu' Nut den Ver- 
band abnahm. .Schaden nhrr Vr. mi Strafe: 1 Monatf Uefingnis, Kosten (Urteil 
des Strafgerichtes von Buöcistadt vom 4. Februar HH>H 

I>ip Sclnvpizcrisclic rnfallver.sicheruiig^.s - .A-ktieu^-^esoll- 

.sciiutt in Wintertliur stellt mir Urteilsttusziige über fülgeude Fälle 

zur Vertüg:un«;: 

Nr. 30. Hans Schwarz, Muler, war gegen UnfiUle in seinem Berufe ver- 
sichert. Er half nan ^em Bdcannten namens Geigw an einer Umonadoimaschine 
eine Schraube lUsen , wobei eine Flas(^he in Trümmer ging und den Schwan am 
Knie verlötete. Der Yersicherangsgeseltschaft gegenüber erklärte er, er sm vom 
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Daebe gestflntt and kabe siek am Blech geschnitten, dnroh welobe «nw«bre Angabe 
er eine Bntwhädignng von Fr. S81^ «rhftltliefa maebt«. Strafe: 2 Monate 6e- 
fftngnis (L'rtcil des Kriminalgerichtcs AppeDKel] :i Klmdcn vnni 14. Norembw t907). 

Nr. 31. Paul M;i s ;i Ii t i . Italiener, t:«!» \H:>,2 . lliiii(]laii}irr . pah an. ps sei 
ihm ein /io«.r('lstein ant die Hand gefallen, und er habe dabei eine (unbedeutende) 
Quetschwunde an der Unken Hand erlitten. Heilungsdauer 3—4 Tage. Nach 
einigen Tai^ hatte sieb diese Wunde anf rftteelbalte Art veracbUmmett nod ver- 
ändert. l>t r Mittelfinger wnrdc steif, die Wando heilte ecbleebt. Der behandelnde 
.Xizt behand< Ui> anch den Pietro Zaiupagna (Nr. 24) und ^gleichzeitig erfahr er von 
iall Tosini Nr 2:\) Hie Wunden wiesen denselben Charakter auf. Strafe: 
3 Monate Einsperrung (l'rteil des Ämt.sgerichtcs ülten). 

Nr. 32. Camagni An gast, Italiener, Handlanger, geb. 188S, hatte am 
18. April 1907 eine Verletsnng am linken Zeigefing» erlitten, der Wände dann 
eine Säure beigegeben und dadurch die Hcilunir vprzfiircrt Auch hatte er sich eine 
zweite Wunde beigefilrrf Strafe: 3 Wochen (iefüngnis (Urteil des Bezirksgerichtes 
Zürich vom 9. Januar lüi^}. 

Nr. 33. Jobannes Wenger behauptete, einen Unfall erlitten an haben, bei 
dem er die linke Schalter geqnetecht habe; dabei habe er anch die Lange verletst 
und müsse nun Hlut speien. Hehrere Ärzte konstatierten das Rlutspeion als 
vorhanden, konntrn ^irh aliwr über die T'rsri'lio nirht kinr werden. i'rofessnr 
Dr. Eicbhorst stellte dann fest, dass Wenger ganz gesund war und das Blut ein- 
fach ans dem ZahuHeisch heranssog. Wenger hatte an BntsdUldigung über Fr. 1200 
erhalten. Strafe: 2 Monate Einsperrnng (l^rtdl des Besirksgerichtes Schaifhansen). 

Nr. 34. Horko Johann, Lader in einer Ziegelei, brachte siih selber eine 
FingcrvcrlctzuiiLC Iji i iiinl lit ^s. nin den Unfall glaubhaft t isclit int !! zu lassen, einen 
ZiegelsteiiihaiitVii zusamnientallt ii Den Verband löste i r a)i weil die Wunde nicht 
so raseh heilen dürfe; er wolle noch einige Zeit nlall" niaehcu. Strafe: 3 Mo- 
nate Gefltngnis, Kosten, Antrag auf Aasweisnng (Urteil des Konrdctlonellen Ue- 
riditcs des Kantons Basel— Landschaft vom 23. Mai 1906). 

Die Monatsblätter für Fabrikgeset^bung und Haftpflichtwesen 
Bd. in Heft 4 8. 57 enthalten einen UrteUsanszng über folgenden Fall: 

Nr. 35. Joseph Fangasio hat zo Schaden der »Mntnellc Vaudoisc-' die 

Wunde durch Beigabe einos flfl^sigen 'iiftes verschliTiimrrt und iVw Tleilune:. die 
.')—(• Tage gedauert hätte, stark hinans<re7:oirpn i>huv ijruud hatte tr ;iuch den 
Verband, der ihn nicht hinderte und ihm auch keine Leiden verursachte, gelöst. 
Strafe: 1 Monat Korrektionshaas, Kosten and Entschädigung (Urteil dM Korrektio- 
nellen Gericktes des Saanebesirkes (Kt. Freihnrg) vom 81. Mai 1907). 

Man darf nun nicht glauben, dass diese erw&hnten 36 Fälle eine 
ersch(ypfende Aufzählung aUer Fälle seien. Das Register Hesse sich 
wohl vemehien. Bringen doch fast jeden Tag die Tageszeitungen Be- 
richte Über dieses Unwesen. Wir wollen nur iiocii vei*weisen auf einen 
Artikel im Aargauer Tagblatt vom 5. Februar 1908, wo noch eine 
Reihe weiterer Fälle festgenagelt ist, und auf die Neue Zürcher Zeitung 
vom 10. Juni 1908, erstes Abcnilblatt, wo aus dem Berichte der 
.,HRLVET1A % Schweizerische Unfall- und Haftptiichtversicherangsanstalt 
in Zürich, folgender Passus abgedruckt ist: 
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,Djc Ansprüche ond Invaliditätsentschädignngcn, selbst für die geringfügigsten 
Verletsnngen, bei denen von einer erbebliehen BeeehrSnkiittg der ArbeltefUiigkeit 

in eigentlichen Sinne des Wortes nicht gesprochen werden kann, nehmen von J:ibr 
S!U .Inhr immer mehr ühprhnnd Ihv/.n tcommen die immer hiiutigor zutntrr' treten- 
den Fälle von künstlich zugefügten Verletzungen durch Säuren, Atzstofte usw. Ini 
Arbeitern italienischer Nationalität. Um in dieser Beziehung Abhilfe za BchaflTen« 
sahen sieh die Unfallversieherangsgesensehaften veranlaast, derartige Betrilger dem 
Strafrichtrr zur .Ahnduutr zn überweisen. Auch wir niussten zu diesem Mittel 
srliri iti-ii Nai h einer KrkliiruiiL' 'K s it iliriiix licn Handelsmjnistrrs in <ici- Kammer 
hatte die „Tassu Nazionale per gli Itit riiini- die Versicherungsprämien vervier- 
fachen mfissen, am ihren Anforderungen recht werden xa Icfinnen. Das komme 
daher, dass, wie eine rorgenommene Untersnehnng ergeben habe, die Simulation 
von Verletzungen einen dttartis^en Grad von Vollkommenheit eri'eichtc. diiss die 
Arzte der Meinung seien, e«? existiere eine eigentlichp nirdizinisclic Srliuli^, um die 
Arbeiter die Verstellung zu lehren. Für die künftige Htaatliche .\rbt iterunfaUver- 
sichernng, welche non anch die Nicbtbetriebsnn fälle in die Versicherung einachlieaaen 
will, eröffnen diese Festetdlangen des italienischen Handelsministers eine bedenk- 
liche Perspektive, zumal die <rr(*sszuhl der im schweizerischen Baugewerbe be* 
schäftigten Arbeiter sich aus Italienern rekrutiert*. 

Zu verf?leichen wiur auch die Arbeit vnn Dr. Ed. Trombetta: 
Sülle iTialattie ocula^'ie siiiinl.ite A. Z. 1907 8. 81. 

Mit (Yn'Hcv Anftassnuji- i.st die „HRLVKTI.\" iiirlit allein. Sajren 

doeh die Kidj>:eiiös.si.^i lu ii Fabrikiiispektoren des 1. und III. Kj*eises in 

ihren liericliten 1904'On S und 237: 

iJ. 53; .Bedauerlicherweise; gilt es sdum jetzt in weiten Kreisen gar nicht als 
etwas Ungebflhrliches, die Unfallversicherung ein wenig an beschwinddn*. 

8. 237: yAnf der andern Seite wird die Haftpflicht recht h&nfig mlssimiidit, 

und es werden in zahlreichen Fallen Ansprüche erhoben . die oft in nichts zu- 
sammenfallen oder sich als Krankheitsfälle entpuppi n Überhaupt nimmt das 
Simulantcntuiii immer mehr zu und sehädigt das Ansahen des Gesetzes*. 

Diis sind .srhlimnie Aussielueii, und es i.st höchste Zeit, (hms man 

diese Kmukht it erkennt und iM-kampft. Wenn auch lieute ilie Italiener 

das Hauptkoutingcnt stellen, su ist damit doch nicht iresafrt, dass das 

Übel nicht aach Personen anderer Landesangehörigkeit eigit ite. 

vr. 

t'herldickt man die Arton. auf weli ln' die Ausbeutung der Haft- 
l)Hichtif4en betrieben wird, und versucht, man eine ( irniipicrunjr. so cr- 
g-ibt sich: Viele Geschädigte erschweren durch (i;:une sthadi^emle Ein- 
wirkungen die Verletzung in ihren Folgen. Andere täuschen irgendeinen 
Unfall vor und erklären eine selbst zugefügte oder auch fingierte Ver- 
letznng als dessen Resultat. Auch kommen Fälle vor, wo eine schon 
geheilte Verletsning zur Grundlage eines neuen Entscliädigungs))egehrens 
gemacht werden will. 

Das sind die Eaupttypen unbereclitigter Inanspruchnahme der 
Pflichtigen seitens ^des Berechtigten". 
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Kaut iiiaiiii, Handbuch der Untaihnedizin, III. Aufl. S. 121 unter- 

1. Kiiunlmig oder Vortäuschung des Unfalles, 

2. Selbstverletzimg und Selbstverstümmelung, 

3. Dissinmlatioii, 

4. Obertreibung, Aggravation, 

5. Simolation, 

und er definiert die Simulation (S. 181) als die Vortäuscbung von 
Krankbeiten oder krankbaften Erscbeinun^en, welche in 
Wirklicbkeit nlcbt existieren oder nicbt im Zusammenbang 
mit einem Betriebsunfälle stehen. 

Davon soll sich unterscheiden einmal die Erfindung, zu welcher 
Eanfmann (S. 121) diejenigen Fälle rechnet, in denen der Geschädigte 
zwar einen Unfall, aber keinen haftpflichtigen Unfall, erlitten hat, den 
er aber als solchen ausgibt; 

und sodann: 

die Selbstverstümmelung, welche (S. 123) diejenigen Fülle umfassen 
soll, wo der Geschädigte sich die Verletzung selber beigefügt hat oder 
sich von einem Dritten hat zufügen lassen. 

Wir halten diese Unterscheidungen für zu diffizil. Alle diese Falle 
lassen sich u. E. unter den Begriff Simulation vereinigen. Stets handelt 
es sich ja darum, eine nicht haftpflichtige Verletzung als solche auszu- 
geben, um ans der letztem fliessonde Ansprüche geltend macheu and 
realisieren zu können. Es wird aber schwer halten, eine saubere 
Trennnn«; durchzuführen; Kaufmann selber verrät dies schon in den 
von ihm versuchten Definitionen dieser drei Befrritt*' Mnn kfimmt bei 
ihrer l'rüt ung und Vergleichung dazu, dass er mit etwas andern Worten 
stets das Gleiche sagt. 

2. Für sich zu betrachten ist rlaj^cp-en rfie Aggravation. Bei 
dieser lirjrt an und für sich ein hattiitlichtiger Unfall vor, aber der 
Verletzte vcr^rrössert die Fol^ren des Leidens ilurdi HaiHllnnfren oder 
"Unterlassung (»11 oder er tiiiisdit jrrössere Unfall toi<4"L'n vor. .Vbcr nwh 
in diesen letztern Fällen wii'd man leicht den Übergang ziu' Simulation 
wieder erkennen. 

Ii Die Dissimulation ist nacli Kaiitiiiaim iS dann anzu- 

nehmen, wenn der Verletzte die Heilung voitii lischt, um das Leiden ver- 
alten zu lassen und dann eine grös.sere Entscliiidi^iin^' lieruu.s/.uhuien. 
Auch bei der Dissiinulation wird es Fälle peben, die man eliei- unter 
die Simulation rechnen iniiehte. Auf jeden Fall wird eine genaue 
Trennung gegenübei der yiniulatioji auch hier nicht möglich sein. 

ZlMBtaluncbcI. BntMhelilaiigMi. Soaderliefi x. ttJUr. BMtolia». 
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VIT. 

Der ziviirechtlieke Selints des Haitpiiielitigeii. 

Für das Gebiet der Haftpflicht und der Unfallversicherung ist 
zivilrechtlich anerkannt, dass der Pflichtige nur für den Schaden haftet« 
welcher als Vohri> einer aus einem haftpflichtigen Vorffaniu^e liei vor- 
gegangeneii Krankheit erscheint, und zwar ist dabei zu beachten, das«; 
nur der Scliaden ^gutzumachen ist, der trotz oi'dnung'so:em:lsser Heil- 
behandlung: (natürlicher Heilverlauf) ei'vvnrhst (vgl. Guy er, Die recht- 
liche Stellung des Verletzten vtc. S 2'.» ti.). 

Es ist damit mich nnork;miit. tl;iss inuii dem Stand nnsprer jetzigen 
Hattpflicht#re.s('tzp( l>uiif4" der Hattiitli( hti«ire nicht verptJichter ist, für An- 
sprüche nns siiimlidtt'ji Verletzungen und dj^l atifznkommen. 

Al)ir das ist leicht presap-t. Dem Hfiftptlirliti^-en stellt allerdings 
der Belieiungsj^rmid des Vciscliiildeiis oder doch des dolus zur Seite. 
Er kann behaupten, es lie^e Sinmlatiun, Aggravation oder Dissimulation 
v(»r ; aber damit ist für ihn iioeh nicht viel gewonnen. Er niuss be- 
weisen; und dieser Beweis ist meistens sehr schwierig. 

Der Ikiei litigte wird oft einen glaubwürdigen lieweis tur den 
Kausalzusammenhang zwischen Betrieb und Unfall und Verletzung er- 
bringen können, selbst wenn alles erfunden ist, selbst wenn er sich die 
Verletzung selber beigebracht hat. Der Fall liegt nicht immer so, dass 
der Geschädigte sich am Abend vor dem Unfall in einer Rauferei eine 
Wunde geholt hat, die er dann anderntags als Unfallverletznng be« 
zeichnet Sehr oft wird die Selbstverletzung während der Arbeit voll' 
bracht. Es lässt sich z, B. der Maurer einen schweren Stein auf die 
Ffisse fallen oder er schlägt sich auf die Finger. Der Kausalzu- 
sammenhang ist hier leicht bewiesen, und schwer, ja oft unmöglich ist 
es, di'n Gegenbeweis zu erbringiMi; er kann sehr häufig nur aus rein 
zufalligen Gründen erbracht werden. 

Ganz analog ist es für den Haftpflichtigen schwierig, dit* Aus- 
führungen d( s Geschädigten über die Hidie des Schadens zu entkräftea 
Wie lange ging es, bis die Arzte herausfanden, dass Wunden von Be- 
schädigten verätzt werden, um eine h(>here Entschädigung herauszu- 
bringen' Wollte der Haftpflichtige sich eine Beweismitglichkeit 
sichern, dann niüsste rr den Verletzten stets unter Knntrnlle halten. 
Aber dies erscheint lür ihn für viele Fälle als eiiu' l ■mnögiichkeit. 

S(» Hesse sich mich vieles anführen daniber. <lass das ErbriTHT'Mi 
eines gut«'n ( Jegenbewci.se.s für den Haftpflichtigen eine schwierige Aul- 
gabe darstellt 

Wie helfen? 
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Es muss dem Haftpflichtigen so viel wie möglich dabei geholfen 
werden, sich gegen die Geltendmachung unberechtigter Ansprüche zu 
wehren. Man darf ihn nicht damit vertrösten, dass er Zahlungen, die 
er für die Befriedigung so qualifizierter Ansprüche geleistet hat^ wieder 
znrttckfordein Icönne. Das w&re in den weitaus meisten F&Ilen ein 
mfissiges Be^nnen. 

Also mass anders geholfen werden. Und da bietet nun die Frage 
der Beweislast und die Würdigung der erbrachten Beweise die Gelegen- 
heit dazn. 

Es ist zu beachten, dass der Pflichtige nicht ohne weiteres alles 

das zu bezahlen liat, was der Berechtigte von ihm verlangt. Es wird 
nicht alles als wahr angenommen, was der Bereclitigto beliauptet. 
.Dessen prozessuale Stellung ist für das Gebiet des Haftpflichtrechtes 
allerdings erleichtert, aber nur insoweit, als er dem Pflichtigen kein 
Verschulden niehr nachzuweisen hat (sofem er niclit etwa be^sondere 
Ansprüche aus detiisnlhon herleiten möchte; v^l. Art. 6 FHG. und 
Art. 8 KHn.y Till üluit^cii ist d'w prozessuale Lage dos Vorlotztfn 
dieselbe, wie die eines andern Klägers. I'ikI daraus irf^ibl sich, dass 
er in dieser Funktion das Klagfundaniriit lierzustilleii liat. 

Einen \vt sciitliclieii Teil dieses Klugfundameiit( s })ildet der Nach- 
weis des Kausalzusammenhanges. Und wir dürfen schon sagen, dass 
<ler Klüger das Hauptgewicht hierauf zu legen hat. Zum Klagfunda- 
ment gehüll aber auch ein haftpflichtiger Vorgang, ferner ein natur- 
licher Heilverlauf und der Nachweis der Höhe des Schadens. 

AU da« hat der Kläger dem Verletzten nachzuweisen. Er trägt 
hierfür die Hauptbeweislast. Der Pflichtige braucht nur den 
Gegenbeweis zu erbringen. Durch Gegenbeweis kann er auch das Ver^ 
schulden des Verletzten nachweisen, denn bei dessen Vorliegen fehlte 
es entweder am haftpflichtigen Vorfall oder am naturliehen Heilverlauf. 

Dieser Hanptbeweis des Verletzten sollte natfirlicherweise dann 
scheitern, wenn Simulation, Aggravation oder Dissimulation vorliegt. 

Damit nun die Simulationsf&Ue entdeclct werden, ist dem Beweis- 
verfahren alle Sorgfalt zu widmen, und es wäre zu wünschen, dass 
stets, bevor die Beweise abgenommen werden, ein geiniu spezifizierter 
Beweisbeschluss gefasst würde, schon deshalb, weil der Eilass eines 
solchen Beschlusses den Richter zu einem genauen Studium der An- 
gelegenheit zwingt. 

Die Auffassung, dass das Recht der freien Beweiswürdigung im 
Gebiete des Haftpflichtrechtes den Richter von dem Kiiass eines Be- 
weislieschlnsses dis])ensjere, ist falsch und lührt zu keinen guten Re- 
sultaten. Die Uaterluiiüuug dei* Ausarbeitung eines genauen Beweis- 
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beschlosseS) wie man dies häufig trifft, ist eine der Ursaclien, dass iiier 
und da imbereclitigte Auspr&clie Befriedigung erfahren. Und die 
Kenntnis des Umstandes, dass der Richter namentlich in geringlugigen 
Fällen gerne Beweisbeschlflsse vermeidet, verleitet oft zur Erhebung 
nnberechtigter Ans|»rüche. 

Wir halten so dafür, dass eine wirlcsame Waffe gegen die Geltend- 
machnng simulierter Ansprüche in einem strengen, sorgfältigen Beweis- 
verfahren liegt, dessen Ergebnis dann dem Bichter die Beweiswürdigung 
erleichtert und es ihm ermöglicht, schlecht fundierte Klagen abzuweisen. 

Die Stellung des wirklich Berechtigten wird dadurch in keiner 
Weise beeinträchtigt. 

VIII. 

Prähibitiv-Massnahmen. 

Aber aucli einer seiir sorgfältigen zivilreclitlielien rierieiitspraxis 
^yh'i\ es allein nicht gelingen, allen Simulationstallen den Krfolg ab- 
zuschneiden. 

ICs müssen ^littcl und \Vf«re gesrliaftrn wt itlcn. die von vornherein 
auf Verliütiiii^ derartiger I'iiUe hinaiheiten und soweit niöglirli. «rleich- 
zeitig nn( h das MHterial lit tern. um die irerichtlicbe Bolnuidliiii^ s<drlier 
\ ni laUe zu erleit litern. Es iiiii>.M H Präiiiliitivniiltei ge.sehatten werden, 
.soweit sie n(»eh nicht vorliajidra sind. 

1. Mail liat vorgescidagen. deju Gesciiädigteii nicht mehr den vollen 
Lohn, sondern nur noch einen bestimmten Prozentsatz desselben zu 
vergüten. Die ArbeiterfHshaft empfindet diese Massnahme als eine un- 
berechtigte Kürzung ihrer Ansprüche, während die Anhänger dieses 
Vorschlages erklären, es bilde der Umstand, dass der Verletzte nur auf 
einen gekürzten Lohn zu rechnen habe, einen doppelten Stimulus für 
den Arbeiter: Einmal werde er bei der Arbeit vorsictitiger sein und 
sodann werde er sich bemühen, rasch wieder gesund zu werden, um 
dann den vollen Lohn wieder zu erhalten. 

Eh ist zuzugeben, dass diesem Vorschlage Richtiges innewohnt. 
Aber er hat auch sr\]\c zwei Seiten: 

Soll der Vorschlafr seifH'u Zweck erreichen, dann niuss der Lohn 
erhcblirli jrekiirzt werden. Eine Kürzung nur \mi einige Prozent hat 
keinen Wert; es mn.ss die h'eduktion eine sehr fülilbare sein. Dann 
aber werden viele Vedetztc hart getrofleii. wehhe es nidit verdienen. 
Manche Eamilie wird in iniversclnildeter Not leiden. Hnd man darf 
sagen, dijss die Melirzahl der Verletzten da runter büssen niüsste. 

1 )alirr darf keine sfai kc Kiii/ini^ eintreten. Das Eisenbalndiaftpflicht- 
gesetz kennt nun iindsat/licli keine Kiiizinig des Lohnes, auch das 
Eabrikhuttpllicblgesi'tz niclit, letzteres soweit wenigstens gering! ügigere 
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llntiiUe in Fra':;T' komineu. Militiirversiclu'runRsgest'tz besitzt alki- 
dings eim i\ui/iuii: . die uiitir Unistüiideu seUr erheblich ist, aber sie 
wurde nicht aus (irüudcu, wie die obenerwähnten statuiert, sondern 
einmal gesttitzt auf die Auffassung^, dass der Bürger dem Staate geg:en- 
fiber auch zu einem gewissen Opfer vejiyflichtet sei, und sodann gestutzt 
darauf, dass die Militarversicherung dem Staate ohnehin grosse Lasten 
auflege. 

Einzig der Entwurf zu einem BG. betreffend die staatliche Unfail- 
und Krankenversicherung sieht nebst andern auch aus diesen früher 
genannten Gründen eine Kürzung des Lohnes vor, und zwar schlug der 
bundesr&tliche Entwurf eine Quote von '60% vor, die nationaliätliche 
Kommission eine solche von 70 %. Bei näherem Zusehen bedeutet 
nam^tlich dieser letztere Prozentsatz bei schweren rnfällen auch keine 
KurzTiiip', da sclion bisher auch nach dem Eisenbahnhat'tpilichtgesetz 
ü&ltm Entschädigungen zugesprochen wurden, die 70 des Schadens 
überstiegen, wulil aber ist die Kürzung vorliandcn bei kleineren Un- 
fällen, um] h'wY mag sie den Patienten etwas antreiben, auf rasche 
Heihiiii: liinzuwirken. 

Aber diese Massnahme allein srlieinr uns das Cbel nicht •icnüg^end 
bekämpfen zu können: denn es ist nui' zu bekannt, ilass es Vci-lftzte 
gibt, denen 60 "/o ndci' 7()";ü des Jjuhnr.s uhuu Arbeit lieber sind, als 
100 *"o mit Arbeit, wuzu sie dann noch die ( "Iianre haben, eine Kapital- 
abtiadune: zu erlangen. Die Italit m i' namenllicii besitzen Kmitiiie darin, 
die Al»rei.se nach Italien vorzuschützen, um eine Abündung zu erlangen, 
und dann doch iui Lande zu bleiben, wenn ihnen dies geglückt ist (vgl. 
auch Kaufmann, Handbuch der Uufallmedizin Iii. Auü. 8. 154 u. 155). 

Es sind daher weitere Massnahmen notwendig: 

2. Sowohl die Versicherongsbedingungeu der Versicherungsgesell- 
schaften als auch das Militftrversicherungsgesetz (Art. 1) und ebenso 
der Entwurf zu einem Staatlichen Unfallversicherungsgesetze (Art. 47) 
Statttieren die Änzeigepflicht und knüpfen an die Unterlassung der 
Anzeige innerhalb einer Terwirkungsfrist bestimmte zivihrechtliche Nach- 
teile. Der alte Entwurf zum Unfallversicherungsgesetz ging in Art. 47 
noch weiter und drohte bei Unterlassung der Anzeige sogar mit ver- 
sicherungsiraUzeilicher Ahndung. 

Auf die Details können wir hier niclit eintreten, wir verwei.sen 
lediglich auf unsere Arbeit: die rechtliche Stellung des Verletzten im 
Heilverfahren unter besonderer Berücksiclttigung der Pilicht zur Duldung 
von ()i)erationen (8. 85 - 92). 

3. Weiter wird eine sehr sorgfältige Registrierung der Verletzten 
gute Wirkung haben. Dieses Register sollte öflentlich aufliegen, und 
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CS sollte gefjeii geringe (iebühr den Ptisuuuu, die ein Interesse uach- 
weiseu können, Auskunft über dessen Inhalt gegeben werden. 

4. Ebenso notwendig erseheint uns eine scharfe Kontrolle des 
Verletasten. 

Dieses Thema ist heikel. Jede Eontrolle ist unangenehm, nnd be* 
denlct man, dass in Fällen des Unglfickes die menschlichen Nerven sehr 
empfindlich sind, so wird die Kontrolle oft noch unangenehmer sein. 
Leicht ist das Misstranen geweckt. Das ist ein Grund, der gegen die 
Kontrolle spricht 

Ein zweiter liegt darin, dass eine vollständige Kontrolle unm(^- 
lieh ist. 

Aber trotzdem wird man nicht ohne Kontrolle auskommen. Weder 
die privaten Unfallversichemngsanstalten, noch der Staat nach Ein- 
führung der Militärvei-sicherung und der staatlichen Unfallvei-sicherung 
könnten ohne eine Kontrolle auskommen. Sie gehört schlechterdings in 
einen geordneten Geschäftsbetrieb. Diese Kontrolle ist nun um so not- 
wendiger geworden, narhdeni erfahrungsgemiiss die Fälle der Simulation 
etc. sich mt'lirei], diese unlautere Spekulation sich stets breiter macht 
und, wie auch di»" Kidg-enössische Militärversiclierung uns bezeugt . in 
bestimmten Ue^t luK^i regehniis.^ifi' ein «elir hoher Prozentsatz Versicherter 
sich ohne wesentliche Veranlassung^ kiaiik meldet. 

Die Privat -Versicherungsgesellsciiulten arbeiten schon lange mit 
einer Kontrolle. Diese weiter zu betreiben, ist ihr Privatnutzen. 

Mit der Einführung staatlicher Versicheiungsinstitutiüu hat auch 
der Staut ein Interesse an der richtigen Funktion dieses neuen Apparates. 

Die Eidgenössische Militärversicheruug Übt die Kontrolle in zwei- 
facher Weise aus, einmal durch die Kontrollftrzte und sodann durch 
die Rapporte der behandelnden Arzte, die mindestens jede Woche ein- 
gesandt werden müssen. Dazu kommen Vorschriften Aber disziplinarische 
Ahndung von ÜbertretungsfUllen. Diese Kontrolle scheint der Leitung 
der HilitSrversicherung zu genügen. 

Bei der staatlichen Unfall- und Krankenversicherung muss eine 
weitaus schärfere Kontrolle vorhanden sein. Hier handelt es sich nicht 
um eine feste Organisation, hier fehlt es an besonderen Verhältnissen, 
die das Ehrgefühl des Verletzten schärfen. Hier tritt jeder beliebige 
Mensch, In- oder Au.sländer, in den Kreis der Versicherten, sobald er 
eint Itf stimmte Fimktion übernimmt. Eine Aufnahmeprüfung, ein Aus- 
schluss bei ungenügender Qualifikation ist im Gegensatz zu den privaten 
üntallvei-sicherungsanstalten unmöglich. So wird die staatliche Ver- 
sicherung mit vielen Elementen zu rechnen haben, die keine empfehlens- 
werten Charaktereigenschaften besitzen. 
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tierade wegen dieser schlecht qualitizierten Eleiijeiitf, deren Zahl 
unbekannt und nicht stabil ist, muss eine Kontrolle eintreten. 

Gewiss wird es unmöglicli sein, jeden Verletzten stets zn kon- 
trollieren , aber soviel kann erreicht werden, dass jeder Verletzte die 
Kontrolle jederzeit riskieren muss, und ein guter Einflnss wird nicbt 
ausbleiben. 

Dieser Kontrolle kann nicht vorgeworfen werden, sie errege bei 
den Verletzten nur Misstrauen. Sie wird gegenteils bei richtiger Hand- 
habung ebensoviel Zntrauen schaffen. Es ist damit eine Stelle vor- 
handen, die um Rat gefragt werden und die da und dort helfend ein- 
treten kann, die daher vielfach beg^rüsst werden wird. 

So darf man von der Kontrolle nach verschiedenen Richtungen wohl- 
tuende Wirkung:en erwarten, wenn sie auch nicbt von allen Nachteilen 
befreit sein wird. 

Begreiflicherweise mus.s eine solche Kontrollstelle auch mit den 
nötigen Hefugni.ssen ausgerüstet sein. Sie muss die Verletzten „zitieren" 
können, und es muss statiiieit werden, da.ss dicsse dem Rufen Folge zu 
leisten haben, iinsnn^;t hr.stimmte wesentliclic Xarhteile eintreten. 
Auch mnss- si*' sn mit ^viiü^end Peisiiiial itiis;zerüstet werden, damit sie 
Pntieiifen, die ziitdlge ihres tjesuudlitiitszustandes nicht ausgehen können, 
besudien kuiiii. Dr. Kaufmann machte mieli darauf aufmerksam, dass 
gerade bei der umhulauteii Behandlung viele \'erschleppungen tierbi i- 
geführt werden; daher sollte in allen Füllen, welche Bettruhe foidi in. 
solche vorgeschrieben uiul der Patient hierauf strenge kontrolliert werden. 

Von der direkten Kontrolle durch die Kontrollstelle könnten öffent- 
liche Krankenanstalten frei bleiben, da hier genügend Kontrolle vor- 
handen ist. 

Big hätte eine solche Bestimmung auch den Vorteil, dass die Verletzten 
ach in vielen ^Uen leichter für die Spitalbehandlung entschliessen würden. 

Es wäre wohl mt^glich, dass von seilen der Arzte in fibertriebener 
Empfindsamkeit der Versuch gemacht würde, die Einführung einer Kovr 
trolle als ein Misstrauensvotnm gegen den Ärztestand zu betrachten. 
Das ist nicht zutreffend. Diese Institution richtet sich nicht gegen die 
Arzte und ist keine Kontrolle ihrer Tätigkeit. Bei richtiger Auffassung 
"werden die Arzte gegenteils zugeben müs.sen, dass sie in dieser Kon- 
trollstelle eine Stütze haben, die ihnen hilft, ihrer Pflicht zu genügen. 
Und es ist daher allein richtig, eine gute Harmonie des Arztestaudes 
mit dieser Kontrollstelle zu erstreben, weil si( sich dann die Arbeit 
beidseitig erleichtern. Derselben An.siiht ist Kaufmann in einer pri- 
vaten Zuschrift an mich. Auch er hall dafür, dass Arzt und Kon- 
trolleur einander in die Hände arbeiten sollten. 
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DtT buiidesrätliche Entwurf spricht nirgends von einer Kontroll- 
stelle, und es bat den Anschein, als ob die staatliche Versicherangsan- 
statt nur rein interne Arbeit besorge, dass nur dann in Funktion 
tritt, wenn bei ihr ein «Antrag" eingeht. 

Nun ist aber klar, dass eine Kontrollstelle geschalFen werden muss, 
und die vom Bundesrate zu erlassenden Verordnungen werden auch Vor* 
Schriften, die die Kontrolle betreffen, enthalten. 

Aber es ist zu wünschen, dass auf die Ausgestaltung dieser 
Kontrolle und auf die Wahl des notwendigen Personales alle 
mögliche Sorgfalt verwendet werde. 

Gegen eine so sorgfaltig konstntierte Kontrolle könnte vielleicht 
noch eingewendet werden, sie sei zu kostspielig. Abgesehen davon, 
dass diese Behauptung noch nicht belegt werden kann, ist einzuwenden, 
dass dem Unfallinstitutc durch die gute Kontrolle viele Zahlui^en von 
unberechtigten Entschädigungen erspart bleiben und zwar aus doppeltem 
CtFunde: Einmal, woil die Kontrolle viele Simulationsfälle etc. von vorn- 
herein verhütet und .sodann, weil sie viele derartige Fülle ans Tajrcs- 
licht bringen wird. Die Kontrolle vermindert aber auch die .\iizahl 
der Straffälle, und sie vermindert die Arbeit der Strat^ei ielite uiul die 
Anzahl von Gefängnisinsassen. Cberall spart die K(nitr(dle. Dazn 
kommt, dass das Interesse des Staates an der Verhütung von Straf- 
flillen w*dil grösser ist, als das, möglichst viel zu strafen. 

Daher rechtfertigt sich nicht nur die Einführung der Kontrolle, 
souderji auch deren soi^fältigstc Ausgestaltung. 

vm. 

BissipIlnaivMassregelii. 

Die Versicherung durch die privaten Versicherungsanstalten kennt 
keine Disziplinarmassregeln und kann keine kennen, weil es an einem 
Verhältnis zwischen Versicherer und Versichertem fehlt, das solche er- 
laubte. Aus demselben Grunde kennen weder das FHG. noch das EUG. 
derartige Normen. 

Anders bei der Militärversicherung. Diese behält sich in Art 12 
die disziplinarische Bestrafung nach den besoudern hiefOr aufge- 
stellten Normen^) vor, und es berichtete mir die Leitung der Militär- 
versicherung, dass bis anhin die disziplinarische Bestrafung die Kegel 

>) Zu vgl.: i>as Buniti'SgosctK über die Strafrechtspüegc für die Eidgen. Trappen 
vom 27. Äugost 18öl , und dazu das Bandesgesete betr. die Erg&nsang d«« Bnadef* 
gesetses vom 27. Aagast 1851 (vom 2H. Juni 1904) , wcldiea ErgUnningsgesets eine 
Milderung der Bestraltang znlisst, wenn das Vergehen im luRtraktionedienste ge> 
scheben ist 
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ohne Ausnahme war. Trotz vii ler schweren Vergehen habe uiau doch 
stets versucht, damit auszukoiumen. 

Auch die staatliche Unfall- und Krankeuversicbemog wird voraus- 
sichtlich nidit ohne DisziplinarTorschriften auskommen. Sie werden 
schon notwendig sein, um die Kontrolle wirksam zu gestalten. Die dis- 
ziplinanscben Vorschrilten werden besonders der Kontrolle von grossem 
Nutzen sein. 

Als Disziplinarstrafen werden vorgesehen werden müssen: Mahnung, 
einmalige und wiederholte, und Busse bis zu einem kleinen Betrag 
(Maximum vielleicht Fr. 15—20). Auch wäre zu statuieren» dass diese 
Busse im Falle der Nichtbezahlung in Gef&ugnis umzuwandeln ist (etwa 
analog Art. 8 des BG. betr. das Bundesstrafrecht, wo Fr. 5 pro Ta^ 
angerechnet werden). 

IX. 

T^T strafireehtllolie Seliittz. 

Die besten Prähibitivmassregelu werden nicht im Stande .^ein, alle 
^Ule von Simulation etc. zu verhindern. Es wird stets Personen geben, 
denen es gelingt, ganz unberechtigte Anspräche zu realisieren. 

Die zivilrechtUche Rückfordemngsklage ist auch vielfach praktisch 
wertlos. 

Hier ist der Platz für strafrechtliche Normen. 

Die Geltendmachung von Ansprüchen ans Simulation, Aggravation 
und Dissimulation qualifiziert sich rechtlich als Betrug resp. wenn er 
noch nicht vollendet ist, als Betrugs versuch. Denn der Simulant er- 
regt, um sich zum Schaden des Haftpflichtigen einen Vorteil zu ver- 
schaffen, in diesem einen Irrtum, indem er wi.ssentlich wahre Tatsachen 
entstellt oder unterdrückt, oder falsche Tat.sachen als wahr darstellt. 
Ganz dasselbe tritt't zu auf denjenigen, der sich eine Aggravation oder 
Dissimulation zn Schnldon kommen lässt. 

Dieses Yergelieu des Betruges oder Betrugsversuches ist zu ahnden 
und zu bestrafen. 

Das Fabrik- irnl daü Eiseubaimhat'tpÜichtgejietz kennen koiue ein- 
schlagige Bestiiimiuiig. 

Das BG. betrettend die MilitäiTersichernng .sagt in Art. 12 Abs. 1: 

,W( IUI I in Vi T^idit if( r wider hessprfs Wissrti i ntwt ili r eine ^ur nicht oder 
nicht mehr bcbteliendc Knmkheit vorsthtiizt odt-i «lurili fiiion rnfall einen bleiben- 
den Nachteil erlitten zu haben behauptet, welcher gut Dicht oder in erheblich ge- 
ringerem ICaase vorhanden ist oder doreh den behaupteten Unfall verai^ 
sacht wnrde, so wird er, gleichviel ob er durch wiMentlich falsches Yorbringen 
Leistungen der UUitftrrersichemng wwirlct oder nur sn erwirken venmcht hat» 
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wegen Betrags oder Betrngsvorsacbs dem ätrafrtebter') ttberwieien. 1d leichtern 
F&Uen findet disstpUnarisclte Be»tr»fiiDg statt*. 

Die gleiche Androhung wird in Art. 13 gemacht für den Fall, dass 
der Versicherte sdion zu Beginn der Versicherungsdaner krank war, 
femer für den Fall, dass der Unfall schon vor Beginn der Versiebe* 
rungsdauer statt^efiiiulen hat, udtT dass der ITnfulI srlion entsdlädigt 
ist, oder dass fiiic Leisttmjr fÜT" « iiKii überliauj)! niclit versicherungs- 
pflichtigen Unfall begehrt wurde und der Versicherte dies arglistig ver> 
schweigt (Art. 14). 

Der Entwurf zw ein^ni RG. betretfend die staatlidic Unfallver- 
sielierniig bestimmt in Ait ()'.) in der Fassung, wie sie die nationahrät- 
liche Kommission loresebatien hat: 

.Wfr auf li(trn«;f'rifrhf Wf-i^p nirht irfSchuldetL' bcistunirf'n zu erlangen sacht 
otlor dazu iKhiltlidi ist, wird dfiu kaiituiialon .Strafrichtcr überwitsi n*. 

Die [Jntersiirliimg fübi*t die kjiTitoiuile Untersucbun{r<b''li"Kle, und 
das Urteil wird vom kantonalen Strulricbter {refallt. Ijitschridend für 
das Voiiit'gvn cwvi stralVcclitliilu'ii Handlunjr ist das kaiitimalc Straf- 
recht, solan^re wir nueii kein Eidgenössistlus .strat recht besitzen. 

Die Vergehen sind für die Kegel als einfache Betrugstalle anzu- 
sehen, sofern nicht noch Handlungen vorliegen, welche die.selbeu zu 
ansgezeichnetem Betrüge stempeln (z. B. Fülschnng von Urkunden). 
Fraglich kann auch sein, ob die Beamten der Versicherung und damit 
auch diejenigen der Kontrollstelle als öifentliche Beamte anzusehen sind, 
deren Hintei*gehung als Ersehwernng^ioind angesehen wird. Wir he- 
jähen diese Frage, ohne uns hier auf eine Begründung einlassen zu 
können. 

Der Entwurf zu einem Eidgenössischen Strafgesetzbuch vom Juni 
1903 kennt folgende allgemeine Normen: 

Art. 80. 

§ 1. W'vr in drr Absicht. öi< Ii "i!or cini-ii aiiilrTn iinnM-btninssiu- z» lit r* i' lirrn. 
ji'mandf'ti durch fUls^'bliche» VrirspieKfln oder durch l'ritordrnckoii vnn 'l"at«acht.'U 
argli.siig /.a einem Verbalt«n bestimmt, durch welches der Irrende sich selbst oder 
einen Dritten am Venndgen scblldigt, wird mit Geningnls oder mit Zucbtbaas bis 
m fünf .1 .ihren bestraft. 

§ 2. in-r ncir flir* r winl mit 7ih !ith;iiis Iiis zu zehn .ialiren iwetraft: 
wenn er den Hetrug girweri)sniassij{ betreibt; 

wenn znr Zeit, als er sieh des Betrages achuldig machte, nuch nicht drei Jahre 
ahgdanfen waren, seit er wegen Betrages, Hehlerei, Erpressung oder Wuchers eiao 

Freiheit.'^stratV - r standen hatte, oder noch nicht fQnf Jahre, seit er eine Znchthaas« 

strafe wejfi-u Betruges erstanden hatte. 

Nach den mitgeteilten Urteilen Nr. 35 bewegen sich die aus- 
') NatQrlicb dem Militärstraf richtet. 
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gesprochenen Straleu zwischcu dni Wochen (Jelangnis tirul neun Mo- 
naten Arbeitshaus. Entscheidend fiii* das Mass der Strafe war das Ver- 
halten des Aiip:eklagten und die HöJie des Scliadens. Milde sc heinen zu 
urteilen die (i ( richte der Kantone Züricli, Tliurgan nnd besonders Schaff- 
hausen, scliärfer die übrigen Kantone. Wir mücliren das Beispitd der 
letzteren Kantone empfehlen. Mit milden Straten richtet mau für die 
Regel nichts aus. Es ist der Betnig in Vei*sicherungsiiueheii als ein 
Vergehen anzusehen, dass meistens auf sehr schlechte Charaktereigen- 
schaften (ArbeitsscheOf Gewissenlosigkeit etc.) schliessen lässt, und solche 
Menschen bessert man nicht durch Nachsehen, sondern slleui mit strengen 
Strafen. 

Von der gleichen Auffassung dieses Verbrechens im allgemeinen 
geht auch der Verfasser des Entwurfes zu einem Eidgenössischen Straf- 
gesetzbuche aus. Ptof. Stoos sagt mit Recht in den Motiven zum Vor- 
entworf S. 169: 

.Der Betrüger betfttigt stete eine gemeine and feige OeBinnung,' er redmel; 
uf du Tertraaen einer Person . um sie zu verleiten, in einem Irrtum, d«i er 

liervorgcrtiffn nu<\ br^riinsiigt hat, eine Virfdi^nng über Vtrmöfrrn zn treffen, 
welche ihr oder einem 15t'tiili)j;tcii zu Schaden, ilmi uder aiulerii zu Nutzen gereicht*. 

Solche Verpfchen sind strenge zn besti:»tVi(. Daiier wollte Stoos 
auch den .aiit besonders freche Art*" Imfran^rncii lictnitr als ansge- 
zt'irbiH rt n ))e.str;ifeii. welchem Vorschlage der neuere Vurentwurf aller- 
üiu^^N iiiciit pHtolgt ist. 

Zu beachten ist auch der Vorschlag von Prof. Dr. Stoos in den er- 
wähnten Motiven S. 168, das Vergehen des Betruges nicht erst 
dann als vollendet zu betrachten, wenn die Bereicherung divs Be- 
tiiigers eingetreten sei, sondern schon dann, wenn die Täuschung 
komplett ist. Stoos will also den Betrüger so bald wie müglicb die 
volle Strafe fühlen lassen. Diese Auffassung kam in seinem I. Vorent- 
wurfe (Art. 79) sehr gut zum Ausdruck» weniger klar ist der Art. 89 
des Vorentwuifes vom Juni 1903, dessen Wortlaut wir früher ange- 
geben haben. 

Dass auch der Betrugs versuch bestraft wird, ist unzweifelhaft 
und durch einige der mitgeteilten Urteile belegt. Mit Recht lassen sich 
im Strafmass keine grossen DüTerenzen gegenüber den Strafen bei voll* 
endetem Betrüge konstatieren. 

2. Zu bestrafen ist aber nicht nur der Betrüger selber, sondern 
auch seine Helfershelfer. Schon wiederholt liess sich in der Praxis 
mit Leichtigkeit konstatieren, dass von einem und demselben Versicherten 
aus der Anstoss zu einer ganzen Beihe von Betrugsf&llen gegeben wurde. 
Das wurde am besten daraus erkennbar, dass eine Anzahl Versicherte, 
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welche am gleicbea Orte arbeiteten oder logierten, ungeföhr die gleichen 
Verietzangen aufwiesen. 

Solche Helfershelfer sind mitzubestralen und zwar ihrem Anteile 
am Vergehen entsprechend. Das Militärversichemngsgesetz behalt sich 
in Art. 17 am Ende vor, Personen, die über die Verhältnisse des Ver- 
sicherten usw. wissentlich unwalire Angaben machen, strafrechtlich zu 
verfolgen. Der Kreis der strafbaren Drittpersonen ist hier < t\\ ;is ^ge 
gezogen. Besser bedroht der Entwurf zu einem Unfullversicin i nngs- 
gesctz in dem erwähnten Art. 69 jeden, der dein Betrüger ..beUülflich'^ 
ist, mit der st ra flechtlichen Verfolgun}?. Viu\ zu diesen Personen ist 
nicht nur der „Ueliilfe" zu rechnen, sondern auch der Anstirter. iilui- 
haupt jeder, dfr bei Scliattiin^ des* strafbjn-pn Tatbestandes niitg-rw irkt 
hat, aber auch jener, der in Kenntnis der \ erhältnis.se den erruiif^enen 
Betriip^erlohn p:anz oder teilweise in Kiiiiit;iii^ nimmt. Dies ist sehr not- 
weiidip:, denn die Verbindung von Reti-iii^i r inul HeliU r ist eine sehr eng:e. 

Nur wenn alle diese l'nsoncii stieii^a- gelasst und bestraft werden, 
ist eine Besserung der Vt rhiiltnisse zu erwarten. 

Bt^iciflicherweise j;eht Jeder wegen »Simulation, Aggravation oder 

DissiniulaTion Bestrafte auch seinei- zivilrechtlichen Ansprüche an die 

Versicherungsanstalt verlustig. Art. 68 des bundesrätlichen Entwurfes 

zum Unfallversicherungsgesetze sagt denn auch: 

.Hat sieb der Verletste den Unfall vorsStslicb durch dn Vergehen oder auf 
arglifltige Weise jsagesogen» so bannen er nnd seine Hinterlasssnen mit Besag anf 
diesen Unfall des Anspmcbcs aof die Versicbernngsteistangen verlustig erbliri 
werden 

Dasselbe giir mit Bezug aul oine Rente lür ilie Hinieriasbeni» «;ine.s Ver- 
letzten) welcher den Unfall vors&tzlidi, darch ein Vergehen auf arglistige Welse 
oder durch grobe Fahrlftssigbeit vemrssebt bat". 

Diese Norm lässt allerdings an Deutlichkeit zu wünschen übrig. 
Soll der Verletzte nur dann seiner Ansprüche verlustig erklärt werden 
, können**, wenn er das Unfallereignis vorsätzlich herbeigeführt hat, 
nicht aber auch dann, wenn er während des Heilverfahrens die Ver- 
letzung verschlimmert (Fall der Aggravation)? Bei Piüfung des Art 68 
könnte man darauf verfallen. Und d(H ]i spricht kein Grund dafür, 
diesen Betrüger von den zivilrechtlichen Nachteilen zu verschonen. 
Soli diese Norm daher keine Zwe-ifel schatten, so sollte sie entweder, 
weil selbstverständlich, gestrichen, oder dann ergänzt werden dahin, 
dass auch arglistige oder grobfahrlässige J^ingrifte des Verletzten oder 
der üintcrlasscnen während des Heilverfahrens einbezogen werden. 
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Gefehren des Beiriebsinhabm aus der nicht reelrtzeHigeii 
Schliessung bzw. Auflösung der Betriebsicranicenkasse. 

Von Dr. Benno Hilse, Krcisgerichtmt in Berlin. 

Xeuording:s ist wiedorliolf die Wahrnehmung: jremacht worden, dass 
Betriehsarbeiter, welche als Mitgflieder einer einjreseliripl)enen Hilfskasse 
antreh orten, von ihrem Hechte auf Befr^ung' von der Pflichtkrankenliasse 
(§ 75 KrankV( J.) bei Aufnahme ihrer versirherunpspflichtigen Beschäf- 
tigung (Jibrauch machten, alu r behufs Entlastimp: der Hiltskasse in dem 
Zeitpunkte ihren f'liertrin zu der letzteren anmeldeten, wenn Anzeichen 
einer, soi rs Iniit^wieiifim inul knstspieligni Krnnklieit. sei es didlicnder 
Erwerbslosigkeit sieb bt'iiif i kl);ir machten. Dass durch einen derart sich 
ausbildenden Hraucii liic IMlicbtk i- i- .stark belnstet. ja sogar in ihrer 
licistuii^sfüliigkeit geiabidct wei-dcii kann, steht aussei- aller Frage. 
J)eslialb ist es dm Kassen vorstiiiidt-ii uii lit zu verdcnkt^i. wenn sie hier- 
gegen Stelluiii:- uelniieu und die .Mittel aufsuchen, wie sie auf gesetz- 
mässigem Wege den gegen sie gerichteten Angritl' wirksam zurück- 
schliigen können. Die Inhaber von Betrieben, für welche, sei es wegen 
der Anzahl ihrer Betriebsarbeiter (§ 60 Krank VG.), sei es wegen der 
besonderen Krankheitsgefahr 61 KrankVG.) eine eigene Betriebs" 
krankenkasse zn errichten war, haben hierzu mnsomehr Veranlassung, 
als ihnen 64 Ziff. 3 KrankVG.) die Rechnnngs- und KassenfDhmng 
unter eigener Verantwortlichkeit und auf ihre Kosten obliegt, sie auch 
bei einem Missverhaltnisse der Einnahmen zn den Ausgaben (§ 65 Abs. 2 
KrankVG.) die zur Deckung der gesetzlichen Mindestleistungen erforder- 
lichen ZuschöKse aus eigenen Mitteln leisten müssen. Der nächstliegende 
Versuch, durch sinnentsprechende Anwendung der Rechtsregeln, wonach 
(l5 4 Abs. 3 KrankVG.) die zum Heitritt sich Meldenden einer ärztlichen 
Untersuchung unterzogen werden bzw. (j? 20 Abs. 3 KrankVG.) die Unter- 
stützungsanspriiche erat nach Ablauf einer KareuTizeif beginnen sollen, 
die Aufnahme abzulehnen, musste sich als erft)lglos herausstellen, weil 
die Mitgliedschaft bei der PtUchtkasse — UVG. 1. Dezember 1904 ^E. 46, 
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363) - kraft des Gesetzes (§ 19 Abs. 4, $ 63 EraakVG.) dorch die blosse 
Tatsache des Verrichtens von Lohnarbeit entsteht» anch CTG. 6. Ok- 
tober 1902 (K 42, 303) ~ von selbst eintritt^ sobald nnr diese Vorans- 
setzangen erfüllt sind, weshalb der übertritt der Mitglieder der Hilfs^ 
kssse in die Pflichtkassf — OVO. 19. Febniar 1906 (E. 49, 327) — den- 
selben überhaupt, insondrrheit selbst bei Vorliegen von Kraiikheitser- 
scheinnngeii - OVG. 9. Januar 1902 (K 41, 352) — nicht versagt 
werden darf. Hiervon, als von einem untrüglichen Vordersatze aus- 
gehend, rauss in logischer Gedarikenfolge aber die Rechtsüberzeugung 
ge\vf>nnen werden, das.s der formgerecht erklärte Verzicht auf die bis- 
laiiji" jitMiosNonf Befreiung von der Zn<rf'Iiön<iK'("it zur Pflirlitkasse :uis- 
reiclit, um den f ltcitritt aus der Hillskasst' zu dicsi-r icchtlich zu he- 
wirken. ohne dass es erst dessen (ieneliniigung seitens des Kassi iivor- 
standes bedarf, wninit von dem gleichen Zeitpunkte an der .Zuspruch 
auf die gesetzlichen Leistungen (i;^ (i. 7, 20, 21 K'ruukV(i.i (iir den ( ber- 
tretenden bzw. dessen FaTiiiiieii^liedei- im Falle der Erkiankmig ent- 
steht, ferner die Betiiyiiis 27. 61 KrankVG.) auf Erwerb der trei- 
willi^cti nach Beendii^uiijj; der pfiichtniässigen Mitgliedseliaft, ohne Uu«s.s 
für s(dche das Erfordernis einer längeren Kassenzugehörigkeit — Bad. 
VG. 8. Oktober 1907 (I. u. A. V. 18, 94 ) — statutarisch aufgestellt werden 
darf, endlich das Recht auf die gesetzlichen Mindestleistungen (§ 28 
KrankVG.) bei eingetretener Erwerblosigkeit Durch die gerichtliche 
Spruchflbung ist freilich (Mot z. G. vom 10. April 1892 S. 51) ausser 
Zweifel gestellt, dass einem infolge Erwerblosigkeit ausgeschiedenen 
Mitgllede ein Unterstützungsanspruch zwar nur in Fällen, welche 
s^testens binnen 3 Wochen nach dem Ausscheiden eintreten, dann aber 
auch im vollen Umfange der gesetzlichen Mindestleistung gewährt werden 
soll, sofern es nur 8 Wochen lang Mitglied irgendeiner, gleichviel 
welcher, Kasseneinrichtung gewesen ist; allein seit Verlängeiung der 
Unterstützungsdauer im 6 KrankVG. von 13 auf 2G Wochen dorch 
G. vom 25. Mai 1903 ist strittig geworden, ob dadurch auch der Anspinch 
des erwerblosen Kassenmitgliedes getrotlen werden sollte, .\nerkanut 
ist ferner, dass liieibei bloss — IJad V(il. 27. November 1906 (I. u. 
A. V. 1-^. 102) — Personen in das Auge gefasst sind, die yanz oder vor- 
wiegend auf den Verdienst von Tiohnarbeit angewiesen sind, bei denen 
die vei'sichernii^isptliciitige Besel);ilti;j,iiiig sich also als die Hauptgiuud- 
bige ilirer wirtschaftlichen Existenz dai-stellt, wälirend Erwerblosigkeit 
im .Sinne des § 28 KrankVG. — preuss. OVG. lü. Dezember liiül 
(E. 40. 343) - durch vergeblichen Versuch zu arbeiten, nicht beendet 
wird Dies führte dahin, dass die gerichtliche Sju-uchübung die Erwerb- 
losenunterstützung auch in Fällen zubilligte, wo während eines ausge- 
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biochenen Arbeitskampfes die Ausstandigen solche begehrten, indem sie auf 
Krankheitserscheinungen sich stützten, welche zwar schon längere Zeit Tor> 
banden waren, die sie aber ihrer Geringfügigkeit und ihres -schwachen 
JSinflusses auf die Erwerbsfahigkeit wegen früher nicht beachtet hatten. 
In welchem erheblichem Umfange gerade die Betriebsinhaber hierdurch 
vermögensrechtlich geschädigt werden können, erheUt ans deren gesetz- 
lichen Pflicht (§§ 62, 68 ErankVG.), für jede in ihrem Betriebe be- 
schäftigte, dem Versicherungszwange unterlie^^ende Person Beiträge bis 
zu Ö ^lit ik's verdienten Lohnes uns eifirenen Mitteln zu entrichten, wenn 
wegen fehlender Leistimg-stahijrkeit der Betriebskrankenkasse deren Ver- 
waltung durch die Aufsichtsbehörde 67 KrankV(i.) übernommen, bzw. 
solche (§ 68 KrankVdl.) geschlossen werden muss, w.ährend sie unter 
diesen Voraussetzungen auch die Aussicht verlieren, die von ihnen bis- 
her geleisteten Vorschüsse zurückerstattet zu erlialten. Für sie erscheint 
es sonach d(ip])(lt {.oltoten, sicli keine Blossen zu gehen, vieiraehr den 
sie bedruiietidoi (n tiihren dunli striktes Festhalten an den gesi-tzlichen 
Voi*sichtsraassi(firl!i \ (n/nhcufii'H. Sie haben daher zunächst die Be- 
stünde der BeüiL'bskranki'iikas.se vnn dem Vennögen des jjetriebes selbst 
stets streng getrennt zu verwahren, weil Verweiidiuigeu von Kusseu- 
geldern in den Nutzen der Betriebsunternehmer einmal 42 Abs. 2 
KraiikV(i.) mit 8 bis 20 v. Ii. zu verzinsen sind, sodann den Tatbest^ind 
der Untreae (§ 266 StüB.) erfüllen, also Straffolgen uacli sich ziehen 
keimen. Dies geschieht auffailenderweise nicht immer, vielmehr ■ sbid 
Fälle festgestellt^ in denen bei ansgebrodienem Konkurse des Betriebs- 
Inhabers das Kassenvermögen in die Ronkursmasse hineingezogen wurde, 
obschon die Eröffnung des Konkurses über das Vermögen desselben — 
Brlass des Handelsministers vom 7. März 1904 — keinen Einfluss auf 
den Bestand der Kasse ausübt. Allerdings besteht dann ein Anspruch 
auf Aussonderung (§ 4B KonkO.) des dem Gemeinschuldner nicht ge- 
hörigen Betrages; allem das Geltendmachen desselben liegt einmal dem 
Kassenvorstande ob, sodann ist solches zeitlich beschränkt, indem es 
vor Aufstellen des Vei teilnngsplanes und Au&scliütten der Masse erfolgt 
sein nuiss, um rechtliche Wirkung äussern zu können. Wurde dies ver- 
absäumt, dann haftet der Kechnungsführer neben dem Betriebsinhaber 
vennogen.s- und strafrechtlich; auch kann daraus ein Grund zur Schliessung 
der Betrieliskraukeuknsse (i; 68 Zitl". 8 KrankV(J.) entnommen werden, 
in welchem Vi\\k- gleielizeitig die erhöhte Beitiagsptlic lit des i? 62 
KrankVCJ. auferlegt und die Eiriclitun^ liuei- neuen 1 •ttiicltskranken- 
kasse verssigt werden darf sowie die Verbindliclikeit eintritt, die zur 
Deckung der beicit.^ tiit.^tundenen Unterstützungsansprüclie niclit vor- 
liandenen Mmei vorher aufzubringen, d. h. die fehlenden Betrage aus 
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eigenem Vermögen beizustcnern. Diese Verbindlichkeit trifft gleich- 
mä£sig die Mit^^lieder des Vorstandes, wenn der Betrieb, mit welchem 
die BetriclislvTankenkasse verbunden war, eine Aktien}?esellschaft ist, 
weil (1? 241 H(iiB.) sie bei ihrer Gescliäftsfühnmg die Sorgfalt eines 
ordentlichen (leschäftsmamies anzuwenden haben und gleich den Mitgliedern 
des Aufsichtsrates (i; 249 HGB. ) der Gesellschaft für den durch Verletzung: 
ihrer Obliegenheiten entstandenen Schaden solidarisch haften. Wird 
(h'V Betrieb, für welchen die Betriebskrankpiikassc errichtet ist. zeit- 
weilig eingestellt oder dureli Kntl;<<;<;iniu' xon Betrieksgehilteii (lauernd 
und nicht bloss durch die Art des Beti'iebes bedingt und periodi.sch 
wiederkehrend cinguschräukt. so kann fij 67 l\rankV(i.) die Verwaituug 
der Betriebskasse von der Aulsichtsbcliördc übernonimeu werden, welche 
dazu allerdings nur — OVG. 16. J^oveinher lüOö (R. 48, 346) — vi r- 
stattet ist, wenn der Vorstand die gesetzlirlnn oder statutarischen Ver- 
pflichtungen nicht erfüllt oder verweigert, aber dauu auch alle die 
Krankenkassen betreffenden gesetzlichen Vorschriften — OVG. 7. Januar 
1907 (E. 60, 402) gewissaihaft erfüllen soll. Demgemüss hat die- 
selbe die Anspräche der zeitigen, sowohl versicherungspflichtigen wie 
freiwilligen Kassenmitglieder in gleichem Umfange zn befriedigen, als 
wenn die Verwaltung von dem Vorstande selbst ansgettbt wflrde, und 
iinbekfimmert darum, ob die dazu erforderliehen Geldmittel zur Ver^ 
fflgung stehen oder erst zu beschaffen bzw. zu erganzen sind, da ja der 
Betriebsmhaber bzw. der Rechnungsführer fOr solche endgültig einsteben 
muss, auch bei der Wiederaufnahme des Betriebes in der früheren Weise 
die Kassenverwaltung von selbst wieder (KommBer. 84) auf den Be- 
ti'iebsnntemehmer übergeht. Will letzterer sich dagegen verwahren, bei 
Aufbesserung seiner VermogensverhHltni.ssc die seitens der Aufsichtsbe- 
hörde eingegangenen Verpflichtungen einlösen zu sollen, so stehen ihm 
nur 3 Wege ofl'en, nämlich die Klage gegen die Verfügung, welche die 
f'bernahnie anordnet — OVG. 7. Januar 1907 (E. 50, 402) mit § 45 
Abs. 6 KrankV(J. und KomraBer. z (J. vom 2.5. Mai H)03 S. 40, 41 — 
oder der Antrag auf Auflösung hzw auf Schlie.s.sung der Betriebskasse 
(§68 KrankV(.i.). Die ;\ ntl-.siui^' hat der Betriebsnnteniehmer mit Zu- 
stimmung der ( leneralveisannulung der Kassi iniiii^lirdiT zu beantragen, 
während dieselbe ebenso wie die Schliessung durch die liöhei'e Ver- 
w altnii;^slM liorde erfolgt, gegen deren Bescheid Beschwerde an die vor- 
gesetzte Behörde innerhall.» zweier Wochen zugelassen ist. r>ieses gilt 
gleiehmä.ssig für l'reussen fAusf.-Anw. Zitt". 48 vom 10. Juli 1892), 
Bayern (V. vom 8. Juni 18<J2 ijj^ 3, 5, Min.-Bek. Ziff. 44 vom 15. Ok- 
tober 1892), Sachsen (V. vom 28. September 1883 1), Württembergs 
(V. vom 2: November 1892 68, 71), Baden (V. vom 3. September 1892 
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§ 61), Hessen (Ausf.-Anw. Ziff. 41, 44 voni ö. November 1892), ist miir 
hin hier allmrts seitens der Betriebginhaber bzw. der solche vertreten- 
den Personen zo beachten. Erfahrnngsgemäss pflegt seitens dieser aber 
in nicht seltenen Fällen von der rechtsirrigen Annahme ausgegangen zn 
werden, es liüre mit Übernahme der Verwaltung durch die Aufsichtsbe- 
hörde die Betriebskasse von selbst auf fortzubestchon. und schieden deren 
^fitglieder kraft Gesetzes aus, weil die versicherungspflichtige Be- 
schäftipunp wegen Einstellens bzw» Einsclirärikenf! des Betrifln s nicht 
mehr bestelle. Richtig ist zwar, dass die pflichtinil-^sige Mitgliedschaft 
(s? 64 KrankVCi.) dfiniit erlischt: allein der Betriebskasse gegenüber nur, 
wenn die Abmeldung 49. 51 Krank VG.) form- und fristgerecht er- 
folutc. Auch besteht die frciwilli'ip Fortsetzung derselben (ij 27 
KrankV(J.). sowie der Ansprueli auf l iiterstritznug wahrend der Er- 
werblosigkeit [>; 2S kiaiikV(J ; noih in gieiclieiii Cmfange wie bislier, 
zu recht. An diese Persniiri) sind jedoeh die Vi rluiidliciikeiten der Betriebs- 
kasse weitei- zueiliilleii. s(»l;ni^e nielil dit^ Ansiirüche infolge Nichtzahlung 
der Ka.Nseiil»eitrjige bzw. Zeitablantes untergingen. Weil gerade wegen 
der Einstellung bzw. Einschriüikuiig der Betriebstätigkeit die Betriebs- 
arbeiter in grösserer Anzahl erwerblos werden, mithin für diese der 
Wunsch eher hervortritt, durch Bezog der Krankenunterstützung einen 
wenigstens teilweisen Ersatz des ausfallenden Arbeitsverdienstes sich 
zu verschaffen, liegt es in dem wohlverstandenen Interesse des Betriebs- 
untemehmers bzw. des Rechnungsführers der Betriebskasse, den Antrag 
auf Auflösung bzw. Schliessung oder doch auf Obemahme der Ver- 
waltung der letzteren durch die Aufsichtsbehörde nicht hinauszuschieben, 
vielmehr unverzüglich an zuständiger Stelle zu erheben, sobald die Vor- 
aussetzungen zum Eintritte einer dieser Massnahmen vorliegen. 
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Zur Haftpflicht der AirtomobilhaHer. 

Von Pnfesaor Dr. Karl Hitse, StrMseabahoqrndikoB a. D. in Berlin. 



Bei dem heutigen Stando der Oeset^sgebung und der Recht«prechungr 
in Deutschland kann ps keinem Bedenken mehr unterliegen, dass die 
Strjissenhahnen oline rnft^rseliied, oh sie durcli elementare oder durch 
tierische Kratt betnebeii werden, als Kisenbahnen iui kSinne des Haft- 
plliclit<?esetzes vom 7. Juni 1871 autzuta.si^pn und zu behandeln sind. 
Deni<renulis8 ist deren Pflicht zur Abfindung des Schadens aus einem 
Betriebsunfälle zweifellos, welcher zu einer Tötung oder Körperverletzung 
geführt hat. Die (jeschädigten brauchen nur nachzuweisen, dass die 
Tötung oder Körperverletzung (also das schiidenbringende Ereignis) beim 
Strassenbahnbetriebe entstanden ist, um die giundsatzliche Feststellung 
des Bahnbetriebsunteniehmers zu erreichen, wofern diesem nidit etwa 
der Gegenbeweis g^Iingt^ dass der Vorfall durch eigene Verschnldung des 
Veninglflekten oder durch höhere Gewalt herbeigeführt ist Es genügte 
also, im Wege der Rechtsaaslegung die Strassenbahnen den Eisenbahnen 
unterzuordnen. Ein im Jahre 1888 unternommener Versuch von selten 
der Strassenbahnen, diese Rechtsauslegu^ zu bek&mpfen und für die 
Strassenbahnen Befreiung von der Haftpflicht der Eisenbahnen zu er- 
langen, missglückte. Seine Wiederholung würde einen gleichen Miss- 
erfolg haben, da inzwischen durch Einf(i. z. BCJB. Art. 42 die bisheri^^e 
Reclitsauslegung eine gesetzliche Bestätigung gefunden hat und deshalb 
über jeden Zweifel feststeht, dass die Strassenbahnbetriebsunlalle nach 
Gesetz vom 7. Juni 1871 J^i; 3. abzufinden sind. Denn bei Erla^ss 
des Art. 42 hatte die Vorstellunt; der Strassenbahnunternehmer dem 
Keichsüigc vorgelegen, welcher somit dnreh die Annalime des .Art. 42 
über den bei ihm anfrebraelit<'ii Altanderungsantr-ig hinwe^<;e^an^-en ist. 

Bei diesem Kethtsstaiidpunkfe haben die Strassenliahnen tiir die Ver- 
niiij^t'usnachteile von Personen einzutreten, weh lie unter M itwiiknng des 
Bahnbetriebes durch (hts sehiidisjcnde Ereignis verui-sachr wurden, obschon 
sie überwiegend auldie Vi i M liakUin;: eines I)rittenzuriit:kii;uführensind. So 
int es bereits wiederholt zur grundsüLzliclien Feststellung der Haftpflicht in 
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Fällen gckomnif ii, in denen Insasson oinos Fahrzeufros l)ei cinein von deren 
Führer sdnildhaft verursachten Zusammenstoss mit einem Strassenltahn- 
zuge verunglückt waren. Es mussten z. B. die Tonfälle von Postschaftnern 
abjrefnnden werden, div als Insassen eines Postpaket wagens venmelüc-kt 
waren, dessen Postillon leichtfertig nocl» so kurz vor einem Baiinzii<jre 
das Gleis kreuzte, dass ein Zusammcnstoss beider Fahrzeuge unvermeid- 
lich war. In einem anderen Fall» hatte ein früherer Strassenbahnfahrer 
im Dienste eines Omnibusbetriebes vorsätzlich dem Bahnbetriebe durch 
Kreuzen seiner Gleise ein Fahrhindernis bereitet, in dessen Verfolg ein 
Omnibnsfahrgast von der Hinterplattfonii herabgefoHen war und, schwere 
Verletzungen davongetragen hatte. Die Unternehmer des beteiligten 
Fahrbetriebes gingen frei ans, weil sie beweisen konnten, bei Annahme 
des Postillons bzw. des Omnibnskntschers vorsichtig gehandelt zu haben. 
Dass das Reditsbewnsstsein der grosseren Hasse dnrdi eine so geartete 
Becbtsprechnng beMedigt ist, wird schwerlich behauptet werden können. 

Mittlerwelle ist die Zusammenstos^fahr mit fremden Fahrzeugen 
erheblich gestiegen. Durch die Zulassung von Automobilen für die Per- 
sonen- mid Gflterbeforderung im Strassenverkehr ist es schon oft zu 
Zosammenstössen zwischen Bahnzug und Automobilen gekommen, in denen 
dem Geschädigten ein Haftansprach gegen den ßahnuntemehmer zuge- 
billigt, dagegen ein solcher gegen den Automobilbesitzer veri?agt wurde, 
weil dieser bei der Auswahl seines Chauffeurs vorsirhtipr f]fehandclt habe. 
Es wurde z. B. dem Fahi-gast eines Automobiloniiiibusses, weleliei- durch 
einen \\ airt th-ucIv vfrlotzt wordt n ist. ein Hattanspruch geg^en den 
Bahnunternehiner zuj^ebilÜf^t . der dadureli entstandt it war, dass dir 
Omnibus das Bahngleis benutzte und aut dem ii i u idutzlidi an- 
hielt, um Fahrgäste abzusetzen, .so dass ein naclitoij^^ender Balnizug auf- 
fuhr, was nicht geschehen sein würde, wenn die Unterbrecliung der 
Weite] t'alirt nicht erfulgt sein würde. In einem zweiten Falle wurde 
der Faliigast einer Automobildroschke, welche neben dem Bahngleise 
fahr, dadurch verletzt, dass die Steuerung brach, wodurch die Automobil- 
droschke ihre ursprünglich verfolgte Fahrrichtong verlor nnd an einen 
Bahnwagen anfuhr. Obsehon in diesen und anderen gleichartigen Fällen 
die Ursache des Unfalles ausschliesslich oder doch wenigstens über- 
wiegend anf die Verschuldung der beteiligten Automobilbetriebe zurück- 
xnfflhren war, konnte die Entlastung des Bahnuntemehmers nicht er-, 
folgen, weil die beiden allein zulässigen Sinreden des eigenen Ver- 
schuldens des Verletzten und der höheren Gewalt nicht zutrafen, 
wlitarend die Verschuldung eines Dritten die Haftpflicht der Strassen- 
bahnen nicht aufhebt 

Wegen der augenfälligen Unbilligkeit des £rgebnisses einer solchen 

?♦ 
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Kwhtsprecbun^ ist .schon verlan^rt worden, dahin vorstollig zu werden. 
diiss die Haftpflicht der Eiseubahnen auf die Automobilbetriebe entweder 
im Wege der Recbtsauslegunj? oder durch ein besonderes Automobil- 
gesetz ausgedehnt werde. Der erstere Wunsch ist unausführbar. Denn 
konnte zwar die Haftpflicht der Eisenbahnen auf die Strassenbahneii 
im Wege der Auslegung erfolgen, so gab dazu der Umstand Anlass, 
dass bei Beratung der Gesetzesvorlage die Frage eines Mitgliedes« wie 
es mit den etwaigen Betriebsnnfällen von Strassenbabnen zn halten sei, ohne 
jeden Widersprach von demRegierongslcommissar dahin beantwortet worden 
ist» dass daffir dasHaftpfllcbtgesetz ansreicfae. Hieraus durfte das Einver- 
ständnis der gesetzgebenden Faktoren mit einer Ausdehnung des Be- 
griffes , Eisenbahn" auf die Strassenbabnen geschlossen werden. Da- 
gegen ist ein wesentliches Merkmal der Eisenbahnen da.s Laufen der 
schweren Züge auf glatten Schienen, welches bei den schienenfrei 
laufenden Automobilen fehlt. Die Unterordinmg der Automobiiunföile 
unter das Haftpflichtjresetz ist darnach unbedingt ausgeschlossen, wenn- 
gleich die übrigen Merkmale der Eisenbahnen bei ihnen gleichfalls zo- 
trelTen. 

In riclitippr Erkenntnis dpr Wirkunjj: der Autoni<>bill»etriel)e rejrte 
ich deshalb Ibiib bei dem I)eiits( hon .luristfiituue an. die Ifaftung der 
Automobile nach Mas.<^«rabe dt s (Jesetzes vom 7. Juni 1871 zu verlangen. 
Den gleichen Standpunkt vertrat ich 1899 in der .liii istisc lien Gesell- 
schaft zu Berlin (41. Jahresbericht der Juristischen Gesellschaft zu 
Berlin 1899/lUOO S. öOrt.i und 1902 in einem Gutachten für den 
deutschen Juristentag (Verhandlinif^en des lit rliner Juristeutages 1902 
Bd. 1 S. 27) mit so gewichtigen (Jründen, dass der Juristentag 
sich dortselbst (vgl. Bd. 3 8. 163 If. , S. 596) für eine grundsatzliche 
Erweiterung der Hai tpllicht auf die Automobile aussprach. Im gleichen 
Sinne wurden im Reiclistage und in den Landtagen Wfinsche geftussert, 
die schliesslich zum Entwürfe eines Haftpflichtgesetzes für Automobile 
seitens des Reichsjustizamtes geführt haben, dessen Einbringen für die 
Herbstsitzung des Reichstages in Aussicht gestellt ist 

Nach dem durch den Reichsanzeiger Teröifentlichten Entwürfe soll 
der Antomobilbalter für Sch&den durch einen Betriebsunfall, der zur 
TGtung oder Körperverletzung oder Sachbeschädigung geführt hat, «in* 
zutreten haben, ohne dass ilnii eine V('rs( liuldung nachgewiesen zu 
werden braucht. Doch wird die Schadt iislitdic auf .^)0000 M. für jeden 
Verletzten oder (letöteten, oder für die .sämtlichen dincli das.selbe Er- 
eignis Betroffenen auf 150000 M., und für Sachschaden auf 5000 M. 
beschränkt. In diesem Umfanfro wird al<n künftig der durch den Be- 
U'iüb eines Automobiles Verletzte von dem Nachweise einer Verschuldung 
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des Antomobilhalteis oder seines Fatareaes befreit sein; doch gebt der 
fietecbtigte desselben verlnstig, wenn er es yerabs&nmt, innerhalb 
Monatsfrist seinen Anspruch anzomelden. 

Insoweit ist also der ReehtsQberzengung Rechnung getragen, zu 

welche der deutsche Juristentag sich bekannt hat. Allein es bleibt 
iiniTifr nodi tUr Verletzte verpflichtet, den Nachweis zu führen, dass 
Aas schädigeude Automobil dem in Anspnich geTiommenen Automobil- 
halter gehört, was ihm unmöglich gemacht oder docli eiscliwert wird, 
wenn es jenem geliiifrt. sich durch erhöhte Srhnellifrkeit der Feststellung 
zu eiitzif'lion. Deshalb kann die den Strassenpinircrn bzw. -Gefährten 
zugedacliti' S( liadloshaltung nur unter der Vorausset/ niii: reicht werden, 
dass es geliiif^t, die Antoraobilhalter in eine Haftptlichtzwaiigsgenossen- 
srhalt zu briii^rn. welche für jeden Schaden aufzukommen hat, der durch 
ein Automobil zugefügt wurde. Die Begi'ündung des Entwurfeü meint 
zwar, CS fehle an den ausreichenden Untprlagen für eine solche Ein- 
richtung; docIi dürften deren Bedenken als stichhaltige kaum gelten 
können in Anbetracht der Tatsache, daas die Verhältnisse keinesfalls 
günstiger lagen, als die gesetzgebenden Körperschaften sich entschlossen, 
die Schadloshaltung von Banmif&llen im Tiefbau und im Regiebau auf 
der Grundlage der Zwangsgenossensehaft durch Yersichenmg gegen 
Pr&mien nach dem Kapitc^deckungsverfahren durchzufGhren, was sich 
als brauchbar bewftlirt hat Der Jnristentag erklarte sich für die Kot- 
wendigkeit einer solchen, und sie wird auch auf besondere Schwierig- 
keiten nicht stossen können. 

Ausserdem enthält der Entwurf einzelne polizeiliche Vorschriften, 
deren Nichtbeobachtung strafbar sein soll. 

Durch das geplante Gesetz wird also zweifellos die Verantwortlich- 
keit des AutomobiUialters für die durch seinen Betrieb verursachten 
Unfälle erhöht und so das Verlangen weiter Kreise nach Schutz gegen 
die Gefahren durch die Automobile in einer Weise befriedigt, welche 
voraussichtlich zur Gefahrenverminderung füliren wird. Übersehen ist 
dagegen, dass die vermehrte Hafti>fiicht und Verantwortlichkeit des 
Automobilhalters ln<rlich dahin führen müsste, ihm auch einen erhöhten 
Schutz seines Betriebes gcfren vorsätzliche oder fahrlässige Bereitung 
von Gefahren zu verscliatfcn Denn ab-icsehen von den Fallen, wenn Je- 
mand kurz vor einem Antuuiubik' in seine Fahrrichtung tritt und so 
zum Betriebshinderiiisse wird, oder dass er verabsäumt, rechtzeitig dem 
Warnungssignale Folge zu geben und sich aus iler gefährlichen Lage in 
Sicherheit zu bringen, — Fälle, die vielleicht als entschuldbar gelten köjjnen, 
weil die Täter in der Bestürzung sachwidrig gehandelt haben werden, 
kommt es nämlich nicht selten zur Bereitung von Betriebsliindernisseu 
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dadurch, dass Steine, Stöcke oder andere GegcnstSade so kurz vor dem 
Fahrzeug in seine verfolgte Eahrrichtiing geworfen werden, dass der 
AutomobflfOhrer dem HiudemisBe weder ausweichen noch andeiv 
weit begegnen kann. Geschieht gegenwärtig ein solches E«relgnjs, 
so ist eine Bestrafung seines Täters so gat wie ausgeschlossen, weil 
die zum Schutze der Eisenbahnen gegebenen Satzungen des StGB. 
§§ 316, 316 im Wege der Auslegung auf Äutomobilbetriebe nicht aus- 
gedehnt werden dürfen. 

Fälle der beregten Art werden fiist nie den Tatbestand der Sach- 
ht st Iiädiicrntig' promäss StGB. § 303 erfüllen, weil zwar die Rechtswidrig- 
keit der Handlung, nicht aber auch der auf Beschädigung der Auto- 
mobile gerichtete Vorsatz feststellbar sein wird. Lässt sirli also nicht 
etwa das Merkmal der Körperverletzmip cdei Tötung ausSKJB. iji? 280, 
222 als Wirkunp- der Tat fes-tstelleii, so bleibt der Täter eines riifuges 
der lM ie>j;teii Art stiattrei und i,st soffar seine vi imogensrechtliche V'er- 
antwoitliehkeit liüelistens ausnahmsweise vorhanden. Zwar wird die 
vorsätzliche oder tuhilüssige (Tenihrdunir <les Autoniobilbetriebes als 
grober Unfug strafbar bleiben (St(il', ij :H)0 Nr. 11), doch ist die darauf 
gesetzte k5trafe viel zu niedrig', als du.sK .sie abschreckend wirken sollte. 
Gleiches gilt bezüglich des StGB. § 366 Nr. 7 und 0 tf. 

Wird der Entwurf Gesetz, so wird dadurch die Rechtslage der 
Strassenbalmen wesentlich gef&rdert, weil dann eine grössere Anzahl 
Yon UnfallentBchädigungca für sie wegfallen , die nach der heutigen 
Rechtslage von den Strassenbalmen abgefunden werden mUssen, obschon 
der Automobilbetrieb den Schaden verursacht hat. Dieser Gewinn darf 
nicht zu niedrig veranschlagt werden insonderheit mit Backsicht auf 
den Umstand, dass zukünftig in dem Automobilhalter, welcher sich nicht 
mehr durch Benifung auf % 831 BGB. seiner Verbindlichkeit entziehen 
kann, ein Schadensurheber vorhanden sein wird, gegen welchen der 
Strassenbabnunternehmer mit Erfolg Erstattungsanspiiiche geltend machen 
kann, oder welcher doch neben ihm aus §§ 830, 839 BGB. selbstschuld- 
nerisch mitverhaftet ist. 
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AuaschluBS zivtlrechtllcbBr Sehadensersatianspriiche nach Un- 

faimirsorgerecbt 

Von Dr. Max Keiitdl, Kegierungäriit in München. 

In § 12 Abs. 1 u. 2 (frfther § 10) des Reichs-ünfaIlf9rsoig)%e8etze« 
vom 18. JaDi 1901 ist folgendes bestimmt: 

I. ^Die dem Verletzten oder dessen Hinterbliebenen auf Grund des 

i5 1 des Gesetzes, betreffend die Verbindlichlceit zum Scbadensci-satze 
für die bei dem Betritlio von Eisenbahnen, Berfiweiien usw. herbei- 
gefühi t^ii Tötungen und Kürperverletzung:en, vom 7. Juni 1871 (RGBL 
S, 207) gegen Eisenbahn-lietriebsunternelimer zustehenden Ansprüche 
gehen sinf die Betriebsverwaltung', wrlrhe dorn Verletzten oder dessen 
Hinterbliebenen auf Grund des gegenwärtigen Gesetzes oder andcrweiter 
reichsgesetzlicher Vorschrift Pensionen , Kosten des Heilverfahrens, 
Rent<?n oder Stt rln jit Ider zu zahlen hat, iu Höhe dieser Bezüge und 
vorbehaltlich der Beütiiiimuugen des Art. 8 des Gesetzes vom 20. De- 
zember 187.5 (E(5B1. 8. 318) ») über. 

II. Weitergehende Ansprüche als auf diese Bezüge stehen dem 
Verletzten und dessen Uiüterbliebeneu gegen da.s Reich und die Bundes- 
staaten nicht zu"". 

Darnach steht znnlichst ausser Zweifel, dass demjenigen Etelchs- 
beamten und ihren Hinterbliebenen, die wegen eines im Dienste er- 
littenen Betriebsunfalles Anspruch auf Pension oder Rente auf Qrund 
des Fürsorgegesetzes oder der im einzelnen Falle an dessen Stelle 
tretenden sonstigen Pensionsgesetze (§ 1 Abs. 5, § 2 Abs. 3 des Für- 
sorgegesetzes) haben, darüber hinausgebende Anspräche aus § 1 des 
HaftpflG. sowohl gegen das Reich als gegen einen Bundesstaat ver- 
sagt sind. Sin Beamter der Reichspostverwaltung, der bei Ausübung 
des Postdienstes in einem Bahnpostwagen auf den Eeichseisenbalmen 
oder auf den von einem Bundesstaate betriebenen Eisenbahnen vcnin- 
glückt, luknn nur gegen die Reichspostverwaitung Anspruch auf Ent- 
schädigung nach Mai^sgabe des Fürsorgegesetzes, nieht aber darüber 
hinaus noch einen Anspruch gegen die Verwaltung der Keichseisenbahnen 

<) Sog. Eisenbalm-Poitgeiets. Vgl. hierflber niher Kittel in BfaenbB. XXIV 
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bzw. der von dem betreffenden niiiitl« sstaute betrit lM iii n Kiscnhalui aiil 
Grund des § 1 HaftpfiG. erheben. Ebenso kann ein Beamter der Reiclis- 
eiseubahnverwaltun^, der bei einem durchgehenden Zuge dienstlich in 
den Betrieb einer von einem Bandesstaate betriebenen Bahn übergeht 
und hierbei einen Unfall erleidet^), nur gegen die Beichseisenbahnver- 
waltung Unfallfürsorgeansprfiche, nicht aber darüber liinaus gegen die 
Eisenbabnverwaltung des betreffenden Bundesstaates Ansprüche auf Grund 
des § 1 HaftpflG. geltend machen. Das Rechtsverhältnis gestaltet sich 
demnach in diesen Fällen so, dass dem Verletzten und seinen Hinter- 
bliebenen zwar die Geltendmachung von Ansprüchen aus § 1 des HaftpflG. 
gegenüber dem Reich bzw. dem Bundesstaat nicht grundsätzlich ver- 
sagt, dass sie aber auf diejenigen Beträge, welche von der Betriebs- 
verwaltung, in deren Dienst der l'nfall erlitten wurde, nach dem ünfall- 
fÜrsorgrprsrtze zu entrichten sind, Iteschränkt sein und zugleicli bis zu 
diesem Betrage mit dem Zeitpunkte ihres Entstehens auf die nach 
dem Unfallfürsorgegesetze haftbare Betriebsverwaltung kraft ricsttzos 
— vorbehaltlich des 8 des Eisenbahn-T^ostgesetzes — übergehen soll -). 

Dagegen sind die über den Unfalllnisnrgpanspnu'li hinansnTltrnden 
weitorcii Ansprüche auf (Jiund des i; 1 Haftptiü. gegen Priyateiseü- 
bahneu autrerbterhallen m blieben 

Die .'\rotivf' zum Unfallfürsorgegesetz rechtfertigen diese Art der 
Regelung mit der Erwiiynn«»', dass das Reich srlion aiit (."rund der Be- 
stimmungen des T^iilallliüsurtregrsctzes ausreicht nUc Kiir.sorge bei Ver- 
unglückung im Dienste gewüluc, also füglich nicht genötigt werden 
könne, demselben Verlttztin darüber hinaus auf Grund der älteren Be- 
stimmungen dei» Haftpflichtgesetzes noch eine höhere Entschädigung zu 
entrichten. Alinlich gestalte sieh das Verhältniä zu den eltuselnen 



Z. IV nn Sduiffncr der Keichscisenbahn. der einen dun hixt In luK n Yah: \*m 
MrHhhiitug nach München begleitet, wird aut der badiscben uiier u üritt'nibergiscbeii 
Sireck« verletzt. Darfltter, dass ein solcher Beamter auch aaf der fremden Betriebs- 
strecke norh im Dienste semer AnStetlaDgsverwaltunf^ sieb befindet und daher Ansprach 
gegen dieselbe auf I'nfullfdrsorw bat. vjfl. RG. ZS. Hd. Od S i>()7 

») OLG l üln EisenbK. XMIF S. 12; HG. Z6. r,3 S. 382 und EisenbE. XXIII 7 1. 
— Über die Frage, ob der Fordern ngsübcrgang sofort mit Entstehung der Funlei uiig oder 
erst mit den Zeitpankte der Leistung oder mindestens der Festsetzung der Unfiillfttr- 
Sorgepension auf die Bctriebsvi i w.iltung übergebt, vgl. K(». .I\V. IHoö S. IHü. wo ent- 
gegen der früherdi Anffassnii;.'^ iL s l;fi. Hil nn ,!W, l^fi.'i S. :-^(5) zcitliehes Zu- 
snTunii ritff ffcJt ilt r Kntst* Ihhil,' und des ( berganfiS der Forderung angenommen wird; 
dagegen htuLigwit in ^iiivaliditäta- und Alteröversorgung' 19<>8 »S. Üö und GrQnc- 
banro in tirucbots Beitr 62 S. 565, wo erst Obergang im Zeitpankte der Leistung oder 
mindestens der Fest.setzung der Pension angenommen wird. 

*) OLG. mn EisenbE. XXIII S. 12; RU. 63 8. 38ä und EisenbK. Xülil ü. 74. 
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Bundesstaaten, die das Reich bilden. Habe da^? Reicli einen Verletzten 
oder seine Hinterbliclx non anf Grnnd di s Fürsrirncorosotze.s ausreichend 
entsriiiidig't, so sphiclicii die gflciclien Krwagung'en dal"iii\ einem solchem 
Veriet^trn nnd seinen Hinterbliebenen auch q^ep-en ciin'n l>iiiulrssta:it, 
auf dessen Eisenbulmen der Unfall sich zni^ctraücii ]iat^ weiti'i';:t'liende 
Aiisiii'ikije aus § 1 HaftpflG. nictit zuzugeütehen. Andei-s liege das 
Vf'iliiiltnis bei Untiillen. die sich aut Privatbahnen tTcitiiit ir: ein Be- 
amtt'i'. der auf eiiicr rrivatlialiii vfriingliicke. habe t'iiu'ii Anspruch 
gegen die Privatbahu aus dem ilaitptliclitgcsetze nach wie vor, nur mit 
der Massgabe, dass sein Anspruch bis zum Betrage der Pension usw. 
auf den die Pensionslast tragenden Fiskus übergehe 

§ 12 Abs. 1 (alt § 10 Abs. 1) des Fttrsorgegesetzes spricht nun nur 
von den dem Verletzten auf Grond des § 1 des Ha ftp f IG. gegen den 
Eisenbabnbetriebsuatemehmer zustehenden Ansprüchen. Es entsteht da- 
her die Frage, ob sich die Yorschrift in Abs. 3 des $ 12 (alt Abs. 2 des 
§ 10), wonach weitergehende Ansprüche als auf die im Fursorgegesetz 
vorgesehenen gegen das Beich und die Bundesstaaten nicht zustehen 
sollen, sich nur auf die im Absatz 1 a. a. 0. erwähnten Ansprüche 
aus § 1 HaftpflG. oder auch auf alle anderen, auf reichisge- 
setzliche Bestimmungen, namentlich auf die Bestimmungen 
des BCJB. über den Personenbefördernngs vertrag- oder ü.ber 
unerlaubte Handlungen, sich stützenden Ansi)iii(he beziehe. Die 
Beantwortung dieser Frngp ist sowohl für den Verletzten und seine 
Hinterbliebenen als für den haftpflichtigen Eisenbahnunternehmer — 
Reich oder Bundesstaat — von grosser praktischer Bedeutung. Bezieht 
.sieh A!)s 2 des 12 (alt § 10) Idoss auf die in Abs. 1 dortselbst er- 
wähnten Ansprüche aus 1 Hattpt1(r., so kann beispielsweise ein Be- 
amter iUt ii\'i( IispüStverwaltung, der bei Ausübung des üuhnpostdienstes 
auf der vum lU'U'h oder einem Bundesstaat betriebenen Eisenbahn 
einen Ikti ieii.suntall * rh idet, gegen die Eisenbahnverwaltung zwar nicht 
auf (trund des ij 1 HaitiiflG.. aber auf Grund des BCrB. unter Berufung 
daiaul, ilass der Ei.senl)ahnverwaltung ein von ihr nach Jij^ 31 u. 81) uder 
831 BGB. zu vertretendes Verschulden an dem Unfälle zur Lust falle. 
Schadensersatzam^pruche über die nach dem Unfallfür.sorgege8etze von 
der Beichspostverwaltung zu zahlten Beträge hinaus nach Hassgabe 
der §§ 843, 84i u. 847 BGB. geltend machen. Ebenso wäre im Hin- 
blidc auf § 14 (alt § 12) des FQrsorgege^tzes beispielsweise ein 
bayerischer Postbeamter, der bei Ausübung des Postdienstes auf der 

*) Vgl. die HoÜve bei Landmfiliii, Komm. s. UV6. vom 6. Juli 1884 Anm. 3 
m%iO des UnfaHlttraorgcgraelMses, ferner die in Amn. 3 S. 104 angegebenen Urteile. 
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bayemclicii oder ;nif der prenssisohen Staatscisenbalinverwalriui^ i-incn 
Uiilull erleidet, bercclitifit , ausser der iliiii auf Grund der bayerischen 
Unfallfürsorgenormi'ii von) 13. November / ö. Januar 1906 gegen die 
bayer. Postverwaltiing ziistihciiden L lüalllürsorgepension gegebenenfalls 
weitere EutscUädigungsausprüche gegen den bayerischen oder den 
preussischen ISsenbalmfiskiis auf Gnmcl der 31, 89, 831 und 823 ff. 
BGB. zn erheben. 

Die Meinangen über diese Frage gehen in der Bechteprechnng ans» 
einander. Wfthrend das OLG. Frankfurt a. M. in einem Urteile vom 
1. Februar 1905^) und ebenso das OXiG. Dresden*) daihin entscbieden 
haben, dass Abs. 2 des § 12 (alt § 10) alle weiteren Ansprüche gegen 
Reich uid Bondesstaaten ausschliesse, gleichviel auf welche 'reichs- 
gesetzlichen Bestimmungen sich der Anspruch stätze, hat das BG. in 
einem Urteile vom 11. Februar 1007^) sicli der gegenteiligen Auffassung 
zugeneigt, wenn es auch eine direkte Entscheidung hierüber noch 
niclit getroffen hat. Das Erkenntnis des Reichsgerichts führt hierüber 
folgendes aus: „Die Richtigkeit der Annahme des Berufungsgerichts — 
dass alle weiteren Ansprüche auf Grund des Absatzes 2 des 12 a. a. O. 
aiisfreschlossen seieji — ist jedenfalls zweifelhaft. Es lieg"t trotz der 
alli^t iiH iiun Fassung der Vorschrift in Absatz 2 des § 12 bei ihrem 
engen Zusammenhang mit dem Absatz 1 sehr nahe, anzunehmen, dass 
sie sieb ausschliesslich auf Ansprüehe. die dem Verletzten nach § 1 
de.'s ilatt{iriG. aus dem Unfälle an sicii },a'geu das Heicli oder einen 
Bundesstaat zustehen würden, beziehen soll; die Materialien zu dem 
Gesetze vom 15. März 1880. dessen § 10 mit dem Ii des ietzigen 
Gesetzes voUstaudig übereinstimmt, niügen an einzelnen ^5telleu lür lUe 
Vorinstfinz sprechen (vgl. z. B. S. 10 der Begründung des Entwurfs 
Absatz 2)y im aUgemeinen aber tritt vielmehr nur die Tendenz zutage, 
Ansprüche des Verletzten aus § 1 HaftptlG. gegenüber dem Reiche und 
den Bundesstaaten, die neben den Ansprüchen aus der Beamtenffirsoi*ge 
bestehen könnten, anszuschliessen. Es bedarf indes keiner Beant- 
wortung der vorstehend erwähnten Frage, da die angefochtene Ent- 
scheidung jedenfalls aus einem anderen Grunde aufrecht zu halten ist". 

Bs ist schwer zu sagen, welche Auffassung die richtige ist; denn 
während der Gedanke, der den Gesetzgeber bei dieser Bestimmung 
leitete, offenbar für die ausdehnende Auslegung spricht, weisen die 
Stellung der Bestimmung im Gesetze und der Wortlaut der Motive 

') in Sachen uiuuä bu^er. Postbeamten gegen den Preoss. Eiscnbahnfiskns ergungcn. 
(Nicht vertfffentlicht.) 

*) JW. 1907 S 287, EisenbE. Bd. XXIV S. »H. 

«) JW. 1907 S, 287, DJZ. 1907 8, d97, BisenbE. jB4. XiUV & 38. 
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auf die cnn-ci-e Interpretation,' der aiicli das Keichsjirerirht sich zuzu- 
neigen scheint, hin. Die Entschciihiiic liän^-t davon al) , ob man dem 
Gedanken des Gesetzgeber mehr Eiiitluss für die Aiisle^ning beimessen 
will als dem tatsächlich zum Ausdrucke yekonnnenen Willen, ob man 
also das, was der (iesetzpreber hätte sa;ien wollen, über das stellen 
darl', was er, wenn auch nicht ganz voUkummeu, wirklich gesagt hat. 
Ich möchte mich für Verneinung dieser Frage aussprechen und damit 
der anscheinend auch vom Reichsgerichte geteilten Anscbanong über die 
Bedeatnog des § 12 Abs. 2 (alt § 10 Abs. 2) anscUieBsen. Aqb folgren- 
den Gründen: 

In den Motiven ist, wie bereits erwähnt, zur Bechtfertis^ng der 
Vorschrift des erwähnten Absatzes 2 ausgeführt, dass der Verletzte und 
seine Hinterbliebenen, wenn sie anf Grund des Forsorgegesetzes oder 
anderweitiger reichsgesetzlicher Vorschriften Pension nsw. erhalten, nicht 
berechtigt sein sollen, auf Gmnd des § 1 HaftpflG. noch weiteres vom 
Reichseisenbahnfiskus bzw. einem Staatseisenbahnflskiis zn verlangen. 
Denn das Reich gewälire ausreichende Fürsorge srh(»n auf Grund der 
Bestimmungen des Fürsorgegesetzes, könne also füglich nicht genötigt 
werden, demselben Verletzten darüber hinaus auf Grund der älteren 
Bestimmungen des Haftpflichtgesetzes noch eine höhere Entschädigung 
zu gewähren. Ähnlich fr^'stalte sich das Verhältnis zu den einzelnen 
Bundessüiaten, welche das Keich bilden. Habe das Reich eitien Ver- 
letzten oder dessen Tlinterhliebene aiit Grund der BestitiinnuiLrii des 
Fiirsurj^egesetzeij ausreichend entscliädi^rt, so sprächen die gleichen Er- 
wiiguu^^en dafür, einem solchen Verletzten und dessen fTinterhliebencn 
auch gegen einen Bundesstaat, auf dessen Eisenbahnen sich der Unfall 
zugetragen hat, weitergehende Ansprüche aus § 1 des HaftptlG. nicht 
zuzuy:estelien. 

Der Gedanke war also wohl zweifellos der, dass das Keich bzw. 
der Bundesstaat mit Grewälirung der Unfallfürsorge seiner Verpflichtung 
gegenüber dem Verletzten na< hgekommen sei und daJier von jeder 
weiteren Sntsch&digungspflicht wegen des Unfalls befreit sdn solle. Es 
ist nun in der Tat auffallend, dass gleichwohl nach den Motiven durch 
§ 10 Abs. 2 (jetzt § 12 Abs. 2) a. a. O. nur weitergehende Ansprüche 
auf Grand des g 1 des Haftpflichtgesetzes ausgeschlossen werden 
sollten, wahrend doch der Grund, der zu dieser Haftausschliessnng 
führte, in gleleher Weise auch auf andere als auf das Haftpflichlgesetz 
sich stützende Sntschadigungsanspi^che gegen das Reich und die Bundes- 
staaten zutrifft. 

Diese auffallende Erscheinung erklärt sich auch nicht etwa daraus, 
dass im Jahre 1B86, zur Zeit der Krlassnng des Fürsorgegesetzes, 
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andere reiclKsgesetzliche Haftunspsbestimmimgeii als jene des Haft- 
pflicbtgesetzes niclit bestanden; denn sonst hätten wenigstens ancb die 
dem Verletzten auf Grund des § 3 des HaftpilG. gegen das Reich 
und die Bundesstaaten gegebenen Falles zostehenden weiteren Anqtrücbe 
beseitigt werden müssen. Denn Abs. 1 des § 10 (jetzt § 12) und die 
Motive sprechen ausdrücklich nur von den Ansprächen aus | 1 des 
HftftpflG. Ausserdem wäre dann wenigstens in § 12 Abs. 1 und 2 des 
neuen Fürsorgej^esetzes vom 18. Jnni 1901, das erst nadi dem Inkraft- 
treten des B(;B. erg:angpn ist, nicht lediglich die Fassung des § 10 
Abs. 1 und 2 des alten Gesetzes vom 15. März 1886 berttbergenoiiiinen, 
sondern au{?drti( klich ausgesprochen worden, dass alle weitergehenden 
Ansprüche auf (irund reichsgesetzlicher Vorschriften gegen das 
Reich imd die Bundesstaaten ausgeschlossen sein sollen. Wenn es also 
aucli dem Uedankcn des (;<\'<rrzp:obri'K entsprochen habtii wird, jeden 
weitcrt'ti Anspruch des aiil «iniiid des Unfall fürsor|.;egvsrtze.s eiit- 
.stliadit^tiM» Verletzten gpg-eii das Uv'ivh und die Hnndf sstaateii auszu- 
schiiessen, gleichviel <il> sieh dieser Aiisiinu'li aut ein vum Reich oder 
dem Bundesstaate zu vertretendes Veischuldeii ihrer Organe (§§ 31, 89, 
829, 831 B(!H.i odrr nur auf deji gesetzlichen Tatbestand des § 1 
HaftpflG. stüti^en kuiiu. so ist diese Alisiclit doch weder im (lesetze 
selbst noch auch in den Motiven genügind zum Ausdrucke gebracht 
worden; es sprechen vielmehr die Stellung der Bestimmung im Gesetze 
und der Wortlaut der Motive dagegen, und man wird sich daher mit 
der hier vertretenen Auslegung abzufinden haben, auch wenn sie in 
ihren Konsequenzen nicht beMedigt 

De lege ferenda wäre es daher jedenfalls angezeigt, den § 12 des 
Fürsorgegesetzes vom 18. Juni 1901 entsprechend zu ändern, da in der 
Tat kein Gmnd vorliegt, weshalb das Beich oder die Bundesstaaten, 
wenn sie für den Verletzten bereits auf Grund des Försorgegesetzes 
genügende FSrsorge getroffen haben, darliber hinaus zwar dann keine 
weitere Entschädigung zu zahlen haben sollen, wenn sich der weitere 
Anspruch auf § 1 HaftptlG. stützt, dagegen aber dann, wenn er sich da- 
neben noch auf die Bestimmungen des B(iB. über unerlaubte Hand- 
lungen gründen kann. Denn die in diesem Falle eintretende verschieden- 
artige Behandlung fürsorgebereclitigter Verletzter führt zweifellos zu 
grossen Misslichkeiten. Ks ist sicherlich kein innerlich berechtigter 
Grund einzusehen, warum beispielsweise ein Beamter der Beichseisen- 

■) Z. B, weon ein Lokomotirfttlirw der Relebseisenbabti dienstlich in den Betrieb 
der staatlidien Nachburliahn Ubergeht und in der Eiscnbalin-Werkfit&tte dieser letzteron 
Balm, in die er seine Maschine verbringt, darcb Yerscbalden einer in §S HaftpflG. 
genannten Aafsiclitsperson verletzt wird. 
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l)ahiiverwaltnii<i. der im Dienste auf tlw KiMcliseisetibalin eiiien riitall 
erleidet, firiiiass ij 10 mit ?j H) des Fiirsorgef^esetzi'.s 'füv^en die Ik'ichs- 
eisenbaliiiverwaltuiig keinen über die ITnfalltnrsorgrebezüge hinausgehen- 
den weiteren Anspruch erheben kann, (iajrejren aber ein Beamter der 
Reichspostverwaltung, dem bei Ausübung: des Postdienstes auf der 
Reichseisenbahn ein Unfall zustösst, berechtigt sein soll, ueben dem 
Anspruch aof Unfallfürsorge gegen die Reichspostverwaltnng zwar 
keinen Anspruch gegen die Bdcbseisenbahnverw^ttug auf Grand des 
§ 1 HaftpflG., wohl aber einen solchen auf Grund der 31, 89, 831 
BGB. geltend zu machen; ferner warum ein Beamter der Beichseisen- 
babnyerwaltung oder der Reichspostverwaltuiig bei Yernnglückung im 
Dienste anf der Bisenbahn eines Bundesstaats zwar nicht nach dem 
Haftpflichtgesetz, wohl aber nach den Bestimmnngen des BGB. weitere, 
über die UnfaÜfarsorgebeziige hinausgehende Ansprüche gegen die 
Eisenbahnverwaltung des betreffenden Bundesstaats solle erheben IcCnnen. 

Solange nun eine jeden Zweifel ausschliessende Ei^gänznng des 
Reichsfürsorgegesetzes nicht getroft'en wird, wird es Aufgabe der 
T.aiulesTresetzgebungen, die für die Landesbeamten eine den reichsgesetz- 
licheu Unfallfürsorgebestimmungen gleichkommende Unfallfürsorge riu- 
führon. sein, liier soweit möglich Abhilfe zu schaffen, da sonst hinsicht- 
lich der fürsorgehercchtigten Landesbonmteii jrcinn«^« § 14 (alt § 12} des 
Reichsunfall liirsorgegesetzps die gleichen Zweifel und Misslichkeiten be- 
stehen Für das Säclisischc Recht ist der Ausschluss aller weiteren, 
über die Unfall füT-suro-eliezüiie liinansgrehenden Kutschädigtingsanspiüclie 
durch das Säclisisciie Unfulitursurgegesetz vom 1. Juli HM>2 bereits er- 
folgt-), und neuerdings ist diesem Beispiel auch Bayern j,'^er<)l<,rt. indem 
es in Art. 99 des jüngst erlassenen Beamtengesetzes vom 10. Ani^ust 
1908 die Bestimmung getrotten hat, dass die untaiiiürsurgeberechtigten 
bayerischen Beamten und ihre Hinterbliebenen wegen eines im Dienste 
erlittenen Betriebsunfalles gegen dm bayerischen Staat weitere An- 
sprüche als sie ihnen nach dem Beamtengesetze zustehen, nicht geltend 
machen können. In der Begründang ') hierzu ist folgendes bemerkt: 
„Unter den weiteren Ansprüchen in Art. 99 sind bei der ^illgemeineii 



') Z. B. ireBB ein bajrer. Poiibeaiiiter bd Aniibvng des Postdienrtee auf der boyer. 
StaatseiflenbaliD veranglttokt; oder wenn ein Beamter der Imyer. StaatsbaOTerwaltiing, 
wihrend er vinv dienstliche Heise nacb der Bauteile anf der bayer. Staatseisenbahn 
macbt, auf der Fahrt vrrlcfzt wird. 

*) Vgl. hierwegen das oben erwähnte Urteil R(<. vuui 11. Februar 1907 in 
JW. 1907 a «7. 

^ Vgl Entwarf einfs Beamtengesetses nebst Begrttndiing, Bell. 374 xo den Verb, 
der bayer. Abg.-Kamm. XXXV. Landtagstersamminng I. Session 1907/06. 
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Fafisong des letzteren sowohl reichs- als Undesgesetzliehe An- 
sprüche zu verstehen. Bezüglich der reichsgesetzlichen Ansprüche 
ergibt sich der Ausschluss allerdings srhnn unmittelbar aus § 14 des 
Reicbsunfallfürsorgegesetzes vom 18. Juni 1001, wonach den Landes- 
beamten, für die eine den reichsgesetzlichen Vorschriften gleichkommende 
Fürsorge getrolfen ist, ein reichsgesetzlicher Anspruch auf Ersatz 
des durch drn TTnfall erlittenen Schadens nur nach Massgabe der 
v^tj 10 — 12 des Reichsunfallfürsorg'cpfrsetzes zusteht Immerhin ist es in 
der Rechtsprechiin«:' zwcifVlliat't, ob sich die Vorsclii'ilt in § 12 Abs. 2 
des Heiclisuiitalltürsorgegesetzes . wonach dem Verletzten und dessen 
HiiiterbiiebeiR'ii weitergebende Aiispiiicbe als auf die Unfailtüi'sorge- 
bezüge gegen das iieich und die Bundesstaaten niclit zustehen sollen, 
nur auf die in Abs. 1 des § 12 dieses Reicbsgesetzes erwähnten An- 
sprüche aus dem Keiclushaltprtichtgeset^de beziehe oder aut alle reichs- 
gesetzlichen Ansprüche, insbesondere auch auf jene aus dem BGB. (vgl. 
Eutsch. des RG. vom 11. Febmar 1907 in JW. 07 S. 287). Es er- 
schien daher geboten, in Art. 99 eine Fassung zn wählen, die auch alle 
weitergehenden, anf reichsgesetzliche Bestimmungen gestützten Ansfoftcke 
gegen den Staat ausschliesst, soweit dies nicht befdti dnch $ 12 des 
Beichsunfallflirsoigegesetzes geschehen ist md soweit nicht im einzelnen 
Falle eine zwingende reichsgesetzUche Vorschrift^) im Wege steht. Im 
allgemeinen kann, wie auch in dem erwähnten Urteile des Reichsgerichts 
hervorgehoben ist, die Ausschliessung weitergehender zivilrechtlicher 
EntschadigangBansprüche keinem Bedenken unterliegen. Diese Aus- 
scbliessang entspricht sowohl dem Grundgedanken des Ridchsunfall- 
fltrsorgegesetzes als auch der Billigkeit, da der Staat schon auf Grund 
der Vorschriften in Art. 89 ff. des Tieanitengesetzes für die Polgen der 
Verunglückung im Dien.ste ausreichende Fürsorge trifft und daher kein 
(itund l)est('lit. da.ss dereelbe Staat noch aus anderen zivilrecbtlichen 
Titeln für den gleichen Unfall haftbar gemacht wird^^. 

<) Uemeint ist hiemiiter naineiitlicli die Vorschrift in § 2 des HaftpiG. und in 
S876 AlM,2 WB. 
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Das Lagergeld. 

Von Dr. Richard Senckpiehl, Amtsrichter ia Koloiar i. P. 

Lagergeld ist die Vergütung fär die Aufbewahning von Gütern. 
Der Anspruch auf Lagergeld beruht entweder auf einem Lagerv er- 
trag 416 H6B.) oder auf einem Yerwabrungsvertrag (§ 688 BGB.) 
oder auf Gesetzesvorschrift (§ 354 HGB.)>). Wir betrachten im nach- 
stehenden nur den Lagergeldanspruch des Lagerhalters gegen den Ein- 
lagerer. Die anderen Ansprfiche auf Lagergeld unterstehen teilweise 
abweichenden Vorschriften. 

Das Lagergeld im Sinne unserer Darstellung ist die Vergütung, die 
der Kinlagerer dem Lagerhalter für die Lagerung" imd AufbewiArung 
von Gütern' schuldet. Der Begriff des „Lagergeldes'' ist genau zu 
untei'scheiden von dem Bcjirifte der „Lagerkosten''. Unter Lagerkosten 
verstellt das (te.setz sowohl das Lagergeld, als auch die Auslagen des 
Lagerhalters für Fracht und Zolle, sowie sonstige auf das Gut ge- 
machte Vi'r\V('ti(lun«ii-n f>J A-20 IKiR.) 

Im nachstehciKleii .sollen ziiriiiclist die Berechnung des Lagergeldes 
(1), insbesondere im Falle der Xieliteiiila^eiung und der vorzeitigen 
Zurücknahme des Lagergut» . s (11), sodunii die Fälligkeit der Lagergeld- 
fnrdernng (IID, der Leistungsort (IV), sowie die Verjährung des Lager- 
zuisaiisjiruchs (.Vi und schliesslich die Sicherungüimittel des Lagerhalters 
(VI) erörtert werden. 

I. 

Cber die Berechnung des Lagergeldes gibt das Gesetz nur wenige 
Bestimmungen. Es sagt im § 420 HGB., dass der Lugerhalter An- 
spruch auf das bedungene oder ortsübliche Lagergeld. hat. 

Hiemach unterliegt die Festsetzung des Lagergeldes der freien 
Vereinbarung. Grosse Lagerhäuser haben allerdings ihre feststehenden 



*} Hierher gehören auch die Vorschriften der §§ 88 Abs. 3, 56 und 68 AbaJ 5 
EisenbVerkU. Vgl. ia dieser Zeitaclirifl XVI 323 ff. 
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Tarife; aber sie sind an diese rechtlich nicht s^ebuoden. Sie kdnnen 
einzelne ihrer Kunden bevorzugen, ebenso wie aie einzelne Personen über* 
hanpt von der Benutzung des Lagerhauses anssehliessen können. Selbst 
denjenigen Lagerhäusern, welche durch die staatliche Ermächtigung zur 
Ausstellung indossabler Lagerscheine wissennassen privilegiert sind, 
liegt dafür nicht die T*flicht ob, ihre Einrichtuiijfcn jedermann zur Be- 
nutzung unter gleichen Bedingun^^eii oifen zu halten. Di r f <rund.satz; 
.,T*oint de faveur pour iiersonne", welchen da.s österreichische Kecbt für 
dir olTcntlichen Liifrerhäiisor anp:enomnien hat') luid welcher in unsenn 
Eisenbahntransportrecht so streng betont ist, kommt hier nicht zur An- 
wendung:. 

Wer einem Lag^erhause, dessen Tarit ilim mit^rcteilt ist, Güter auf 
La*rev jriht. unterwirft sich stillscliwci^ind ilicsciii TaiitV', wenn er 
nichts Abweichendes ausmacht. DüsscIIh- muss ;^«'lrf'ii, wrnu der Kin- 
la^^rn r zwar weiss, dass das i.am iliaus einen festen Tarif hat, er je- 
ducli den Inhalt di.s.selbeii iiiciil ktuiiit. 

Tiiejj:t eine Vereiidiarunp; der l*arteien über ibe Höhe des I.aijer- 
ji,ekles nicht vor, so wird es nach der Örtlichen t'buui; iHrtchucL 
Die au den ver.schiedeneu Orten bestehenden t'buufjfen weichen in der 
Hölie des Lagergeldes und in der Berechnuiigsart mehrfach voneinander 
ab, so dass eine Aufi^hlung derselben schwierig und kaum . vollständig 
wäre. Jedoch lassen sich immerhin folgende an einer grossen Zahl 
deutscher Handelsplätze fast Übereinstimmend geltende Regeln zu- 
sammensteÜEai'). 

1. Das Lagergeld wird nach Zeiteinheiten und nach der Menge 
des Lagergutes berechnet. 

a) Die Zeiteinheit ist regelmässig der Monat Er beginnt vom 
Tage der Einlagerung an, und zwar wird der Tag der Einlagerung 
schon mitgezählt. Wird z. B. ein Out am 3. .Januar eingeliefert, so 
dauert der erste T.a<fei nionat nur bis zum 2. Februar. Der Lagermonat 
ist nicht eine feste Frist von dreissi{^ Ta^rcn, sondern die jt w t ils dem 
Kalender entsprechende Frist. Ein angefangener Monat wird als voll 
gerechnet. 

b) Die Mengte des Lji|rergutes, die der Ron^chnung des Lnfrergeldes 
zugrunde gelegt wird, wird in der r?eir<d dun h das Ge\vi( ht fest- 
gestellt; nur bei Mrdicln und nnizu^isj^iitcni nach dem Rauiiic, den das 
Gut im Logci'speichcr eiuuimmt. Ist das Gewicht uiassgebeud, sa 

'J Vgl. .\(ner, Das österreichische fiaj;i'rli:itisi echt (»4, 79 ff. 
■•') 7.. B, Berlin, Breslau Wip^^haiJ» n hsm . \ ^^1. Senckpiehl, Speditionsgescbüft 
S. 281 uud du- liort {{enaatitcii UiUiiciiTi-nsaminliiugeii. 
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werden hnmer volle Zentner berechnet. Ang:efangene Zentner werden 
voll gerechnet. Massgehend ist das Bruttugewicht; die Yei'packuiig: 
wird also stets mitgewogen. Ist der Raum für die Berechnimg mass- 
gebend, so legt man die Zahl der Quadratmeter zugrunde, die das 
Lagergut bei der Aufstellung auf dem Fussboden des Speichers einnimmt. 

2. Dnrclischnittlich werden 2o Pfennig für den Zentner monatlich als 
Lagergeld berechnet. Dieser Satz gilt jedoch nur für sogenannte 
Normalgüter. Für spt ri ijit' ( Jütcr wird der doppelte Betrag erhoben; 
also 50 Pfennig moiiatlifh für joden angofaiif^^pneii Zentner. Sperrige 
r;nter .^iml die im Verhältnis zu ihrem Gewichte bei^onders umfanji- 
reichen (iüter. Was danach zu den sperri^'en (iüterii zu zälilen i.st, 
kann manchmal zweifelhaft sein. ^lan ptle<it deslialh das Verzeichnis 
der sperri<r«'n Güter als nia.ssfjebrnd zu betrachten, welches im Deutschen 
Eisenbahn-Gütertarif Teil I Aliteiluii}; 15 S. 21 enthalten ist. 

An Sr;)|t('1|)lätzeTi mit z.Mblreiclirn und zworkma.ssio^en fiaaerhiinsern 
sind die ^^aizf liir V( i s( hiedene duier vei.Nchieden und durchschnittlich 
billifrer als 25 V\. fiii den Zentner monatlich. 

Für Möbel und nmzM*rsirüter werden l,öü M. wionutlich für jedes 
(.Quadratmeter LatrerHiit lic cihobiii. 

3. Steht der La;,^crlialter mit de.m Einlaj^erer nicli. in dauennb-r 
(ieschäftsverbindiing (ist letzterer niclit sein „Kunde erhuiitn si( b 
die oben angeführten Sätze, jeduch .selten über das Doppelte hinaus. 
Eine Besonderheit gilt für die Balmspediteoie. Für die ihnen von der 
Eisenbahn überwiesenen Bahngüter dürfen sie vielerorts für je 100 kg 
und je einen Tag der Lagerung 10 Pfennig berechnen. Diese hohen 
Sätze sind Ausnahmen und deshalb da, wo sie nur von Bahnspediteuren 
auf sogenannte „Babnguter" erhoben werden, nicht als ortsübliche 
Sätze anzusehen^). 

i. Die oben angeführten l^tze gelten nur für die Berechnung des 
Lagergeldes. Sie schliessen nicht die Vergütung für andere Leistungen 
des Lagerhalters ein; so wird z. B. für das Ein- und Auslagern eine 

'i Tn einer Entschpiiiuiir ^cs Oborlfindosgorirhts Brcslin Mtecht 1902. öHT) ist 
ausgesprocbüu, dasä ah ortsilbUclicü Lagurgcld in Ermangelung anderer Vcreinburun{( 
die tarifnütoiigen Sätze der Eiseabahn Uber Lagtr- und Plützgeld ansiueheii seien. 
Das ist nnrietatig. Die Sätze, welcbe die Eiambaliii an sogenanntem ,Lager- und 

Platzgidil" nach ihrem Nebengohührentarif erhebt, gelten für alK« deutschen Eisenbahn- 
verwaltungoTi Keim iriHani , ohne hMirk-Nirlit nif iHi» besonderen örtlichen Verhältnisse, 
und sind mit liUciisicht auf die bLsondercn Verhaltnisbe des EiHenbahuverkehrs fcstge- 
•etst, Sie aind fast dorcbweg hQher als ortsQblicb. Sie entsprechen an vielen Orten denen 
der Balmipeditenre. Dmas diese aber nicbt ebne weiteres als ortsttblicb angßscben 
werden können, ist /.utreflVnd in einem liiitacbten der Breslaner Handelskammer 
(HfPsnifeM r.>Of) S -JOI Nr. t;.".!«' nns^iefiihrt 

EUeubahurvclill. b:utäclit*l<luui;eu. äuiidürliot't i{&jälir. ÜCHtolieo. 8 
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besondere Gebühr in Anrechnung gebracht; ebenso ffir Vorsditt^e, die 
der Lagerhalter auf das Gut gew&brt, für die Besorgung der Ver- 
sicherung usw. 

Ist eine örtliche Übung nicht festzustellen, so konmien die Be- 
stimmungen dn i;§ 316, 315 BGB. zur Anwendnnnr : der Lagi^rlialter hat 
das Lagergeld zu bestimmen. Es raiiss im Zweifel dem billigen Er- 
m^sen entsprechen, widrigenfalls der Richter im Prozess das verlangte 
Lagergeld ermässigen Icann^). 

11. 

Der Lagergeldanspriitli linnlit auf einem K<»ns;('iisii;ih ertrage und 
entsteht daher nicht immer erst mit der tatsächlit In n Einlagerung, 
sundcrii mit dem Abschlu.ss des Vertrages. liiefert alsü der Eiiilagerer 
das Üut nicht uder nicht rechtzeitig ein, su iuidert dies — abgesehen 
vom Verzng des Lagerhalters und dem Falle des 320 B(iB. — an 
seiner Verpflichtimg aus dem Lagervertrage zur Zahlung der Lager- 
kosten grundsätzlich nichts. 

Dasselbe mtlsste gelten, wenn der Einlagerer das Gut zwar ein- 
liefert, aber vor Ablauf der Lagerzeit zurücknimmt Wenn er auch 
das Recht hat, das Lagergut jederzeit zurückzufordern (§ 695 BGB.), 
so könnte dies an sich seine Verpflichtung zur Zalilung des Lagergeldes 
. ffir die ganze ausbedungene Lagerzeit nicht auflieben« Aber das Gesetz 
gibt für diesen Fall eine Sonderregel im § 699 Abs. 3 BGB.: Sofern 
sich aus der Vereinbarung der Parteien nichts Entgegenstehendes er- 
gibt, soll bei vorzeitiger Beendigung der Lagerung nicht der volle 
Lagerzins, sondern nur eine den bisherigen Leistungen des Lager- 
halters entsprechende Vergütung verlangt w( nlcif dürfen. Diese Regel 
ist nicht von so erheblicher praktischer Bedeutung, wie es zunächst 
den Anschein hat; sie findet z. B. niemals Anwendung, wenn nach einem 
feststehenden Tarife oder nach dem Ortsgehranche der Lagerzins für 
volle Zeiteinheiten herechiiet mu\ begonnene ZeitciiilicitiMi für V(dl 
gerechnet werden. Demi hier li( L;rn ciitizi'^t iistclH'nde Aluiiiu linn<jeu 
vmt: aticit da, wo »)hne ansdrii( kliciie Al»n (h' drr M<»ssi' t )i tsgei^i :iii( l[ 
ni;t>s}^t l)Pnd ist, gilt eben ilii st i Ortsgebrauch nach 420 IKiB. als ver- 
einbart und schliesst die Auwdidung des 4; 690 Abs. 2 B(tB. aus. 

Nur da, wo es sich um Sondcrabmachungeii im Gegensatz zu den 

») Burchard in dieser Zeitsdirift XVI 365 

* So zutreffend Burchard in dieser Zeitsilirilt XVI 187-18K, liOlKJ, 11». 2-1: 
DUringcr-Hachenbarg III S i89ff.; Oosack, liiirgirliclicij Kecbt § lä4 III; 
Meissner, Bcbaldrerbftltiiisäe ^ 4)S8 Nr. 2. Kinen Realvortrag nehmen dagegen an: 
LcliinAnn-Ring Nr. 3 za § 416 HOB.; Oerttnann, Schuldverliftltnlfls«. Vorbm la 
§ CHK ]]tiV,.. Vlanrk II S 3)35; Fischer>Henle § 68K BC4B.; Lehmann, Lehrhnch 
des Handdsrechls Ü. 960. 
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sonst gtlteiideii TiiriiVii tler rii tlicheri (Tbun}?efi oder um Abmachungen 
mansfcls besteliendtT Tarife iitul iirtlicher Übungen liaiidrlt. kann die 
obige .\iisnalmiev()rs( lirifr An\ven<lung: finden. Aber auch in diesen 
Füllen ist zunächst zu prüfenj ob eine etwa vereinbarte Lag-erzeit nur 
die Bedeutung haben soll , dass der Lugerbalter bis zum Ablaufe dieser 
Zeit den Lagervertrag nicht kündigen darf 422 H6ß.), oder ob diese 
Frist als eine Zeiteinheit für die Berechnung des Lagergeldes angesehen 
werden soll. Nur im ersten Falle kann § 699 Abs. 2 BGB. zur Gel- 
tung kommen. Im zweiten Falle liegt eine diese Gesetzesvorschrift 
ansschliessende Vereinbarang vor. 

Ist die Anwendung des % 699 Abs. 2 BGB. gegeben, so ist die den 
bisherigen Leistungen im Verhältnis zur Gesamtleistung entsprechende 
Vergütung unter Zugrundelegung der Zeit der wirklieben Lagerung und 
der noch ausstehenden Lagerzeit zu Ih i m imen. Das Lagergeld kann einfach 
luiter l'^raständen nach dem blossen Zeitverhältnis gekürzt werden. Aber 
nicht immer ist diese rein mechanische Berechnung am Platze; oft sind die 
JiCistungen des Lagerhalters bei Beginn der Einlagerung grösser, als 
während des Ijaufes der Lagerzeit. Ist z. B. die Berechnung einer be- 
sonderen Eiiilaserniifisjrehühr vcrtra<:!irh ausgesThlosscn. so ist dies bei 
der vor/('iti<;(Mi Ut'i'iidioung des i^agervertrages zu bciücksitlitifzvn. Das- 
selbe gilt, wenn dfi' liii-rpmium besond»Ts für die Laj.a'ruiig der Ware 
Ijprgericlitet oder sonstige ungewöhnliche Vorkehi iiiigcn gLtrütteii werden 
iijü.ssten: ferne]- winii der l^ngerraum überhaupt schwer zu beschaffen 
war nsw . In allen diesen Fällen ist die vergangene Leistung des 
Lagerlnilters verhältnismässig grösser als die iiodi ansstehende Leistung 
desselben. Dementsprechend ist seine bisherigL' Leistung huhcr zu be- 
werten, als dies unter Zugrundelegung der blossen Lagerzeit der Fall wäre 

Liefert der Einlagerer das Gut überhaupt nicht ein, so entsteht 
gleichwohl die Lagergeldforderung. Denn der Lagerhalter bleibt an 
den Lagervertrag seinerseits ebenfalls gebunden und muss zur Empfang- 
nahme des Gutes bereit sein. Erst durch die KQndignng seitens des 
Einlagerers wird der Vertrag beendet*). Für die Berechnung des 
Jjagergeldes steht somit die Kfindigung des Vertrages der Rücknahme 
des Lagergutes gleich. Im Falle der Kfindigung ist das Lagergeld nach 
Massgabe des § 699 Abs. 2 BGB. und den oben erörterten Grundsätzen 
nur bis zum Tage der Kündigung zu berechnen. 

§ 699 Abs. 2 BGB. findet unter den angegebenen Voraussetzungen 
auch dann Anwendung, wenn der Lagerhalter selbst die vorzeitige 
Rücknahme des Gates verlangt und durchsetzt. § 422 Abs. 2 HGB. 

*) Staub Anm. 2 zu § 420 HGB. und DQringer-Hacbenbnrg III S. 492<»- 
^ So satreffend Barchaid in dioser ZeitBcbxift XVII 87—88. 

8^ 
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m. 

Nach den ül)igi'u Regeln (vgl. zu I und II) kann die Höhe de« 
LagergeldcK festgestellt werden, aber nicht seine Fälligkeit. Wann 
der Lagerhalter seine Lagerspesen fordern darf, bestimmt mangels ab- 
weichender Parteivereiubarung das Gesetz. Nach § 420 HGB. wird 
das Lagergeld nach Ablauf je eines Vierteljahres fällig, vom Tage der 
Einlagemng an gerechnet Bei dieser Berechnung wird der Tag der 
Einlagerung nicht mitgezählt. § 187 Abs. 1 und § 188 Abs. 2 BGB. 
Wird also das Gat am 3. Januar eingelagert, so ist die erste Lager- 
geldrate am 3. April desselben Julirrs QUlig*). Das Datum der Fälligkeit 
des Lagei^eldes lässt .sich also kalendermässig genau berechnen. Daraus 
folgt, dass der Eiulagerer mit dem Ablauf <1if s^ s Tages in Verzug 
kommt, ohne dass es einer Mahnung des Lagerhalters bedarf, ij 284 
Abs. 2 B(iB. Vom Tage dei- Fälligkeit des T/agergeUles kann der 
Lagerhalter also Zinsen \'erlangen (§ 288 liCJH.). und zw.ir ä vom 
Thindfit. \v( :ni die Einlagerung aueli auf Seiten des Kinlagerei*s ein 
HaiKlclsocsrliiift ist. si-nst 4 vom lliiii(lcrt. §302 HCiB . ^ 24H HUB. 
\Vt im iiuiM (las La;ii igeld uurli Lagerzins ueiuit, ao ist es duch nicht 
ein Zins im Sinuc des ij 289 RfiB. 

In allen KhIU it wird das Lagergeld spiitestens fällig mit der Rück- 
nahme des Lagergutes oder mit der sonstigen Beendigung tU r L;iger- 
vertrages, z. B. durch Rückgabe seitens des Lagerhalters wegen eines 
wichtigen («rundes 422 Abs. 2 HUB.). Wird also das (Jut schon 
vor Ablauf je eines Vierteljahres von dem Biulagerer zurückgefordert, 
so hat er das Lageigeld sofort bei der Rücknahme des Lagergutes zu 
zahlen. Wird ein Teil des Lagergutes zur&ckgefordert, so wird ein 
entsprechender Teil des Lagergeldes fällig. § 420 Abs. 2 HGB. Der 
Lagerhalter hat hiernach vorzuleisten. Die Verpflichtung des Ein- 
lagerers zur Zahlung des Lagergeldes ist eine «Nachleistung*, sie ist 
erst fällig, wenn die Lagerung beendet ist; dass bei längerer Lagerung 
der Lagerzins alle drei Monate fällig wird, ist keine Ausnahme von 
dieser Regel; denn anch dann erfolgt erst die Bezahlung immer nur 
für die in der Vergangenheit geleistete Anfbi w ilinmg und ].iagerung. 

Der Lagerhalter i>t <1 'Lifgen ausnahmsweise berechtigt, den Lager- 
zins im voraus oder Sicherheitsleistung für denselben zu verlangen, 

') Die Fristen für die Kcrtiolniu des üblichen Lagergeldes und tilr die 
Fülligkeit vvtrdeu alsu, nicht nur wa« den Begiuu der Fiiu>t anbetrifft, durchaus 
verschieden behandelt. Das nach Uonatcu oder — bei Babnspcrfiteuren — nach Tagen 
berechnete Lagergeld wird ebenfallB erat fällig na h Ablani von je drei Munaten. 
Für das am 2 .hiniiar eingelagerte (int wird, wenn dii Ifilcknahnic am 8. April er- 
folgt, aach der obcogenaunten Haiidclsübung bereit« für 4 Mouate Lagergeld berecboet. 
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a) wenn nach dem Abschlüsse des Vertrages in den Vermögens- 
Verhältnissen des Einlagerers eine wesentliche Verschlechterung eintritt, 
durch die der Anspruch auf das Iiagergeld und die sonstigen Ansprüche 
ans dem Lagervertrage gefährdet werden; § 321 BGB. oder 

b) wenn das Lagergut selbst keine hinreichende Sicherheit f&r die 
Lagerkosten bietet. 

Diese letaste Regel folgt ans den Vorschriften der 420 Abs. 2 
letzter Halbsatz nnd § 421 H6B. 

Unerheblich ist, ob der Verkaufswert des Lagergutes von Anfang 
an zn dieser Sicherheit nicht ausreichte, oder erst später gesunken ist, 
z. B. durch Subst^inz Veränderung, teilweisen Verderb, Änderung der 
Mode (bei S;iisoii-Wareii) usw. 

Der zu a) liegt in der Regel nur dann vor, wenn auch die 

Voraussi tzünfrcn zu jregeben sind. Er liat jcdnch seine selbständige 
Bedcntnii^^ wvnu d<r La<rerha]tc'r auf VorauäzalUung oder bicherheils- 
leistuii^ im Falle zu bi verzieht et bat. 

b'iii- dit^ übrigen Lairerkusten gelten teilweise abweicliende Kegein. 
§ 420 11 (in. iji? 67», bti'J BGB. 

Die K'iirkgabe des Lagerguics ist indessen keine Vnrleistnng des 
Lagerhalters: sie hat gegen Zahlung des noch rü( k.stiiiidigen r^ager- 
gi'ldes (und der soHstigtJi Lagerkosten) zu erfolgen. Da.'s J^ugergeld 
ist Zug um Zug gegen die Herausgabe des Gutes zu zahlen. § 420 
HGB., § 320 Büß. 

IV 

Wo hat dei- Kinlai^erer seine i/agergehlschuhl zu erfüllen, wenn 
der l.afcrvertrag hierüher keine Bestimmungen trirtf.-' Die herr.^elieride 
Meinung beantwortet diese Frage dahin, ila.ss der Kinlugi'ivr gemäss 
den allgemeinen Regeln der sjyj 2&.K 270 BUB. uu seinem Wohnsitze, 
bzw. seiner gewerblichen Niederlassun^r zu leisten habe^l. Diese An- 
.si( ht i.^t über ni. E. nur richtig', soweit es sich um die laufende 
Lagei ucldschüld handelt, die während der Dauer des Lager Vertrages 
ZU zahlen ist. Handelt es sich jedoch um die Lagcrgeldf orderung, die 
bei der Beendigung des Lagervertrages oder bei teilweiser RQck- 
nähme des Lagergutes geltend gemacht wird, so hat die Zahlung ge- 
mäss % 420 Abs. 2 HGB. bei der Kttcknahme des Gutes zu erfolgen. 
Darin ist nicht nur eine Zeitbestimmung, sondern zugleich eine Orts- 
bestimmung enthalten. „Bei der Rücknahme des Gutes" heisst: die 
Lagergeldsclmld ist Zug uro Zug gegen Aushändigung des Lagergutes 

M So die gesamte Judikatur: KG. in der .luristischen Wocheilichrift 1902 S. 79 
und Jd agdan-Faikmann ä, 43 usw. Ihr folgt die Literatar. 
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ZU erfüllen*). Wollte man die. Vorschrift des § 420 Abs. 2 anders auf- 
fassen, so konnte sie gar nicht befolgt werden. Ein bloss zeitliches 
Zusammentreffen der beiden Leistungen: Zahlung des Lagergeldes und 
Röclcnahme des Gutes ist nicht zu erzielen, venn sie nicht an dem- 
selben Orte erfolgen. Wie sollte auch der Lagerbalter sein Pfandrecht 
nnd sein etwdiges Zurttckbehaltungsrecht wahren, wenn der Einlagerer 
im Angenblick der Auslicfening: des Lagergutes an seinem Wohnsitze 
zahlen diUfte? Die Annalmie eines verschiedenen LeistunRSortes wäre 
mit dem Pfandrecht des Lag-erhalters nur dann vercinlMr. wenn der 
Einhißferer vorausleisten niiisst( . !)( i- Wortlaut des § 420 Abs. 2 HGB. 
schliesst Jedoch eine Vorausleistung' des Einlagferers aus. Bei Zug-um- 
Zu^^-Leistunp II Kil)t es für die gegenseitigen Leistungen nur einen 
einzi^ren ErlüUung^sort. 

Eine dem S; 420 Abs. 2 BGB. entsprefhende Bestiniinmiji Hndet sich 
beim Werk viTtraizc N'ach § H41 B(rB ist (]ir \'cr^iitung bei der 
Abnahme des Wrrkfs zu ciitriclitcii. Dirst- Vors< lirit't wird in der 
Judikatur Jetzt so verstuiuleii. d.iss di r Lcisriuii^sn rt und die Lei.«tungs- 
zeit für die beiderseitigen Verptlichtungen der Parteien zusannneu- 
fallen*}. 

V 

Der Ansjiruch auf ]iag<'rgeld verjährt - nach der zurzeit üIk i- 
wie*rend vertretenen Mcinnn? — in dreissig Jahren-') Aber schon 
I,('liitiann-K.ing*) (l;u-aiit' hingewiesen, dass im Vrr;:leich zu der 

kurzen VerjiUinintzsfi ist , die lur die Aii.>]ti in lic der Kaiifh'ute. ins- 
be.sondere der Spfditriiie . Kommissionäre und Fradil fülirn' aus ihren 
lautenden Geschäften (•iii;.>t tiihrt ist, ei» unuiuglicli uiigchLU könne, den 
Anspruch des Lagerhalters der gewöhnlichen ih'eissigjährigen Verjährung 
zu unterwerfen. Dieser Gedanke ist durchaus zutreffend. £s wäre eine 
seltsame Anomalie, wenn die sonstigen Anspräche der Kaiifleute auf 
Vei^ütung ihrer Leistungen der kurzen Yeijährungsfrist von zwei oder 
vier Jaliren unterliegen sollten, wübrend die Ansprache des Lagerhalters 
erst in der dem heutigen sclmellen Verkehre gar nicht angepassten Frist 
von 30 Jahren verjähren würden. 

■) .su zutreffend: Lchuitinri-IiiDg Nr. 4^ ZU § 420 flöB. A. M. Simonson 

in Goldschniiflts /»if mIh it't W.X .'»liT 

*j Vgl. die Kntsioht iduiij; des < tbcrlutidesgeridit^ (.'«»haar vom 5, >>üvembcr 15K)7 
bei Mugdan-l'ulkmuiin 16, LDL Anderer Meinung war frflbec d»« Kamin«rg«iicht 
ebenda 6, 379. 

^ Su: nuringcr-ltiichcubuTg ni S. 521; Makower Anm. I nild Staub 

(8. Aufl.» Anm 2 zu S 42:^ HGB. 
*) Nr. 2 »u 8 42a Hüli. 
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Wie bereite oben ausgefUlirt, ist das Lagergeld eine nach der Zeit 
der Lagerung berechnete und in regelmässig wiederlcehrenden 
Terminen fallig werdende Leistung. Sie steht also insofern auf 
gleicher Stufe wie die Kapitalzinsen, die Miets- und Pachtzinsen. Man 
spricht ja deshalb auch von Lagerz tnsen. Es dürfte daher keinem 
Zweifel unterliegen, dass die Verjährungsvorschrift des § 197 BGB. 
auch anf die Lageigeldforderung Anwendung findet^). 

Das Lagergeld verjährt mitbin, wie alle sonstigen regelmässig 
wiederkehrenden Leistungen, in vier Jahren. Die Frist wird vom 
Schlüsse des Jahres an gerechnet, in welchem der Betrag fällig ge- 
worden ist. § 201 BCiB. 

Die Hemmung und die Unterbrechung der Verjiilirnng richten sich 
nach den allgemeinen Vorschriften ri5§ 202 ff. BOR ). Wird die Ver- 
jährung des La<irryvldnns])ni()is untt ilu-ochen , so liiutt die neue Ver- 
jähnutfrstri^r iiielit ci-st wieder vom 8* Ii hisse des Jahres an, in welchem 
die rnicihrec liuiig aufbort, äuudern suturt von der Beendigung der 
Unterbrechung au*). 

VI. 

Die Lagergeldfordemng ist durch ein gesetzliches Pfandrecht am 
Lagergute gesichert § 421 HOB. Häufig hat der Lagerhalter auch ein 
kaufmännisches Zurückbehaltungsrecht an dem Gute (§ 369 BGB.), so- 
wie em Zurückbehaltungsrecht nach bürgerlichem Recht (§ 273 BGB.). 
Anf diese Rechte soll hier nicht näher eingegangen werden, da die all- 
gemeinen Regeln zur Anwendung kommen, ohne dass für die Lager- 
geldfordemng etwas besonderes gilt. 

Das Pfandrecht umfasst das gesamte Lagei^t, auch wenn letzteres 
einen erheblicli höhere Wert hat, als die gesamten anf dem Gute 
ruhenden Lagerkosten betragen. Es besteht an den eiii/i Tn ii Teilen 
d^ Lagergutes, 80 daxs nach Auslieferung eines Teiles der Rest für die 
gesamte Lagergeld forderung haftet Von mehreren (iütern haftet jedes 
für die ganze Forderung (i^ 1222 lt(iH.). Als ein Ausflnss des Pfand- 
rechts stellt sich die Bestimmung des § 420 Abs. 2 letzter Ualbsatz 
HGß. d;ii : 

Wird lia-ä (int teilweise zurttckgenomaien , so ist nur ein entsprechender Teil 
(sc. der Lagergcldfordernng) sa bencbtigen, es sei denn, dass das anf dem 
Lager verbleibende Oat snr Sielierang des Lagerhalters nicht aas> 
reicht 

Der Lagerhalter ist natürlidi nicht auf sein dingliches Recht an 
dem Lageigute angewiesen. Die Lagergeldforderung Ist eine persDn- 

') Wl. Recht 1908 Nr 8 S. :i29. 
g 217 BÜB, and liG. 65, 268. 
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liehe Fordiriui^^, für welche der Einlurierer mit seinem ganzen Ver- 
mögen haftet. Kl" kann sich auch durch eine Abandon-Erklärnng von 
der Lagergeldschuld niclit befreien. Das Bestehen des Ffandreehteft 
(ebenso das etwaige Zarfickbehaltungsrecht) des Lagerhalters i.st jedoch 
insofern ein Schutz des Binlagerers yor einer ZwangsTOllstreckung in 
sein fibriges Vermögen, als der I>agerhalter gemäss § 777 ZPO. znnäcbst 
nur in das Lagergut vollstrecken darf ; nur wenn er durch dieses nicht 
hinreichend gedeckt ist, ist die Zwangsvollstreckung in das übrige Ver- 
mögen des Sinlagerers zulässig. 

Das Pfandreciit besteht weiter, auch wenn die Lagergeldfordemng 
bereits verjährt ist. Das ist für die sogenannten vergessenen Lager- 
güter wichtig. Auf den meisten Lagerspeicherji befinden .sich nämlich 
Cüter, deren £inlagerer sich nicht meldet, ja selbst ('üter, bei denen 
die Adresse oder gar die Person des Einlagerers nicht einmal gewiss 
ist. Aus diesen (Jüteru kann sich der Lagerhalter wegen seiner ge- 
samtefi Lagergeld forderung, einschliesslich der bereits verjährten Haten, 
Befriedigung verschaffen. 
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Von Dr. Friedrieb Weber, DirektioDsrat in Traonstein. 



In den neunziger Jahren des vorigen Jahrhandertü ergab sich auch 
auf den deutschen Bahnen die Notwendiglceit, die. Bahnsteigsperre ein^ 
zuführen^), um einerseits die Kontrolle der Fahrkarten zu erleichtem 
und zu vereinfachen und um andererseits vom Bahnsteig Personen, die 
nicht befördert werden wollen, möglichst fernzuhalten. Der erste Gnmd 
wurzelt im Beforderungsvertrag und richtet sich gegen das reisende 
Publikum, der zweite ds^regen trifft das nichtreisende Publikum. Diesem 
doppelten Zweck entsprechend war auch die Wirkung eine doppelte. 

Für die Beisenden wurde mit der Einführung der Bahnsteigsperre 
ilio Aufnahme einer Bestimmung in die Yerkehrsordnung nötig, wonach 
die Falirkarten auch beim Betreten und beim Verlassen des Bahnsteigs 
vorgezeigt werden müsscM Tin übrigen aber trat in den rechtlichen 
Beziehungen zwischen der Eisenbuimverwaltung und den Reisenden eine 
J\nderung nicht ein. Mit der Fahrkarte (Einzel- oder Monatskarte) 
kann der Rfisfiulo die Bahnsteigsperre zu den Züfren. zu deniMi tlie 
Katti Ix fer litif^r. betreten, und zwar mangels eiiici- gegenteiligen i^e- 
stiuniiuug der VerkehrsordnmiL'^ sollest dann, wenn er gar nicht den 
Willen hat, einen Zug zu bcinit/.en "j. Die vertragsniässige Haftung der 
Eisenbahnverwaltung ferner für einen ungefäladetea Zu- und Abgang 
zum und vom Zug besteht anerkarintcrmassen ohne Hückaicht darauf, 
ob eine Bahnsteigsperre vorhanden ist oder nicht 

') ä. biurzu den KouiinenUr zur EiseDbahnTerkehrsordnaog von Dr. Eger 2. Aofl. 
S. 94 und 96 Amn. 83. 

Andwer Ansicht ein oberlandeagcricbtliches Urteil in „Das Recht" Bd. XI 

."5. 1050 bei Beni'tt;ilung der Krage nh jrninml Ix i Kinfritt auf den Bahnsteig mit einer 
Fahrkarte zu .'i l'ft'rniig. statt einer IJahnsteigkarte ?.u 10 I'frnnie. <^\r^v Me Absicht 
zu reisen, strufbar ist. Dieser Ansicht entgegen Deutschi- .luristen/eituag Xli .s. 1319. 
^ Jnrisliwlie Wodraisolirift 1906 S. 186 n. 426, 1909 8. 284. 
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WL'si'iitliili stürktr war di( Wirkiuifr der Spi rn f^rpvnülK'r dem 
iiirlitn iscinlen Piil)likmii Wiihreiui Irülier die Baliiiv('r\valtiin<i* von 
iliiciu in f\vv }M^-('jil>;iliiil)etrj('l»s- und iit der Hnlinordinnip' nmn Kisoii- 
baliubau- und ik-tru )'>i'rdimF(ir) « ini^ri iniintrii pulizeiliclieii Heclito. über 
das Betreten der Strit i()iis;iiil,igvii zu bestimmen, mir ireriii*ien (iebraiuli 
^remaeht hat, wurde hhiiiih lir der Zutritt für Xiebtreisende von be- 
stiiniuten Vuraussetzui»p< n :il'liun<ri^'- «remaeht. Als retrelmassiges Er- 
fordernis für diu Zutritt wurde hierbei die Lösung einer entiieltlichen 
Karte (Balinsteijrkarte) aufgestellt; doch behielt sieh die Bahnverwaltun<r 
dein pülizeilicheu Charakter der Masssregel entsprechend vor, den Zutritt, 
falls Gründe öffentlicher Katiu* dafür sprechen (Zuladung der Polizei- 
organe, von Militär, von Bericliterstatters der Zeitungen) oder wenigstens 
ein cisenbahnseitiges Interesse an der Zulassung bestand (Beihilfe beim 
Gepäok, Zeitnngsverlcauf), ohne weiteres zu gestatten, oder aucli, falls 
zur Sicherung des Betriebs geboten (Massenandrang von Personen), den- 
selben rundwegs auszuschliessen. 

Mit dem Erwerb der Erlaubnis zum Eintritt wurde sonach die 
Freigabe von einer polizeilichen Beschränkung erzielt Hiermit hat der 
Einzelne aucli den Zweck, den er bei Lösung der Bahnstei^rkarte ver- 
folgte, erreicht Wir schon aus »ler Verschiedenheit dieses Zweckes, 
dei- vielfach mit der Personeid »eförderung ausser Zusammenhang steht 
(z. B. bei Abgabe von Briefschaften am Eisenbahn-Postwagen, Besuch 
einer innerhalb der Sperre betindlichen Kestauration). hervorgeht, strebt 
der Einzelne bei Erfüllung der Vnr.nissetzungen zum Eintritt nicht an. 
mit der E}s(<nli;iliii\ i i w ;iltuna' in ( in bestimmtes Hechtsverhaltais zu 
tii'tcu; iliii k'ilel iiuf di r t^edunke. ein liindi'inis zu beseitigen, das 
seinem auf andere Zwecke gerichteten Willen i ntuvurnsteht. 

Hierans er*>ibt sich, dass eine Hchadciist r.^aTzfordeiunir nicht ent- 
steht, wenn trutz Ki tiillnng der Vuranssetzangeü die Eis» nlmhiiv» rwal- 
tung den ]*Liiitntt in iln- Sperre nicht gestattet, dass abci auch i-ine 
Haftung der Verwaltung aus einem Jlechtsverhültuis, also hier nach dir 
Verkehrsordnung und hiermit gemä^ss § 9 derselben die strenge Haftung 
für ihre Leute, nicht vorhanden ist. Aus dem Umstand allein^ dass die 
erwähnten Vorschriften über die Bahnsteigsperre in ^21 der Verkehrs- 
ordnung aufgenommen wurden, kann die Anschauung, ein Rechtsverhält- 
nis sei zwischen der Bahnverwaltung und dem, der die Bahnsteigkarte 
löste, entStauden, nicht abgeleitet werden, da anerkanntermassen in die 
Verkehrsordnung aus Zweckmässigkeitsgründen mehrere Bestimmni^en 
aufgenommen wunlen (z. B. §§16, 22 der VerkO.), die als Ordnungs- 
vorschriften in die Betriebsordnung gehören und dort sich auch zum 
Teil befinden (z. B. § 61 (nun 81) der Betriebsordnungj. Die Bestim- 
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mm\<^ abir. (las?;, wvr als Xiclitrcisotuler lüp jibg-esperrten Teile eines 
Bahnhofs iinhefu^ti iwiise betritt, tincii H« trau von 1 Mark zu zahlen 
hat, kennzeichnet sich als eine Ordiiiui^sstratf, deren Kinzu'j den Eisen- 
bahnbeaniten als Polizeiorgaiaii iilieiti;i<^tii ist: littitit doch von der 
Zahlung des Betrages auch der Bcsiu ciiu r iiiu li den Vorschriften der 
Betriebsordnung erteilten kosteniuseii Erlaubniskarte 

*) Attm. des Heranagebers: Daa Rü. hat sich bereits mit der Frage befasat« 
o1) die LSaong der Bahnsteigkarte ein vertragsmftssiges Recht darauf gewährt, dass 

der EisenbuhnbctricbsuntiTiK'hiTier für einen sicheren Verkehr auf dem Balmstcigo /u 
sor^ori li iJ« oder ob sie nicht vi^'lmehr lediglich ein Kecht auf Aufenthalt, auf dem 
Bahnsteig gibt. Die Kutscbeidung ist al>er offen gelassen. Vgl. Ei8eub£. XXIV S.383. 



Bnclidnickwrel Ifawetsk« * Hirtin, Tielmiu 1. Sehl. 
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